88 


Saaten nge 


Presented to the 
LIBRARY of the 
UNIVERSITY OF TORONTO 


by 


Rutherford Library, 
University of Alberta 


Digitized by the Internet Archive 
in 2010 with funding from 
University of Toronto 


http://www.archive.org/details/parlementarische00rauc 


Parlamentariſches 


Taschenbuch 


enthaltend die 
Verfaſſungen 


Nordamerika, Norwegen, Neapel, Toscana, Sar— 
dinien, Rom, Oeſterreich, Belgien, der Schweiz, 
England und den Entwurf einer deutſchen 
Reichsverfaſſung. 


Deutſch herausgegeben 


von 


Dr. A. Nauch⸗ | 


Zweiter Abdruck. 


— — — — 


Erlangen, 
Palm'ſche Verlags buchhandlung. 
1848. 


r 


u 


enfin ann 


81 


den 


= 


non. 


MI nder eee eee Ant 
aucb W ie eie uma anti 


+ 5 Nee Ga en 
IIA ch, point 


2, 8 han 1% 0 


1 


re: 


| 4 J ptulsuethndenahr „1 
DIET: Nr 


7 7 — ER 1 N 
R 3 
. Pr 4 — r Pi wa Kir 


a 


Norwort. 


Bei der Auswahl der vorliegenden Sammlung iſt 
vorzugsweiſe auf diejenigen Verfaſſungswerke Rückſicht 
genommen worden, welche in ihren einzelnen Theilen 
fewehl bei dem Aufbau der deutſchen Nationalvertretung, 
als bei der Umgeſtaltung der Verfaſſungen in den ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten als Vorbild dienen können. 
Hieher rechnen wir vor Allem die nordamerikaniſche, 
die norwegiſche und belgiſche Verfaſſung. Neu und in 
vieler Beziehung nicht unwichtig find die öſterreichiſche 
und die italieniſchen Verfaſſungen, von denen die neapo⸗ 
litaniſche und toscaniſche hier zum erſtenmale in voll: 
ſtändiger, deutſcher Heberſetzung erſcheinen. Als Quellen 
wurden, neben den Originalien, die bekannte Pölitz'ſche 
Sammlung und bei den Auszügen auch die Tagesblätter, 


vi Verwert, 


namentlich die Allgemeine Zeitung und der Correſpondent 
v. u. f. Deutſchland benutzt. Der Zweck des Buches 
iſt einfach der, den Mitgliedern der ſtändiſchen Verſamm— 
lungen und allen denjenigen, welche für parlamentariſche 
Gegenſtände ein beſonderes Intereſſe haben, ein be— 
quemes Mittel darzubieten, ſich über die Verfaſſungs— 
verhältniſſe anderer Länder Raths zu erholen, 
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Inhaltsverzeichniß⸗ 


Seite 


Conſtitution der Vereinigten Staaten von Nordamerika 1 


Conſtitution des Königreichs Norwegen ... 
Neapolitaniſche Verfaſſun g. 


Fe eee, su au a seen 


Verfaſſung für Piemont und Ger en 5 


8 * 0 * 


s 


Grundgeſetz für den Kirhenitaat. 2222200. 
Oeſterreichiſche Verfaſſungg. ... . 


Staatsverfaſſung Belgien ... 
Schweizeriſche Bundesverfaſſun g.... 
Grundzüge der engliſchen Verfaſſung... .. 
Entwurf des deutſchen Reichsgrundgeſetzes .. 


4 


Willie 


When ander 


sind 


* 


* 


1 


N 5 8 Au 
A n 5 2 


— 


969 % 
89 * 
1 
— 
8 
9 
u. © 
* 
* 


W 
Fi 
4 
ci 
er 


ve‘ 
4 0 
ii 
7 

* 
Erna, 


A 
3 


a 


1 hm ane 00 1215515 1 


5 * 
BERTE 63: Pe 


.> ‚ 2 5 1 
ent, Nein a 


ri) N 1 TP. i je 


8 


ee erholen 


oel 


— 
„= 


5 } 


LP m Em . 


Conſtitution 
der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika 
vom 17. September 41787. 


Um eine vollkommene Union zu ſchließen, um 
Gerechtigkeit und innere Ruhe zu befeſtigen, für die 
gemeinſame Vertheidigung zu ſorgen, die allgemeine 
Wohlfahrt zu fördern, und uns ſo wie unſern Nach— 
kommen den Segen der Freiheit zu erhalten: haben 
Wir, das Volk der Vereinigten Staaten von 
Amerika, verordnet und eingeführt: 


Erſter Artikel. 


1. Die geſammte, hierdurch verliehene, gejeg- 
gebende Gewalt, ſoll einem Congreſſe der Vereinigten 
Staaten anvertraut ſein, der aus einem Senate und 
einem Hauſe der Repräſentanten beſtehen ſoll. 

2. Das Haus der Repräſentanten ſoll aus 
Mitgliedern beſtehen, die alle zwei Jahre von dem Volke 
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der verſchiedenen Staaten gewählt werden und die 
Wählenden in jedem Staate ſollen die Eigenſchaften 
beſitzen, welche bei denjenigen erforderlich ſind, die den 
zahlreichern Theil der Legislatur jedes Staates wählen. 

Niemand kann ein Repräſentant ſein, wenn er 
nicht 25 Jahr alt, 7 Jahr lang ein Bürger der Ver— 
einigten Staaten geweſen und wenn er nicht zur Zeit 
der Wahl ein Einwohner des Staates iſt, in welchem 
er gewählt wird. 

Die Zahl der Repräſentanten und die directen 
Taxen, ſollen in den verſchiedenen Staaten, welche in 
dieſe Union eingeſchloſſen werden mögen, nach ihrer 
reſpectiven Volkszahl beſtimmt werden. Dieſe Volks— 
zahl ſoll alſo feſtgeſetzt ſein, daß zu der ganzen Zah! 
freier Perſonen, worunter diejenigen mit einbegriffen 
find, die ſich nur auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren 
zum dienen verpflichtet haben, wovon aber die nicht 
beſchatzten Indier ausgeſchloſſen werden, noch drei 
Fünftheile aller andern Perſonen hinzugefügt werden. 

Die wirkliche Zählung ſoll binnen drei Jahren 
nach der erſten Verſammlung des Congreſſes der Ver— 
einigten Staaten veranſtaltet und ſofort in jedem 
Zeitraume von 10 Jahren alſo wiederholt werden, wie 
es dieſelben nach dem Geſetze anordnen werden. Die 
Zahl der Repräſentanten ſoll ſich alſo verhalten, daß 
nichtmehr als Einer auf 30,000 gewählt werde; 
aber jeder Staat ſoll wenigſtens Einen Repräſen— 
tanten haben. 

Ehe nun die genannte Zählung geſchehen kann, 
ſoll der Staat von New-Hampfſhire das Recht haben, 
drei zu wählen; Maſſachuſett, acht; Rhode Island und 
Provindence-Plantations, einen; Connecticut, fünf: New - 
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York, ſechs; New-Jerſey, vier; Pennſylvanien, acht; 
Delaware, einen; Maryland, ſechs; Virginien, zehn; 
Nord-Carolina, fünf; Süd-Carolina, fünf und Geor— 
gien drei“). 

Wenn bei der Repräſentation irgend eines Staa— 
tes Vakanzen entſtehen, ſo ſoll die executive Autorität 
desſelben eine Wahl ausſchreiben, um dieſe Vacanzen 
zu beſetzen. 

Das Haus der Repräſentanten ſoll ſeinen Sprecher 
und ſeine übrigen Beamten wählen und es ſoll allein 
das Recht der Anklage gegen untreue Staatsdiener 
beſitzen. 

3. Der Senat der Vereinigten Staaten ſoll aus 
zwei Senatoren von jedem Staate beſtehen, 
welche von der Legislatur deſſelben auf ſechs Jahre 
7 800 werden und jeder Senator ſoll Eine Stimme 

aben. 

Sobald ſie ſich nach der erſten Wahl verſammeln, 
ſollen ſie ſogleich in drei Klaſſen vertheilt werden. 

Die Stellen der Senatoren von der erſten Klaſſe 
ſollen nach Verlauf des zweiten Jahres vacant werden; 
die von der zweiten Klaſſe nach Verlauf des vierten 
Jahres und die von der dritten Klaſſe nach Verlauf des 
ſechsten Jahres, ſo daß ein Dritttheil alle zwei Jahre 
neu gewählt werde. Wenn ſich Vacanzen durch Reſig— 
nation, oder auf andere Art, während des Receſſes 
der Legislatur irgend eines Staates, ereignen ſollten, 
ſo ſoll die executive Autorität deſſelben die erledigte Stelle 


) Dieſer Artikel iſt durch neue Geſetze bereits genauer beſtimmt. 
Nach einer Congreß⸗Akte vom 14. April. 1792 wird von 33,000 
Einwohnern jedes Staates Ein Repraͤſentant gewählt. ©, 
Ebeling s Geogr. Thl. 1. S. 58. 
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proviſoriſch beſetzen, bis zur nächſten Zuſammenkunft 
der Legislatur, welche alsdann ſolche Vacanzen aus— 
füllen ſoll. 

Niemand kann ein Senator werden, wenn er nicht 
bereits 30 Jahr alt, 9 Jahr ein Bürger der Vereinig— 
ten Staaten geweſen und nicht, wenn er gewählt wird, 
ein Einwohner des Staates iſt, für welchen er ge— 
wählt wird. 

Der Vicepräſident der Vereinigten Staaten ſoll 
Präſident des Senates ſein, aber keine Stimme 
haben, ausgenommen, wenn die Stimmen der Sena— 
toren gleich getheilet ſind. 

Der Senat ſoll ſeine übrigen Beamten wählen, 
ſo wie auch einen Präſidenten pro tempore, in der 
Abweſenheit des Vicepräſidenten, oder wenn dieſer das 
Amt des Präſidenten der Vereinigten Staaten verſehen 
müßte. 

er Senat ſoll allein das Recht haben, jede An— 
klage gegen untreue Staatsdiener zu unterſuchen. 
Wenn er zu dieſem Endzwecke eine Sitzung hält, ſoll 
er darübe, vereidet werden. 

Wenn ein Präſident der Vereinigten Staaten ver— 
hört wird, ſo ſoll der Oberrichter präſidiren und Nie— 
mand ſoll verurtheilt werden können, wenn nicht zwei 
Dritttheile der anweſenden Mitglieder für das Ur— 
thel geſtimmt haben. | 

Ein Urthelſpruch im Falle einer Anklage gegen un— 
treue Staatsdiener ſoll ſich nicht weiter erſtrecken können, 
als auf Entfernung vom Dienſte und Abſprechung des 
Rechtes, irgend ein Amt, welches Ehre, Zutrauen oder 
Vortheile gewährt, in den Vereinigten Staaten erhalten 
und führen zu dürfen. Aber der überführte Theil ſoll 
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demungeachtet noch der gerichtlichen Anklage, dem Kri— 
minal⸗Proceſſe, der Verurtheilung und Beſtrafung nach 
dem Geſetze unterworfen ſein. 

4. Zeit, Ort und Art der Wahl der Senatoren 
und Repräſentanten, ſoll jeder Staat durch ſeine Legis— 
latur beſtimmen; aber der Congreß kann zu jeder Zeit 
ſolche Verfügungen durch ein Geſetz machen oder ver— 
ändern, ausgenommen die Beſtimmung des Ortes, wo 
die Senatoren gewählt werden. 

Der Congreß ſoll ſich wenigſtens einmal in jedem 
Jahre verſammeln und die Verſammlung ſoll am erſten 
Montage im December gehalten werden, wenn ſie nicht 
durch ein Geſetz auf einen andern Tag anberaumt wor— 
den iſt. 

5. Jedes Haus ſoll über die Wahl und die Eigen— 
ſchaften ſeiner Mitglieder Richter ſein; die größere Zahl 
der Mitglieder eines jeden Hauſes muß verſammelt ſein, 
um ein Geſchäft vornehmen zu können; iſt aber die zur 
Berathung und Beſchlußfaſſung nothwendige Anzahl 
von Mitgliedern nicht anweſend, ſo kann ſich das 
Haus von einem Tag auf den andern vertagen und 
iſt berechtigt, die abweſenden Mitglieder auf ſolche 
Art und mit ſolchen Strafen, als jedes Haus für gut 
finden wird, zu zwingen, ſich zu ſtellen. 

Jedes Haus ſetzt die Regeln ſeines Verfahrens 
feſt, ſtraft ſeine Mitglieder wegen ſchlechter Aufführung 
und kann, mit Uebereinſtimmung von zwei Drittthei— 
len, ein Mitglied ausſtoßen. 

Jedes Haus führt ein Tagebuch ſeiner Verhand— 
lungen und publicirt dasſelbe von Zeit zu Zeit; ausge- 
nommen ſolche Theile, die nach ſeiner Beurtheilung ge— 
heim gehalten werden müſſen. Auch das Ja und Nein 
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der Mitglieder eines jeden Hauſes über irgend eine 
Sache ſoll, auf Verlangen von einem Fünftheile der 
gegenwärtigen Mitglieder, in das Tagebuch einge— 
ſchrieben werden. 

Keines von beiden Häuſern ſoll während der Si— 
tzung des Congreſſes, ohne Einwilligung des andern, 
ſich länger als auf drei Tage vertagen, noch ſich an 
einem andern Orte verſammeln, als da, wo die bei— 
den Häuſer ihre Sitzung halten. 

6. Die Senatoren und Repräſentanten ſollen eine 
Entſchädigung für ihre Dienſte erhalten, 
die ihnen durch das Geſetz zugeſichert und aus der 
Schatzkammer der Vereinigten Staaten ausgezahlt wer— 
den ſoll. Sie ſollen in allen Fällen, ausgenommen 
Verrätherei, Felonie und Brechung des Friedens, wäh— 
rend ihres Dienſtes, während der Sitzung ihres reſpec— 
tiven Hauſes und während ihres Hinganges und ihrer 
Rückkehr von demſelben, vom Arreſte frei ſein; auch 
ſollen ſie nicht an irgend einem andern Orte wegen 
ihrer Reden oder Streitigkeiten in einem von beiden 
Häuſern belangt werden können. 

Kein Senator oder Repräſentant ſoll während der 
Zeit, für welche er erwählt iſt, zu irgend einem bür— 
gerlichen Amte unter der Autorität der Vereinigten 
Staaten berufen werden können, welches während die— 
ſer Zeit errichtet, oder deſſen Emolumente indeſſen 
vermehret worden, und Jeder, der irgend ein Amt 
der Vereinigten Staaten bekleidet, ſoll unfäbig ſein, 
während ſeines Amtes ein Mitglied eines der beiden 
Häuſer zu werden. 

7. Alle Bills wegen Erhebung der Abgaben 
ſollen urſprünglich von dem Hauſe der Repräſen— 
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tanten ausgehen; aber der Senat kann Verbeſſerun— 
gen vorſchlagen, und dabei, wie bei andern Bills, 
concurriren. 

Jede Bill, die in dem Hauſe der Repräſentanten 
und im Senate durchgegangen iſt, ſoll dem Präſiden— 
ten der Vereinigten Staaten vorgelegt werden, ehe ſie 
Geſetzeskraft erlangt. Billigt er ſie, ſo ſoll er ſie 
unterſchreiben; wo nicht, ſo ſoll er ſie mit ſeinen 
Einwendungen dem Hauſe zurückſchicken, wo ſie ihren 
Urſprung erhalten und dasſelbe ſoll dieſe Einwendun— 
gen insgeſammt in ſein Tagebuch einſchreiben und die 
Bill noch einmal in Erwägung nehmen. 

Wenn nach dieſer zweiten Ueberlegung zwei Dritt— 
theile dieſes Hauſes für die Bill ſtimmen, ſo ſoll ſie 
zugleich mit den Einwendungen an das andere Haus 
geſchickt werden, welches dieſelbe gleichfalls noch einmal 
in Erwägung nehmen ſoll; wird ſie auch hier von zwei 
Dritttheilen gebilligt, ſo ſoll ſie Geſetzeskraft erhalten. 

Aber in allen dieſen Fällen ſollen die beiden Häuſer 
durch Ja und Nein ihre Stimmen ablegen und die 
Namen der Mitglieder, welche für oder gegen die Bill 
ſtimmen, ſollen in das Tagebuch eines jeden Hauſes 
eingetragen werden. Wenn der Präſident eine Bill 
nicht binnen zehn Tagen (die Sonntage abge— 
rechnet), nach dem ſie ihm vorgelegt worden, zurück— 
ſendet, ſo ſoll ſie Geſetzeskraft erhalten, als wenn er 
ſie unterzeichnet hätte; es müßte denn der Congreß 
ihre Rückſendung dadurch verzögern, daß er ſich auf 
eine längere Zeit vertagte; in dieſem Falle ſoll ſie 
nicht Geſetzeskraft erhalten. 

Jede Ordre, Reſolution, oder jedes Votum, wozu 
die Concurrenz des Senats und des Hauſes der Re— 
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präſentanten nöthig iſt, (den Fall der Vertagung aus— 
genommen) ſoll dem Präſidenten der Vereinigten 
Staaten vorgelegt werden; er muß ſie billigen, wenn 
ſie gelten ſollen; wenn er ſie mißbilligt, ſo müſſen ſie, 
nach denſelben Regeln und Einſchränkungen, wie die 
Bills, von zwei Dritttheilen des Senats und des 
Hauſes der Repräſentanten noch einmal gut geheißen 
werden, um Gültigkeit zu erlangen. 

8. Der Congreß hat das Recht, Taxen, Abgaben, 
Impoſten und Aceiſe aufzulegen und zu heben, Schul— 
den zu bezahlen und für die gemeinſame Vertheidigung 
und Wohlfahrt der Vereinigten Staaten zu ſorgen; 
aber alle Abgaben, Impoſten und die Aceiſe 
müſſen in den geſammten Vereinigten Staa— 
ten gleichförmig ſeyn. 

Er kann ferner auf den Kredit der Vereinigten 
Staaten Geld borgen, den Handel mit auswärti— 
gen Nationen und unter den verſchiedenen Staaten, 
wie auch mit den indiſchen Völkerſchaften, anordnen; 

einförmige Regeln, nach welchen Fremde natu— 
raliſirt werden und einförmige Geſetze über Bankerotte 
in den Vereinigten Staaten vorſchreiben; 

Geldmünzen, den Werth derſelben, fo wie der 
ausländiſchen Münzen reguliren und Maß und Ge— 
wicht feſtſetzen; 

diejenigen ſtrafen, welche Banko-Noten und eur⸗ 
rente Münzen der Vereinigten Staaten nachmachen; 

Poſtämter und Poſtſtraßen anlegen; 

das Aufblühen der Wiſſenſchaften und nützlichen 
Künſte dadurch befördern, daß er den Schriftſtellern 
und Erfindern ausſchließende Privilegien für ihre 
Schriften und Erftidungew auf beſtimmte Zeit verleiht; 
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ſeh Tribunale errichten, die unter dem Obergerichte 
ſtehen; 

Seeräuberei und Felonie auf offener See und 
Vergehen gegen das Völkerrecht genau beſtimmen und 
beſtrafen; 

Krieg erklären, Erlaubniß zu Repraſſalien er- 
theilen und über Kapereien zu Waſſer und zu Lande 
verfügen; 

Armeen errichten und unterhalten, aber das dazu 
erforderliche Geld kann nicht länger als auf zwei 
Jahre angewieſen werden; N 

eine Flotte anlegen und unterhalten; 

über die Einführung einer Land- und Seemacht 
Geſetze vorſchreiben; 

die Miliz verſammeln, die Geſetze der Union in 
Ausübung bringen, Inſurrectionen unterdrücken und 
Angriffe zurückſchlagen; 

er ſorgt für die Organiſation, Bewaffnung und 
Disciplin der Miliz und für das Gouvernement eines 
ſolchen Theiles derſelben, der im Dienſte der Ver— 
einigten Staaten gebraucht wird; doch überläßt er 
den Staaten die reſpeetive Ernennung ihrer Offictere 
und das Recht, die Miliz nach der vom Congreſſe 
vorgeſchriebenen Disciplin zu bilden. 

Er übt ausſchließend die geſetzgebende Gewalt 
in allen Fällen über die Diſtricte aus, die (nicht über 
zehn engliſche Quadratmeilen groß) von den beſonde— 
ren Staaten abgetreten, von dem Congreſſe angenom— 
men und alſo unter die Regierung der Vereinigten 
Staaten gekommen ſind; ſo auch über alle Plätze, die 
mit Einwilligung der Legislatur des Staates, in dem 
ſie liegen, angekauft ſind, um Feſtungen, Magazine, 
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Arſenale, Schiffsdoggen und andere nothwendige Ge— 
bäude ee anzulegen. 

Endlich gibt er auch alle Geſetze, die nöthig und 
dienlich ſind, um die genannten Rechte und die, durch 
dieſe Conſtitution, der Regierung der Vereinigten 
Staaten, oder einem Departement, oder einem Beamten 
derſelben verliehene Gewalt in Ausübung zu bringen. 

9. Die Einwanderung oder Einführung ſolcher 
Perſonen, welche einer der gegenwärtigen Staaten zu— 
zulaſſen für gut findet, ſoll nicht vor dem Jahre 1808 
von dem Congreſſe verboten werden. Es ſoll aber 
eine Taxe oder Abgabe auf ſolche Einführung gelegt 
werden; doch ſoll ſie nicht über zehn Dollars fuͤr 
jede Perſon betragen. 

Die Habeas corpus-Acte ſoll nicht eher ſuspendirt 
werden, als wenn es im Falle einer Rebellion oder eines 
Angriffes die öffentliche Sicherheit nothwendig macht. 

Keine bill of attainder “), noch ein Geſetz ex 
post facto **), ſoll gegeben werden. 

Weder Kopfgeld noch eine andere directe Taxe 
ſoll anders auferlegt werden, als nach dem Cenſus 
oder der Zählung, die oben angeordnet worden. 


) Man unterſcheidet in der engliſchen Kriminaljuſtiz bei denen, 
n welche wegen Hochverrath oder Felonie angeklagt find: 1) devicted, 
überführt und 2) attainted (attinctus) gebrandmarkt. Nach der 
Ueberfuͤhrung iſt der Angeklagte noch nicht der buͤrgerlichen Rechte 
beraubt; er kann ſich noch vertheidigen, er iſt noch nicht buͤrgerlich 
todt und kann Aufſchub und Gnade erhalten. Iſt aber das Urtheil 
in jenen beiden Fällen uber ihn geſprochen, fo folgen Confiscation 
des Vermoͤgens und Verluſt des Rechts, Güter von feinem Vor- 
fahren zu erben, bereits in Beſitz genommene zu behalten, oder 
zu vererben; auch alle ſeine Nachkommen ſind dadurch von jeder 
Erbſchaſt ausgeſchloſſen, die ihnen von ältern Vorfahren zufallen 
muͤßte. — Dieſe harte Strafe iſt in Großbrittanien aus der 
normännifchen Feudalverfaſſung geblieben, 
) Toegen längfi-vergangener Verbrechen, 
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Auf Waaren, die aus einem der Staaten ausge— 
führt werden, ſollen weder Taxen noch Abgaben gelegt 
werden. Es ſollen auch nicht durch irgend eine Ein— 
richtung des Handels, oder der Abgaben der Häfen 
des einen Staates, Vorzüge vor denen eines andern 
eingeräumt werden; noch Schiffe, die nach oder von 
einem Staate auslaufen, verpflichtet ſein, an einem 
andern anzulegen, oder Abgaben zu bezahlen. 

Aus der Schatzkammer kann nicht anders Geld ge— 
nommen werden, als den Anweiſungen zu Folge, die 
vom Geſetze beſtimmt ſind; auch ſoll von Zeit zu Zeit 
eine genaue Berechnung aller Einnahme und Ausgabe 
der öffentlichen Gelder bekannt gemacht werden. 

Die Vereinigten Staaten ſollen keine Adels- 
Titel verleihen; auch ſoll derjenige, der eine be— 
ſoldete Bedienung, oder ein Amt von Wichtigkeit von 
denſelben erhalten hat, ohne Einwilligung des Con— 
greſſes, weder ein Geſchenk, noch eine Begün— 
ſtigung, ein Amt, oder einen Titel, wie er 
auch heiße, von irgend einem Könige, Fürſten, 
oder von einem auswärtigen Staate ans 
nehmen. 

10. Kein Staat ſoll für ſich in Bündniſſe, Ver— 
bindungen oder Conförderationen treten; Patente zu 
Repreſſalien ertheilen, Geldmünzen, Kreditbills aus— 
geben; mit irgend etwas anderm, als mit Gold- oder 
Silbermünzen Schulden bezahlen; keine bills of attain- 
der, oder Geſetze ex post facto, oder ſolche Geſetze 
geben, wodurch die Gültigkeit der Contracte aufgeho— 
ben würde, noch Adelstitel verleihen. 

Kein Staat ſoll, ohne Einwilligung des Con- 
greſſes, Impoſten oder Abgaben auf die Einfuhr oder 
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Ausfuhr legen, ausgenommen ſo viel, als nothwendig 
iſt, um feine Inſpectionsgeſetze in Ausübung zu bringen. 
Der reine Ertrag aller Abgaben und Impoſten, die 
von einem Staate auf Einfuhr und Ausfubr gelegt 
werden, fließt in die Schatzkammer der Vereinigten 
Staaten und alle dergleichen Geſetze ſind der Durchſicht 
und der Controlle des Congreſſes unterworfen. Kein 
Staat ſoll, ohne Einwilligung des Congreſſes, Tonnen— 
geld auflegen; Truppen oder Kriegsſchiffe im Frieden 
halten; in irgend einer Uebereinkunft mit einem andern 
Staate, oder mit einer auswärtigen Macht treten; oder 
Krieg anfangen, wenn er nicht wirklich an⸗ 
gegriffen wird, oder die Gefahr ſo dringend iſt, 
daß kein Aufſchub Statt finden kann. 


Zweiter Artikel. 


1. Die ausübende Gewalt ſoll einem Prä— 
ſidenten der Vereinigten Staaten übertragen werden. 
Er behält fein Amt vier Jahre lang '); fo auch 
der e e ent. Sie werden auf folgende Art 

ewählt. 
- Jeder Staat ernennt, nach der Vorſchrift feiner 
eigenen Legislatur, eben ſo viel Wähler, als er Sena⸗ 
toren und Repräſentanten zum Congreſſe zu ſchicken be— 
rechtigt iſt; aber kein Senator oder Repräſentant, oder 
ſonſt Jemand, der ein Amt im Dienſte der Vereinigten 
Staaten bekleidet, ſoll zu dieſer Wahl angeſtellt werden. 


*) Er kann aber auch zum zweiten und zum dritten Male gewaͤhlt 
werden, wie Waſhington, der zwoͤlf Jahre lang Praͤſident der 
Vereinigten Staaten war. 
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Die Wähler verſammeln fich in ihren reſpeetiven 
Staaten und ſtimmen durch Kugeln für zwei Perſonen, 
von denen einer wenigſtens nicht ein Einwohner deſ— 
ſelben Staates ſein ſoll. Sie machen ein Verzeichniß 
aller Perſonen, für die geſtimmt worden iſt, nebſt der 
Zahl der Stimmen, die jede erhalten hat. Sie unter— 
ſchreiben und beglaubigen dieſes Verzeichniß und ſchicken 
es verſiegelt an die Regierung der Vereinigten Staaten 
und zwar an den Präſidenten des Senates. Der 
Präſident des Senates eröffnet, in Gegenwart des 
Senates und des Hauſes der Repräſentanten, alle 
Certificate, worauf die Stimmen gezählt werden. Der— 
jenige, der die meiſten Stimmen hat, ſoll Präſident 
werden, wenn die Zahl dieſer Stimmen die Mehrheit 
von allen Wählenden ausmacht. Wenn mehr als einer 
eine ſolche Stimmenmehrheit und eine gleiche Anzahl 
der Stimmen für ſich hat, dann ſoll das Haus der 
Repräſentanten ſogleich durch Kugeln einen davon zum 
Präſidenten wählen. Wenn keiner eine Stimmenmehr— 
heit für ſich hat, dann ſoll beſagtes Haus von den 
fünf Kandidaten, welche die meiſten Stimmen für ſich 
haben, auf gleiche Art den Präſidenten wählen. Aber 
bei der Wahl des Präſidenten ſollen im Hauſe der Re— 
präſentanten die Stimmen nach den Staaten geſammelt 
werden, ſo daß die Repräſentation eines jeden nur 
eine Stimme hat. Zu dieſem Behufe müſſen wenig— 
ſtens ein Mitglied oder mehrere von zwei Dritttheilen 
jedes Staates zugegen ſein und die Stimmenmehrheit 
aller Staaten entſcheidet die Wahl. 

Nach der Wahl der Präſidenten wird derjenige, 
der in jedem Falle die größere Anzahl der Stimmen 
der Wählenden für ſich hatte, zum Vicepräſidenten 
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ernannt. Sollten aber zwei oder mehrere übrig bleiben, 
die gleich viel Stimmen für ſich hätten, dann ſoll der 
Wahle durch Kugeln den Vicepräſidenten aus ihnen 
wählen. 

Der Congreß beſtimmt die Zeit, wann die Wäh— 
ler ernannt werden und den Tag, an dem ſie ihre 
Stimmen geben ſollen; doch muß es an demſelbigen 
Tage in allen Staaten geſchehen. 

Nur ein eingeborner Bürger, oder derjenige, der 
ein Bürger der Vereinigten Staaten zur Zeit der An— 
nahme dieſer Conſtitution war, kann zum Präſidenten 
gewählt werden; auch muß derjenige, der zu dieſem Amt 
gewählt werden ſoll, bereits 35 Jahre alt und ſeit 14 
Jahren in den Vereinigten Staaten anſäſſig geweſen ſein. 

Wenn ein Präſident von ſeinem Amte entfernt 
wird, ſtirbt, es niederlegt, oder unfähig würde, es zu 
verwalten, ſo übernimmt der Vicepräſident ſeine Ge— 
ſchäfte. Sollte aber auch einer dieſer Fälle ſich bei dem 
Vicepräſidenten ereignen, ſo muß der Congreß durch 
ein Geſetz erklären, welcher Beamte die Stelle des 
Präſidenten vertreten ſoll. Derſelbe ſoll alsdann das 
Amt des Präſidenten verwalten, bis der eigentliche ſeines 
Amtes wieder fähig geworden, oder ein neuer gewählt iſt. 

Der Präſident ſoll, auf beſtimmte Zeit, eine Ent— 
ſchädigung für ſeine Dienſte erhalten, die während 
der Zeit, auf welche er gewählt iſt, weder vermehrt 
noch vermindert werden ſoll; er darf während dieſer 
Zeit keine andere Vergünſtigung von den Vereinigten 
Staaten, oder von einem derſelben annehmen. *) 


Der jährliche Gehalt des Präfidenten beträgt 25,000 Dollars; 
auch hat er den Niesbrauch der Moͤbeln und uͤbrigen Effekten, 
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Ehe der Präſident ſein Amt antritt, muß er fol— 
genden Eid ſchwören oder bekräftigen: — 

„Ich ſchwöre (oder bekräftige) feierlich, daß ich 
das Amt des Präſidenten der Vereinigten Staaten 
treu verwalten und die Conſtitution der Vereinigten 
Staaten nach meinen Kräften aufrecht erhalten, be— 
ſchützen und vertheidigen will.“ 

2. Der Präſident iſt Oberbefehlshaber der 
Armee und der Flotte der Vereinigten Staaten 
und der Miliz der einzelnen Staaten, wenn ſie 
wirklich zum Dienſte der Vereinigten Staaten ver— 
ſammelt iſt. | 

Er kann ſchriftlich die Meinungen der höheren 
Beamten der ausübenden Departements über jeden 
Gegenſtand, der die Pflichten ihrer reſpectiven Aem— 
ter betrifft, einfordern. 

Er kann die Strafen für Vergehungen gegen die 
Vereinigten Staaten mildern oder erlaſſen, nur nicht 
im Falle der Anklage gegen die Staatsverwaltung. 

Er hat das Recht, mit Rath und Einwilligung 
des Senates, Bündniſſe zu ſchließen; doch 
müſſen zwei Dritttheile der gegenwärtigen Senatoren 
concurriren; er ernennt und beſtellt, mit Rath und Ein— 
willigung des Senates, Geſandte, andere öffentli— 
che Miniſter und Conſule, die Richter des Oberge— 
richtes und alle übrige Beamte der Vereinigten Staaten, 
deren Ernennung nicht in dieſer Conſtitution anders 
feſtgeſetzt iſt, oder durch ein Geſetz beſtimmt wird. Der 
Congreß kann aber durch ein Decret die Ernennung folder 


die den Vereinigten Staaten zugehören und ihm ſchon vorher 
übergeben werden. Der Vicepräſident bekommt jährlich 5000 
Dollars in vierteljaͤhrigen Zahlungen. 
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niedern Officianten, als ihm gutdünkt, dem 
Präſidenten allein, oder den Gerichtshoͤfen, oder den 
Chefs der Departements auftragen. 

Der Präſident hat das Recht, alle Vacanzen zu 
beſetzen, die ſich während des Receſſes des Senates 
ereignen; aber dieſe Beſtallungen gelten nur bis zu 
dem Ende der nächſten Seſſion. 

3. Der Präſident ſoll dem Congreſſe von Zeit zu 
Zeit Nachricht von dem Zuſtande der Union ertheilen 
und ihm ſolche Maßregeln zur Ueberlegung anempfehlen, 
als er für nothwendig und nützlich hält. Er kann, in 
außerordentlichen Fällen, beide Häuſer, oder eines der— 
ſelben zuſammen berufen. Sollten beide Häuſer über 
die Zeit nicht einig ſein, auf welche ſie ſich vertagen 
wollen, ſo kann er ſie auf einen Termin vertagen, als 
er für gut finden wird. Er empfängt Geſandte und 
andere öffentliche Miniſter; er ſoll dafür ſorgen, daß 
die Geſetze treu ausgeübt werden und er ſoll alle 
Beamte der Vereinigten Staaten beſtallen. 

Der Präſident, Vicepräſident und alle Civilbeamte 
der Vereinigten Staaten ſollen auf Anklage und Ueber— 
führung der Verrätherei, Beſtechung, oder anderer 
großer Verbrechen ihres Amtes entſetzt werden. 


Dritter Artikel. 


1. Die richterliche Gewalt der Vereinigten 
Staaten iſt einem Obergerichte und den niedern Ge— 
richten, die der Congreß von Zeit zu Zeit anordnen 
wird, übertragen. Die Richter des Obergerichts und 
der niedern Gerichte behalten ihr Amt, ſo lange ſie es 
gut verwalten; ſie empfangen auf beſtimmte Zeit eine 
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Entſchädigung für ihre Dienſte, die während der Dauer 
ihres Amtes nicht vermindert werden ſoll. 

2. Die richterliche Gewalt erſtreckt ſich über alle 
Fälle des ſtrengen Geſetzes und der Billigkeit, die ſich 
gegen dieſe Conſtitution, gegen die Geſetze der Verei— 
nigten Staaten und gegen Bündniſſe die unter ihrer 
Autorität geſchloſſen ſind, oder noch geſchloſſen werden, 
ereignen; ferner auf alle Fälle, welche Geſandte, oder 
andere öffentliche Miniſter und Conſule betreffen; alte 
Gegenſtände der Jurisdiction, der Admiralität und der 
Marine; auf Streitigkeiten zwiſchen zwei oder mehre— 
ren Staaten; zwiſchen einem Staate und den Bürgern 
eines andern, zwiſchen den Bürgern verſchiedener 
Staaten; zwiſchen Bürgern eines Staates, welche Län— 
dereien, die von anderen Staaten verliehen ſind, zu— 
rückfordern und zwiſchen einem Staate, oder deſſen 
Bürgern und auswärtigen Staaten, Bürgern und 
Unterthanen. 

In allen Fällen, welche Geſandte, oder öffentliche 
Miniſter und Conſule angehen, oder woran ein Staat 
Antheil hat, ſoll das Obergericht urſprünglich die Ge— 
rechtſame ausüben. In allen übrigen benannten Fäl— 
len ſoll das Obergericht die Appellation annehmen, 
ſowohl wegen des Geſetzes als wegen der Thatſache, 
doch unter ſolchen Einſchränkungen und Verfügungen, 
als der Congreß machen wird. 

Alle Proceſſe gegen alle Arten von Verbrechen, 
nur die gegen die Staatsverwaltung abgerechnet ), 


) Im Falle des impeachment (Anklage vor dem Parlament) klagt 
das Haus der Nepräfentanten; der Senat richtet; aber das Ur⸗ 
theil erſtreckt ſich nur auf die Abſetzuna und Unfaͤhigmachung 
vom Dienſte. S. oben Art. J. Da eine ſolche Klage nur gegen 

1 * * 5 


18 Conſtitution d. Vereinigten Staaten v. Nordamerika. 


ſollen durch Geſchworne entſchieden werden. Der 
Proceß muß in dem Staate geführt werden, wo das 
Verbrechen begangen worden iſt; iſt es aber in keinem 
Staate begangen, ſo muß der Proceß an dem Orte 
inſtruirt werden, den der Congreß durch ein Deeret 
anweiſen wird. 

3. Verrätherei gegen die Vereinigten Staa— 
ten beſteht allein darin, wenn Jemand Krieg gegen 
ſie erhebt, oder ſich mit ihren Feinden verbindet, oder 
ihnen Hülfe leiſtet. Es kann Niemand der Verräthe— 
rei überführt werden, wenn nicht zwei Zeugen der 
offenbaren That gegen ihn auftreten, oder er ſelber 
im offenen Gerichtshofe es eingeſteht. 

Der Congreß hat das Recht, die Strafe wegen 
Verrath zu beſtimmen; aber keine Sentenz gegen Ver— 
rath ſoll eine Corruption des Blutes, oder Confiska— 
tion der Güter des Verurtheilten, auf länger als auf 
Lebenszeit des Verurtheilten bewirken. 


Vierter Artikel. 


1. Allen öffentlichen Geſetzen, Urkunden und ge— 
richtlichen Verhandlungen der übrigen Senate ) wird 
in jedem Staate volle Glaubwürdigkeit und Kredit 
verliehen. 

Der Congreß kann durch allgemeine Geſetze die 
Art vorſchreiben, wie ſolche Geſetze, Urkunden und Ver— 


Staatöbeamte wegen Veruntreuung, oder wegen Verletzung der 
Conſtitution ſtattfinden kann, ſo kann alſo natuͤrlich die Jury 
daruͤber nicht richten. N 

) Es iſt hier von der geſetzgebenden Gewalt der einzelnen Staa: 
ten die Rede. 
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handlungen beglaubigt werden und welche Gültigkeit 
ſie haben. 

2. Die Bürger eines jeden Staates ſind zu allen 
Privilegien und Immunitäten der Bürger der übrigen 
Staaten berechtigt. 

Wenn Icmand, der in einem der Staaten des 
Verrathes, der Felonie, oder anderer Verbrechen an— 
geklagt iſt, der Juſtiz entfliehen und in einem andern 
Staate angetroffen werden ſollte, ſo ſoll er, auf Be— 
gehren der ausübenden Gewalt des Staates, aus dem 
er entflohen iſt, ausgeliefert und nach dem Staate 
abgeführt werden, der die Jurisdietion über das Ver— 
brechen hat. 

Wenn Jemand, der in einem Staate zu Dienſten 
oder Arbeit verpflichtet iſt, nach einem andern entläuft, 
ſo kann er nicht, nach irgend einem Geſetze oder einer 
Anordnung in demſelben, von jenem Dienſte oder der 
Arbeit frei geſprochen werden; ſondern er muß auf 
Verlangen deſſen, dem er ſolchen Dienſt oder ſolche 
Arbeit ſchuldig iſt, wieder ausgeliefert werden. 

3. Der Congreß kann neue Staaten in dieſe 
Union aufnehmen; aber es kann kein neuer Staat in— 
nerhalb der Gerechtſame eines andern Staates errich— 
tet werden; ſo auch nicht durch Vereinigung zweier oder 
mehrerer Staaten, oder einzelner Theile einiger Staa— 
ten, ohne Einwilligung der Legislaturen der dabei con- 
eurivenden Staaten, fo wie des Congreſſes. 

Der Congreß hat volle Gewalt über das Gebiet, 
oder das übrige Eigenthum der Vereinigten Staaten zu 
diſponiren und deswegen alle nöthigen Einrichtungen 
zu treffen und kein Theil dieſer Conſtitution ſoll ſo ge— 
deutet werden, daß er irgend einem Anſpruche der 


20 Conſtitution d. Vereinigten Staaten v. Nordamerika. 


Vereinigten Staaten, oder eines einzelnen Staates 
nachtheilig würde. 

4. Die Vereinigten Staaten garantiren jedem 
Staate diefer Union eine republikaniſche 
Regierungsform; ſie ſchützen jeden derſelben gegen 
Angriffe und auf Anſuchen der Legislatur, oder (wenn 
dieſe nicht zuſammen berufen werden könnte) der aus⸗ 
übenden Gewalt gegen einheimiſche Gewaltthätigkeit. 


Fünfter Artikel. 


Wenn zwei Dritttheile beider Häuſer es für nöthig 
finden, ſo ſoll der Congreß Verbeſſerungen dieſer 
Conſtitution vorſchlagen; oder wenn die Legislaturen 
von zwei Dritttheilen der verſchiedenen Staaten darauf 
antragen, ſo ſoll er einen Convent berufen, um Ver— 
beſſerungen vorzuſchlagen, die in jeden Falle, zu allen 
Abſichten, als Theile dieſer Conſtitution gelten ſollen, 
wenn ſie von den Legislaturen von drei Viertheilen der 
verſchiedenen Staaten, oder durch Convente von drei 
Viertheilen derſelben, auf eine oder die andere Art, 
wie es der Congreß vorſchlagen mag, ratificirt worden 
ſind. Doch wird dabei bedungen, daß keine Verbeſ— 
ſerung vor dem Jahre 1808 die erſte und vierte Clauſel 
in dem neunten Abſchnitte des erſten Artikels verändern 
ſoll; noch daß ein Staat, ohne ſeine Einwilligung, 
ſeines gleichen Stimmrechtes im Senate beraubt werde. 


Sechster Artikel. 


Die Vereinigten Staaten find zu allen vor An⸗ 
nahme dieſer Conſtitution contrahirten Schulden und 


Conſtitution d. Vereinigten Staaten v. Nordamerika. 21 


nz 


übernommenen Verpflichtungen unter dieſer Conſtitution 
eben ſo verpflichtet, als unter der Conförderation. 

Dieſe Conſtitution und die Geſetze der Vereinigten 
Staaten, welche ihr zu Folge gemacht werden und aller 
unter der Autorität der Vereinigten Staaten geſchloſſene 
oder noch zu ſchließende Bündniſſe, find die höchſten 
Landesgeſetze und die Richter in jedem Staate 
ſind an ſie gebunden, jeder Verfügung ungeachtet, die 
ihnen in der Conſtitution oder in den Geſetzen irgend 
eines der Staaten zuwider ſein ſollte. 

Die oben genannten Senatoren und Repräſentan— 
ten, die Mitglieder der verſchiedenen Legislaturen der 
Staaten und alle ausübende und richterliche Beamte 
ſowohl der vereinigten als der einzelnen Staaten, ſollen 
durch einen Eid, oder eine Bekräftigung, verpflichtet 
werden, dieſe Conſtitution aufrecht zu erhalten; aber 
kein Religionseid ſoll je zur Fähigkeit zu 
irgend einem Amte der Vereinigten Staaten 
gefordert werden. 


Siebenter Artikel. 


Die Ratification von den Conventen von neun 
Staaten ſoll hinreichend ſein, dieſe Conſtitution in den 
Staaten einzuführen, die ſie radificirt haben. 

Gegeben mit einmüthiger Uebereinſtimmung aller 
gegenwärtigen Staaten, am 17. September im Jahre 
des Herrn 1787 und im zwölften der Unabhängigkeit 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
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Anhang. 


Der nach dieſer Conſtitution organiſirte Congreß 
eröffnete am 4. März 1789 zu New-Jork ſeine erſte 
Sitzung. Er errichtete ſogleich ein Departement für 
die auswärtigen Angelegenheiten, ein Kriegs-Departe— 
ment und ein Kaſſen-Departement; er eröffnete die 
Gerichtshöfe und beſtimmte die Gehalte der Beamten. 
Einige Mitglieder des Congreſſes hatten aber auch den 
Auftrag, Verbeſſerungen und Zuſätze zu der Conſtitu— 
tion in Vorſchlag zu bringen, wodurch einer falſchen 
Auslegung derſelben vorgebeugt würde. Es wurden 
daher, mit Zuſtimmung zweier Dritttheile der Mitglie— 
der beider Häuſer, einige neue Artikel entwor⸗ 
fen und den Legislaturen der verſchiedenen Staaten 
vorgelegt. Nachdem ſie von drei Viertheilen gut ge— 
beißen waren, wurden ſie zu der Conſtitution hinzu— 
gefügt. 


Erſter Artikel. 
Der im erſten Artikel der Conſtitution verordneten 


Zählung zu Folge, ſoll auf 30,000 Perſonen Ein Re⸗ 
präſentant gewählt werden, bis die Zahl der Reprä— 
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ſentanten auf hundert ſteigt. Hierauf ſoll der Congreß 
das Verhältniß alſo anordnen, daß nicht weniger als 
hundert Repräſentanten und nicht weniger als Einer 
auf 40,000 Perſonen gewählt werde, bis die Zahl der 
Repräſentanten auf 200 ſteigt. Alsdann ſoll der Con— 
greß das Verhältniß alſo beſtimmen, daß nicht weni— 
ger als 200. Repräſentanten und nicht mehr als Ein 
Repräſentant auf 50,000 Perſonen gewählt werden. 


Zweiter Artikel. 


Die Entſchädigung für die Dienſte der Senatoren 
und Repräſentanten ſoll nicht eher durch ein Geſetz 
verändert werden, bis vorher eine Wahl der Reprä— 
ſentanten angeſtellt iſt. 


Dritter Artikel. 


Der Congreß ſoll nie ein Geſetz geben, wodurch 
eine Religion zur herrſchenden erklärt, oder die 
freie Ausübung einer andern verboten, oder wodurch 
die Freiheit im Reden und die Preßfreiheit, 
oder das Recht des Volkes, ſich friedlich zu verſammeln 
und der Regierung Petitionen wegen Abſtellung von 
Mißbräuchen zu überreichen, vermindert würde. 


Vierter Artikel. 


Da eine gut geordnete Miliz zur Sicherheit eines 
Freiſtaates nothwendig iſt, fo muß das Recht des 
Volkes, Waffen zu haben und ſie zu tragen, 
unverletzt bleiben. 
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Anhang. 
Fünfter Artikel. 


Nie ſoll in Friedenszeiten ein Soldat in irgend 
ein Haus ohne Einwilligung des Eigenthümers ein— 
quartirt werden; auch nicht im Kriege, außer auf 
die Art, wie es das Geſetz vorſchreiben wird. 


Sechster Artikel. 


Das Recht des Volkes, ſeine Perſon, ſein 
Haus, feine Papiere und Effecten gegen 
jedes ungerechte Einziehen oder Durchſuchen 
geſichert zu wiſſen, ſoll nicht verletzt werden und es 
ſoll dazu kein Befehl ertheilt werden, der ſich nicht 
auf eine wahrſcheinliche Urſache, die durch einen Eid, 
oder eine Verſicherung an deſſen Statt bekräftigt wor— 
den, gründet, und der nicht den zu durchſuchenden Ort 
und die einzuziehenden Perſonen genau bezeichnet. 


Siebenter Artikel. 


Es ſoll Niemand verpflichtet ſein, ſich gegen eine 
Capitalbeſchuldigung, oder jede entehrende Anſchuldigung 
zu vertheidigen, wenn er nicht von der großen 
Jury angegeben oder angeklagt worden; ausgenom— 
men in ſolchen Fällen, die ſich bei den Land⸗ oder 
Seetruppen, oder bei der Miliz, wenn ſie wirklich im 
Dienſte iſt, zur Kriegszeit, oder bei öffentlichen Ge— 
fahren ereignen. Niemand ſoll wegen eines und eben 
deſſelben Verbrechens zweimal der Gefahr ausgeſetzt 
werden, das Leben oder ein Glied zu verlieren; auch 
ſoll Niemand gezwungen werden, in einer Kriminalſache 
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gegen ſich ſelber zu zeugen; noch foll Jemand 
ſein Leben, feine Freiheit, oder fein Eigentbum ver— 
lieren ohne rechtmäßig gerichtet zu ſein. Auch ſoll 
kein Privateigenthum zum öffentlichen Nutzen genom— 
men werden, ohne eine gerechte Entſchädigung. 


Achter Artikel. 


Bei jedem Kriminalproceſſe ſoll der Angeklagte 
ſowohl das Recht haben, ſchnell und öffentlich durch 
unparteiiſche Geſchworne aus dem Staate und dem 
Diſtricte, wo das Verbrechen begangen iſt, nachdem 
dieſer Diſtriet vorher rechtmäßig ausgemittelt worden, 
gerichtet zu werden; als auch von der Beſchaffenheit 
und der Urſache der Klage unterrichtet, mit den Zeu— 
gen gegen ihn zugleich verhört zu werden und einen 
Befehl zu erhalten, Zeugen für ſich vorzuladen und 
einen Advokaten zu haben. 


Neunter Artikel. 


Bei Proceſſen, nach dem gemeinen Rechte, wo 
die ſtreitige Sache mehr als 20 Dollare betrifft, ſoll 
d as Recht, durch Geſchworne gerichtet zu werden, blei— 
ben und eine durch Geſchworne entſchiedene Thatſache 
ſoll in keinem andern Gerichtshofe der Vereinigten 
Staaten von neuem durchgeſehen werden, als nur 
nach. den Vorſchriften des gemeinen Rechtes. 


Zehnter Artikel. 


Es ſollen nicht übertrieben große Cautionen ge— 
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fordert, noch zu große Geldſtrafen, oder grauſame und 
ungewöhnliche Gefängnißſtrafen zuerkannt werden. 


Eilfter Artikel. 


Die Benennung gewiſſer Rechte in der Conſtitu— 
tion ſoll nicht als eine Verneinung oder Vernachläßi— 


gung anderer vom Volke beibehaltener Rechte gedeu— 
tet werden. = 


Zwölfter Artikel. 


Die Rechte, welche die Conſtitution den Vereinig⸗ 
ten Staaten nicht überträgt, oder die ſie den Staaten 


nicht unterſagt, ſind den reſpectiven Staaten oder dem 
Volke vorbehalten. 


Conſtitution 


vom 4. November 1814, 


oder 


Grundgeſetz des Koͤnigreichs Norwegen, 


gegeben in der Reichs verſammlung zu Eids— 
wold den 17. Mai 1814: und nunmehr in 
Folge der Vereinigung der Reiche Norwe— 
gen und Schweden näher beſtimmt in Nor⸗ 
wegens außer ordentlichem Storthing zu 
Chriſtiania, den 4. Nov. 1814. 


—— EEE EEE 


Wir Repräſentanten des Norwegiſchen Reichs 
bei dem den 7. October 1814 in Folge der Bekannt- 
machung vom letztverfloſſenen 16. Auguſt in Chriſtiania 
verſammelten außerordentlichen Storthing, thun kund: 

Nachdem wir, wie unfere Bekanntmachung vom 
21. v. M. ergiebt, am Tage zuvor, nach reifer Ueber— 
legung beſchloſſen hatten, daß das Königreich Norwegen 
in Zukunft, wie ein ſelbſtſtändiges Reich, mit dem Kö— 
nigreiche Schweden unter einem Könige vereinigt ſein 
ſolle, jedoch unter Beibehaltung ſeines Grundgeſetzes, 
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mit den zum Glück des Reichs und in Gemäßheit dieſer 
Vereinigung nothwendigen Veränderungen, haben wir 
dieſe in nähere Erwägung gezogen und deshalb zugleich 
mit den zu dem Ende zu Folge der zu Moß geſchloſ— 
ſenen Conſtitution von letztverfloſſenem 14. Auguſt er— 
nannten Königlichen Commiſſarien unterhandelt. Dem— 
nach haben wir beſchloſſen, gleich wie wir hierdurch 
beſchließen und feſtſetzen, daß anſtatt der von der Reichs— 
verſammlung zu Eidswold den letztverfloſſenen 17. Mai 
gegebenen Conſtitution, folgende, theils auf dieſelbe 
gebauten, theils in Gemäßheit der Vereinigung ge— 
troffenen Beſtimmungen ins künftige gelten und von 
allen und jeden Beikommenden beobachtet und unver— 
brüchlich befolgt werden ſollen. 


Grundgeſetz des Reichs Norwegen. 
A. 
Ueber die Staatsform und die Religion. 


$. 1. Das Königreich Norwegen iſt ein freies, 
ſelbſtſtändiges, untheilbares und unabhängiges Reich, 
mit Schweden unter einem Könige vereinigt. Seine 
Regierung iſt eingeſchränkt und erblich monarchiſch. 

$. 2. Die evangeliſch-lutheriſche Religion bleibt 
die öffentliche Religion des Staats. Die Einwohner, 
die ſich zu derſelben bekennen, ſind verpflichtet ihre Kin— 
der in derſelben zu erziehen. Jeſuiten und Mönchsor— 
den werden nicht geduldet. Juden ſind ferner vom 
Zugang ins Reich ausgeſchloſſen. 
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B. 


Ueber die ausübende Macht, den König und 
die Königliche Familie. 


$. 3. Die ausübende Macht iſt bei dem Könige. 

F. 4. Der König ſoll ſich ſtets zur evangeliſch— 
lutheriſchen Religion bekennen, ſie aufrecht erhalten 
und ſie beſchützen. 

$. 5. Die Perſon des Königs iſt heilig; ihm 
kann nichts zur Laſt gelegt und er kann nicht angeklagt 
werden. Die Verantwortlichkeit liegt ſeinem Rathe ob. 

$. 6. Die Erbfolge iſt lineal und agnatiſch, fo 
wie ſie ſich in der von Schwedens Reichsſtänden be— 
ſchloſſenen und vom Könige angenommenen Succeſſions— 
ordnung vom 26. September 1810, welche dieſem 
Grundgeſetz in Ueberſetzung beigefügt wird, beſtimmt 
findet. Unter die Erbberechtigten iſt auch der Unge— 
borne zu rechnen, der ſogleich ſeine gehörige Stelle 
in der Erblinie einnimmt, wenn er nach ſeines Va— 
ters Tode geboren wird. Wenn ein zu Norwegens 
und Schwedens vereinigten Kronen erbberechtigter 
Prinz geboren wird, ſoll ſein Name und die Zeit 
ſeiner Geburt dem erſten zu haltenden Storthing an— 
gezeigt und in deſſen Protokoll bemerkt werden. 

$. 7. Iſt kein zur Erbfolge berechtigter Prinz vor— 
handen, ſo kann der König Norwegens Storthing zu 
gleicher Zeit wie Schwedens Ständen ſeinen Nachfolger 
vorſchlagen. Sobald der König ſeinen Vorſchlag dar— 
gelegt hat, ſollen die Repräſentanten beider Völker aus 
ihrer Mitte eine Comite erwählen, welche das Recht hat, 
die Wahl zu beſtimmen, falls der Vorſchlag des Kö— 
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nigs nicht durch die Stimmenmehrheit von den Repräſen— 
tanten jedes Volkes beſonders genehmigt wird. Die 
Anzahl der Mitglieder in dieſer Comite, welche aus 
eben ſo vielen von jedem Reiche beſtehen ſoll und 
die Ordnung die bei der Wahl befolgt werden muß, 
wird durch ein Geſetz feſtgeſetzt, welches der König zu 
derſelben Zeit Norwegens Storthing und den ſchwe— 
diſchen Reichsſtänden vorſchlägt. Aus der verſammel— 
ten Comite tritt einer durch das Loos aus. 

$. 8. Das Volljährigkeitsalter des Königs wird 
durch ein Geſetz feſtgeſetzt, welches nach Uebereinkunft 
zwiſchen dem norwegiſchen Storthing und den ſchwedi— 
ſchen Ständen angegeben wird, oder falls ſie ſich nicht 
darüber einigen können, durch eine von den Repräſen— 
tanten beider Reiche ernannte Comite, mit den im vor— 
ſtehenden 7. $. angeführten Beſtimmungen. Sobald der 
König das im Geſetz beſtimmte Alter erreicht hat, er— 
klärt er ſich öffentlich für mündig. 

$. 9. Sobald der König, als volljährig, die 
Regierung antritt, ſo legt er vor dem Storthing fol⸗ 
genden Eid ab: „Ich gelsbe und ſchwöre, das König— 
reich Norwegen in Uebereinſtimmung mit deſſen Con⸗ 
ſtitution und Gefetzen zu regieren, fo wahr mir Gott 
helfe und fein heiliges Wort.” Iſt das Storthing 
zu der Zeit nicht verſammelt, fo wird dieſer Eid ſchriftlich 
im Staatsrathe niedergelegt und vom Könige auf dem 
erſten Storthing feierlich wiederholt, entweder mündlich 
oder ſchriftlich durch den von ihm dazu Beauftragten. 

$. 10. Die Krönung und Salbung des Königs 
geſchieht nachdem er volljährig geworden, in der Kirche 
zu Drontheim, zu der Zeit und mit den Ceremonien, 
die er ſelbſt feſtſetzt. 
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§. 11. Jedes Jahr hält ſich der König, wenn 
nicht wichtige Hinderniſſe entgegenſtehen, einige Zeit 
in Norwegen auf. 

$. 12. Der König wählt ſelbſt einen Rath aus 
norwegiſchen Bürgern, welche nicht jünger als 30 Jahre 
ſind. Dieſer Rath ſoll wenigſtens aus einem Staats— 
miniſter und ſieben andern Mitgliedern beſtehen. Eben 
ſo kann der König einen Vicekönig oder Statthalter 
beſtellen. Der König vertheilt die Geſchäfte unter die 
Mitglieder des Staatsraths, ſo wie er dies für dienlich 
erachtet. Um Sitz im Staatsrathe zu nehmen, kann der 
König, oder in ſeiner Abweſenheit der Vicekönig (oder 
Statthalter in Vereinigung mit den Staatsräthen) bei 
außerordentlichen Gelegenheiten, außer den gewöhnlichen 
Mitgliedern des Staatsraths, andere norwegiſche Bür— 
ger dazu berufen, nur keine Mitglieder des Storthings. 
Vater und Sohn, oder zwei Brüder, dürfen nicht zu 
gleicher Zeit im Staatsrathe Sitz nehmen. 

§. 13. Während der Entfernung des Königs 
überträgt er in den Fällen, die er ſelbſt vorſchreibt, dem 
Vicekönige oder Statthalter, zugleich mit wenigſtens 
fünf Mitgliedern des Staatsraths, die innere Verwal— 
tung des Reichs. Dieſe ſollen in des Königs Namen und 
an ſeiner Statt die Regierung führen. Sie ſollen 
ſowohl den Beſſimmungen dieſes Grundgeſetzes unver— 
brüchlich nachleben, als den beſondern damit überein— 
ſtimmenden Vorſchriften, die der König ihnen als In— 
ſtruktion ertheilt. Ueber die ſolchergeſtalt entſchiedenen 
Sachen haben ſie dem Könige einen unterthänigen Be— 
richt zu erſtatten. Die Geſchäfte werden durch Stimmen— 
abgebung abgemacht, wobei im Falle, daß die Stimmen 
gleich ſind, der Vicekönig oder Statthalter, oder in 
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deren Abweſenheit das erſte Mitglied des Staatsraths 
zwei Stimmen hat. 

§. 14. Vicekönig kann nur der Kronprinz oder 
ſein älteſter Sohn ſein, aber nicht eher, bis ſie das für 
den König beſtimmte Alter der Volljährigkeit erreicht 
haben. Zum Statthalter wird entweder ein Normann 
oder ein Schwede ernannt. Der Vicekönig ſoll im 
Reiche wohnen und darf ſich nicht länger als drei Mo— 
nate im Jahre außerhalb deſſelben aufhalten. Wenn 
der König gegenwärtig iſt, hört die Funktion des Vi— 
cefönigs auf. Iſt kein Vicekönig, aber ein Statthal— 
ter vorhanden, hört gleichfalls deſſen Funktion auf, da 
er in ſolchem Falle bloß der erſte Staatsrath iſt. 

§. 15. Bei dem Könige verbleiben ſtets während 
ſeines Aufenthalts in Schweden der norwegiſche Staats— 
miniſter und zwei Mitglieder des Staatsraths, welche 
letztere jährlich abwechſeln. Sie haben dieſelben Pflichten 
und dieſelbe conſtitutionelle Verantwortlichkeit, als die 
ih in Norwegen befindende (im 13. $. genannte) Ne- 
gierung und allein in ihrem Beiſein follen die nor— 
wegiſchen Angelegenheiten vom Könige entſchieden wer— 
den. Alle Anträge norwegiſcher Bürger an den Kö— 
nig ſollen erſt bei der norwegiſchen Regierung eingeliefert 
und mit deren Bedenken verſehen werden, ehe ſie ab— 
gemacht werden. Ueberhaupt müſſen keine norwegiſchen 
Sachen erledigt werden, ohne daß das Bedenken der 
norwegiſchen Regierung eingeholt iſt, wofern nicht 
wichtige Hinderniſſe ſolches verbieten. Der norwegi— 
ſche Staatsminiſter trägt die Sachen vor, und bleibt 
für die Uebereinſtimmung den Expeditionen mit den 
gefaßten Beſchlüſſen verantwortlich. b 

§. 16. Der König ordnet allen öffenlichen Kirchen— 
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und Gottesdienſt, alle Zuſammenkünfte und Verſamm— 
lungen wegen Religionsſachen an, und ſieht darauf, 
daß die öffentlichen Lehrer der Religion die ihnen vor— 
geſchriebenen Normen befolgen. 

§. 17. Der König kann Anordnungen geben und 
aufheben, die den Handel, den Zoll, die Nahrungs- 
zweige und die Polizei betreffen; doch dürfen ſie nicht 
der Conſtitution und den vom Storthing gegebenen 
Geſetzen widerſtreiten. Sie gelten proviſoriſch bis zum 
nächſten Storthing. 
F. 18. Der König läßt überall die Schatzungen 
und Abgaben eintreiben, welche das Storthing auflegt. 
Die norwegiſche Staatskaſſe verbleibet in Norwegen und 
ihre Einkünfte werden allein zu den Bedürfniſſen Nor⸗ 
wegens angewendet. 

F. 19. Der König wacht darüber, daß das Staats— 
eigenthum und die Regalien auf die vom Storthing 
beſtimmte und für das Gemeinweſen nützlichſte Weiſe 
angeordnet und verwaltet werden. 

§. 20. Der König hat das Recht, im Staats- 
rathe Verbrecher zu begnadigen, nachdem das Urtheil 
des höchſten Gerichts geſprochen und deſſen Bedenken 
eingezogen iſt. Der Verbrecher hat die Wahl, ob er 
des Königs Gnade annehmen, oder ſich der ihm zuer— 
kannten Strafe unterwerfen will. In den Sachen, 
welche das Odelsthing vor dem Reichsgerichte einleiten 
läßt, kann keine andere Begnadigung, als Befreiung 
von der erkannten Lebensſtrafe Statt finden. 

$. 21. Der König erwählt und beſtellt, nachdem 
er ſeinen norwegiſchen Staatsrath vernommen hat, alle 
Civil-, Geiſtliche- und Militärbeamten. Dieſe ſchwören 
der Conſtitution und dem Könige Gehorſam und Treue. 
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Die Königlichen Prinzen dürfen keine Civilämter be— 
kleiden; doch kann der Kronprinz oder fein älteſter Sohn 
zum Vicekönig ernannt werden. 

§. 22. Der Statthalter des Reichs, der Staats 
miniſter und die übrigen Mitglieder des Staatsraths, 
fo wie die Beamten, welche bei deſſen Comptoiren ans 
geſtellt find, Geſandte und Conſule, buͤrgerliche und 
geiſtliche, höhere obrigkeitliche Perſonen, Regierungs- 
chefs und Chefs anderer Militärcorps, Commandanten 
in den Feſtungen und Oberbefehlshaber auf den Kriegs- 
ſchiffen können ohne vorgängiges Urtheil vom Könige 
verabſchiedet werden, nachdem er hierüber das Be— 
denken des Staatsraths gehört hat. In wiefern den 
ſolchergeſtalt verabſchiedeten Beamten Penſion zu be— 
willigen iſt, wird vom nächſten Storthing entſchieden. 
Inzwiſchen genießen fie zwei Dritttheile ihres vorher ges 
habten Gehalts. Andere Beamten können vom Könige 
nur ſuspendirt werden und ſollen dann ſogleich vor die 
Richterſtühle geſtellt werden; aber fie dürfen nicht an- 
ders, als nach Urtheil abgeſetzt, auch nicht gegen ihren 
Willen verſetzt werden. a 

§. 23. Der König kann nach ſeinem Gutbefinden, 
zur Belohnung für ausgezeichnete Verdienſte, die öffent- 
lich bekannt gemacht werden muſſen, Orden ertheilen, 
aber keinen andern Rang noch Titel, als den, den je— 
des Amt mit ſich führt. Der Orden befreiet keinen von 
den gemeinſchaftlichen Pflichten und Laſten der Staats— 
bürger, auch führt er nicht vorzüglichen Anſpruch auf 
Staatsämter mit ſich. Beamte, die in Gnaden verab— 
ſchiedet werden, behalten den Titel und Rang ihrer be— 
kleideten Aemter. Keine perſönliche oder gemiſchte, erb— 
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liche Vorrechte dürfen irgend Jemand für die Zukunft 
verliehen werden. 

§. 24. Der König wählt und verabſchiedet nach 
eigenem Gutbefinden feinen Hofitaat und feine Hofbe⸗ 
dienten. 

§. 25. Der König hat den Oberbefehl über des 
Reiches Land- und Seemacht. Sie kann ohne des 
Storthings Einwilligung nicht vermehrt noch vermindert 
werden. Sie darf nicht zum Dienſte fremder Mächte 
überlaſſen werden, und kein Kriegsvolk einer fremden 
Macht, mit Ausnahme von Hülfstruppen gegen feind— 
lichen Ueberfall, darf ohne die Einwilligung des 
Storthings in das Reich gezogen werden. In Friedens- 
zeiten ſollen keine anderen als norwegiſche Truppen in 
Norwegen, und keine norwegiſchen Truppen in Schwe— 
den ſtationirt ſein. Doch kann der König in Schweden 
eine norwegiſche Garde und norwegiſche Freiwillige 
haben, und kann für eine kurze Zeit, höchſtens ſechs 
Wochen im Jahre, die nächſten Truppen von der Kriegs— 
macht beider Reiche zu Waffenübungen innerhalb der 
Gränzen eines der beiden Reiche zuſammenberufen; in— 
deß darf nicht in irgend einem Falle mehr Kriegs volk 
als 3000 Mann von allen Waffengattungen in Frie— 
denszeiten von des einen Reiches Kriegsmacht in das 
andere Reich gezogen werden. Zum Angriffskriege 
dürfen Norwegens Truppen und Ruͤderflottille nicht 
ohne Einwilligung des Storthings gebraucht werden. 
Die norwegiſche Flotte ſoll ihre eigenen Werfte und 
im Frieden ihre Stationen oder Häfen in Norwegen 
haben. Die Kriegsfahrzeuge des einen Reiches dürfen 
nicht mit den Seeleuten des anderen beſetzt werden, 
auſſer in ſo ferne dieſe ſich freiwillig miethen laſſen. 
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Die Landwehr und die übrigen norwegiſchen Truppen, 
die nicht zu den Linientruppen gerechnet werden Fönnen, 
dürfen nie außer Norwegens Gränzen gebraucht werden. 

§. 26. Der König hat das Recht, die Truppen 
zuſammen zu berufen, Krieg anzufangen und Frieden 
zu ſchließen, Verbindungen einzugehen und aufzuheben, 
Geſandte zu ſchicken und anzunehmen. WE der König 
Krieg ankündigen: fo ſoll er der Regierung in Note 
wegen ſeine Gedanken mittheilen und ihr Bedenken 
darüber einholen, zugleich mit einem vollſtändigen Bes 
richte über den Zuſtand des Reiches, in Hinſicht ſeiner 
Finanzen und feiner Vertheidigungsmittel u. ſ. w. 
Nachdem dies geſchehen iſt, beruft der König den note 
wegiſchen Staatsminiſter und die norwegiſchen, fo wie 
die ſchwediſchen Staatsräthe zu einem außerordentlichen 
Staatsrathe und ſetzt dann die Gründe und Umſtände 
feſt, die in dieſem Falle in Erwägung gezogen werden 
müſſen, wobei zugleich die Erklärung der norwegiſchen 
Regierung über den Zuſtand dieſes Reiches, ſo wie 
= 2 Bericht über die Lage Schwedens vorzu— 
egen iſt. 

Ueber dieſe Gegenſtände fordert der König ihr Be— 
denken, welche ſie ein Jeder für ſich zu Protokoll geben 
ſollen, unter der Verantwortlichkeit, die das Grundgeſetz 
beſtimmt; und dann hat der König das Recht, den 
Beſchluß, den er für den nützlichſten für den Staat 
hält, anzunehmen und auszuführen. 

$. 27. Alle Staatsräthe ſollen, wenn fie nicht 
geſetzliche Abhaltung haben, im Staatsrathe gegenwär— 
tig ſein, und es kann in demſelben kein Beſchluß ge— 
faßt werden, wenn nicht über die halbe Anzahl der 
Mitglieder gegenwärtig iſt. In den norwegiſchen Sa— 
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chen, welche nach dem 15. $. in Schweden abgemacht 
werden, darf kein Beſchluß gefaßt werden, wenn nicht 
entweder der norwegiſche Staats-Miniſter und ein nor— 
wegiſcher Staatsrath, oder beide norwegiſche Staats— 
räthe gegenwärtig ſind. 

§. 28. Die Vorſtellungen über die Beſetzung der 
Aemter und andere Sachen von Wichtigkeit (ausgenom— 
men diplomatiſche und eigentlich militäriſche Commando— 
ſachen) ſollen im Staatsrathe von dem Mitgliede vor— 
getragen werden, zu deſſen Fache ſie gehören, und die 
Sachen werden von ihm dem im Staatsrathe gefaßten 
Beſchluſſe gemäß expedirt. 

$. 29. Geſtattet ein geſetzliches Hinderniß es einem 
Staatsrathe nicht, zu erſcheinen und die zu ſeinem Fache 
gehörenden Sachen vorzutragen, ſo ſollen ſie von einem 
anderen Staatsrathe vorgetragen werden, den der 
König, wenn er zugegen iſt, oder im entgegengeſetzten 
Falle der, der den Vorſitz im Staatsrathe führt, in 
Vereinigung mit den anderen Staatsräthen dazu beſtellt. 
Werden ſo viele durch geſetzliche Hinderniſſe abgehalten, 
zu erſcheinen, daß nicht mehr als die Hälfte der be= 
ſtimmten Anzahl Mitglieder gegenwärtig iſt, ſo ſollen 
auf gleiche Weiſe andere Beamte beſtellt werden, Sitz 
im Staatsrathe zu nehmen, in welchem Falle unver— 
züglich darüber an den König berichtet wird, welcher 
entſcheidet, ob ſie in dieſer Funktion bleiben ſollen. 

$. 30. Im Staatsrathe wird über alle die Sa— 
chen, die darin verhandelt werden, ein Protokoll ge— 
führt. Ein Jeder, der Sitz im Staatsrathe hat, iſt 
verpflichtet, ſeine Meinung mit Freimüthigkeit zu ſagen, 
welche der König verbunden iſt, zu hören. Indeß iſt 
es dieſem vorbehalten, ſeinen Beſchluß nach ſeinem ei— 
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genen Ermeſſen zu faſſen. Findet irgend ein Mitglied 
des Staatsrathes, daß des Königs Beſchluß der Staats— 
form oder den Reichsgeſetzen widerſtreitet, oder augen 
ſcheinlich für Norwegen ſchädlich iſt, ſo iſt es ſeine 
Pflicht, kräftige Vorſtellungen dagegen zu machen und 
ſeine Meinung im Protokolle beizufügen. Derjenige, 
der nicht ſolchergeſtalt proteſtirt hat, wird angeſehen, 
als wenn er mit dem Könige einig geweſen, iſt dafür 
verantwortlich und kann vom Odelsthing vor dem Reichs— 
gerichte zur Rechenſchaft gezogen werden. 

§. 31. Alle vom Könige ſelbſt ausgefertigten Ber 
fehle (mit Ausnahme der militäriſchen Commandoſachen) 
ſollen von dem norwegiſchen Staatsminiſter contraſig— 
nirt werden. | 

$. 32. Die Beſchlüſſe, die die Regierung in Nor— 
wegen während der Abweſenheit des Königs faßt, wer— 
den in des Königs Namen ausgefertigt und von dem 
Vicekönige oder Statthalter und dem Staats-Rathe 
unterzeichnet. Contraſignirt werden ſie von dem, der 
die Sache vorträgt, da er für die Uebereinſtimmung der 
Expedition mit dem Protokolle, worin die Reſolution ein— 
geführt iſt, verantwortlich ſein muß. 

$. 33. Alle Vorſtellungen über norwegiſche Sachen 
werden, ſo wie die Expeditionen, die nach Anleitung 
derſelben geſchehen, in norwegiſcher Sprache abgefaßt. 

$. 34. Der Thronerbe von Norwegen führt, wenn 
er der Sohn des regierenden Königs iſt, den Titel 
Kronprinz. Die Uebrigen, die ein Erbrecht auf die 
Krone haben, heißen Prinzen, und die königlichen 
Töchter Prinzeſſinnen. 

$. 35. Sobald der Thronerbe ſein achtzehntes 
Jahr vollendet hat, iſt er berechtigt, Sitz im Staats- 
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rathe zu nehmen, doch ohne Stimme oder Verant— 
wortung. 

$. 36. Kein Prinz von Geblüt darf ſich ohne die 
Erlaubniß des Königs vermählen. Handelt er dagegen, 
ſo verwirkt er ſein Recht auf Norwegens Krone. 

$. 37. Die königlichen Prinzen und Prinzeſſinnen 
ſollen für ihre Perſonen vor keinem Anderen als dem 
Könige oder dem, den er zum Richter über ſie verordnet, 
belangt werden. 

$. 38. Sowohl der norwegiſche Staatsminiſter, 
als die beiden norwegiſchen Staatsräthe, die dem 
Koͤnige folgen, haben Sitz und berathſchlagende Stimme 
in dem ſchwediſchen Staatsrathe, wenn in demſelben 
Gegenſtände verhandelt werden, welche beide Reiche be— 
trefen. In ſolchen Sachen muß zugleich das Bedenken 
des in Norwegen befindlichen Staatsrathes eingezogen 
werden, wofern nicht die Sachen eine ſo ſchleunige 
Entſcheidung erheiſchen, daß dazu keine Zeit iſt. 

$. 39. Stirbt der König und iſt der Thronfolger 
noch unmündig, ſo ſoll der norwegiſche und ſchwediſche 
Staatsrath ſogleich zuſammentreten, um gemeinſchaftlich 
die Einberufung zum Storthinge und zum Reichstage 
in Schweden auszufertigen. 

§. 40. Bis dahin, daß die Repräſentanten beider 
Reiche verſammelt ſind, und eine Regierung während der 
Minderjährigkeit des Königs angeordnet haben, ſteht ein 
von einer gleichen Anzahl norwegiſcher und ſchwediſcher 
Mitglieder zuſammengeſetzter Staatsrath der Verwaltung 
der Reiche, unter Beobachtung ihrer gegenſeitigen Grund— 
Geſetze, vor. Der norwegiſche und der ſchwediſche 
Staatsminiſter, die im vorbenannten zuſammengeſetzten 
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Rathe Sitz haben, werfen das Loos darüher, wer 
darin den Vorſitz haben ſoll. 

$. 41. Die in den beiden vorhergehenden Para— 
graphen beſtimmten Verhaltungsregeln ſollen auch Statt 
finden, ſo oft es zufolge der Regierungsform von Schwe— 
den dem ſchwediſchen Staatsrathe in der Eigenſchaft als 
Staatsrath zukommt, die Regierung zu führen. 

$. 42. Was die ferneren Beſtimmungen betrifft, 
welche in den, in den §§. 39, 40 und 41 angeführten 
Fällen nothwendig ſind, ſo ſchlägt der König auf dem 
nächſten norwegiſchen Storthing und ſchwediſchen Reichs- 
tage ein Geſetz vor, das auf dem Grundſatze vollkom⸗ 
mener Gleichheit zwiſcheu beiden Reichen beruht. 

§. 43. Die Wahl der Vormünder, die die Re⸗ 
gierung für den unmündigen König führen, ſoll nach 
denſelben Regeln und nach derſelben Weiſe vorgenom⸗ 
men werden, wie oben im 7. §. für die Wahl eines 
Thronfolgers vorgeſchrieben worden iſt. 

§. 44. Diejenigen, welche in den §§. 40 und 41 
angeführten Fällen der Regierung vorſtehen, ſollen die 
Norweger vor dem norwegiſchen Storthing folgenden 
Eid ablegen: „Ich gelobe und ſchwöre, der Regierung 
in Uebereinſtimmung mit der Conſtitution und den Ge— 
ſetzen vorzuſtehen, ſo wahr mir Gott helfe und ſein 
heiliges Wort!“ Die Schweden leiſten den Eid vor 
den ſchwediſchen Reichsſtänden. Wird zu der Zeit kein 
Storthing oder Reichstag gehalten, ſo wird der Eid 
ſchriftlich im Staatsrathe niedergelegt und nachher auf 
dem nächſten Storthing oder Reichstage wiederholt. 

$. 45. Sobald ihre Staatsverwaltung aufhört, 
ſollen ſie vor dem Könige und dem Storthing von der— 
ſelben Rechenſchaft ablegen. 
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$. 46. Unterlaſſen die Beikommenden, in Ueber— 
einſtimmung mit dem 39. und 41. F. ſogleich das Stor— 
thing zuſammen zu berufen, ſo liegt es dem höchſten 
Gerichte als eine unbedingte Pflicht ob, ſobald vier 
Wochen verfloſſen ſind, dieſe Zuſammenberufung zu 
veranſtalten. 

§. 47. Die Leitung der Erziehung des unmündi— 
gen Königs muß, wenn deſſen Vater darüber nicht eine 
ſchriftliche Beſtimmung hinterlaſſen hat, auf die im 7. 
und 43. $. vorgeſchriebene Art feſtgeſetzt werden. Es 
muß eine unabweichliche Regel fein, daß dem unmün— 
digen Könige hinlänglicher Unterricht in der norwegi— 
ſchen Sprache ertheilt wird. 

§. 48. Iſt der männliche Königsſtamm ausge— 
ſtorben und kein Thronfolger erwählt, ſo ſoll ein neues 
Königsgeſchlecht auf die im 17. F. vorgeſchriebene Weiſe 
gewählt werden. Inzwiſchen wird es mit der ausüben— 
den Macht nach dem 43. F. gehalten. 


C. 
Ueber Bürgerrecht und die geſetzgebende 
Macht. 


§. 49. Das Volk übt die geſetzgebende Macht 
durch das Storthing (Reichsverſammlung) aus, wel— 
ches aus zwei Abtheilungen beſteht, einem Lagthing 
(geſetzgebenden Körper) und einem Odelsthing (den 
Grundeigenthümern). 

$. 50. Stimmberechtigt find nur norwegiſche Bür— 
ger, welche 25 Jahre zurückgelegt haben, im Lande 
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fünf Jahre wohnhaft geweſen ſind, ſich daſelbſt auf— 
halten und entweder 
1) Beamte ſind oder geweſen ſind; 
2) Landbeſitz haben oder länger als fuͤnf Jahre 
matrikulirtes Land gebaut haben; . 
3) Bürger in Handelsſtädten ſind, oder in einer 
Kauf- oder Landſtadt einen Grundbeſitz haben, 
deſſen Werth wenigſtens 300 Reichsthaler be— 
trägt. 
§. 51. Ein Mannzahlregiſter über alle ſtimmbe— 
rechtigte Einwohner ſoll in jeder Kaufſtadt vom Ma— 
giſtrate und in jedem Kirchſpiele vom Vogte oder Pre- 
diger verfaßt werden. Die Veränderungen, welche 
nachher in denſelben vorfallen möchten, werden unver— 
züglich darin aufgeführt. Jeder ſoll, ehe er in dies 
Verzeichniß eingeführt wird, öffentlich zu Gericht der 
Conſtitution Treue ſchwören. 
$. 52. Das Stimmrecht wird ſuspendirt wegen 
gerichtlicher Anklage eines Verbrechens, Unmündigkeit, 
wegen Fallit, bis die Gläubiger volle Bezahlung er— 
halten haben, es ſei denn, daß der Concurs durch 
Feuersbrunſt oder anderes, nicht zuzurechnendes und er— 
weisliches Unglück verurſacht wird. 
§. 53. Das Stimmrecht wird verloren durch Vers 
urtheilung zum Zuchthauſe, zur Karre oder zu einer 
anderen entehrenden Strafe; durch den Eintritt in die 
Dienſte einer fremden Macht, ohne die Einwilligung 
der Regierung; durch Erwerbung des Bürgerrechts in 
einem fremden Staate; durch die Ueberführung, Stim— 
men erkauft, ſeine eigene Stimme verkauft, oder in 
mehr als einer Wahlverſammlung geſtimmt zu haben. 
$. 54. Die Wahl- und Diſtrikts-Verſammlungen 
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werden jedes dritte Jahr gehalten. Sie müſſen vor 
dem Ausgange des Dezember-Monats zu Ende ge— 
bracht ſein. 

$. 55. Die Wahlverſammlungen werden auf dem 
Lande in der Hauptkirche des Kirchſpiels, in den Kauf— 
und Handelsſtädten in der Kirche, auf dem Rathhauſe 
oder einer anderen dazu bequemen Stelle gehalten. 
Sie werden auf dem Lande von dem Prediger und 
ſeinen Gehülfen, in den Städten von den Magiſtraten 
und Vorſtehern geleitet. Die Abgebung der Stimmen 
geſchieht in der Ordnung, die das Mannszahlregiſter 
ergibt. Streitigkeiten über das Stimmrecht werden von 
den Leitern der Verſammlung entſchieden, von deren 
Erkenntniß man an das Storthing provociren kann. 

$. 56. Ehe die Wahlen beginnen, ſoll die Con— 
ſtitution vorgeleſen werden; in den Städten von der 
erſten Magiſtratsperſon, auf dem Lande vom Prediger. 

§. 57. In den Stadten wird für jede 50 ſtimm— 
berechtigte Einwohner ein Wahlmann ernannt. Dieſe 
Wahlmänner verſammeln ſich innerhalb acht Tagen darauf 
auf der von der Obrigkeit dazu beſtimmten Stelle, und 
ernennen entweder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter 
den übrigen Stimmberechtigten in ihrem Wahldiſtrikte 
ein Viertheil ihrer eigenen Anzahl, um auf den Stort— 
hing zu erſcheinen und Sitz zu nehmen, ſo daß 3 bis 
6 Einen wählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 14 drei, 15 
bis 18 vier, welches die höchſte Anzahl iſt, die ein Ort 
ſenden kann. Hat eine Handelsſtadt weniger als 150 
ſtimmberechtigte Einwohner, ſo ſendet ſie ihre Wahl— 
männer zu der nachſten Stadt, um in Vereinigung mit 
deren Wahlmänner zu ſtimmen, und dann werden beide 
Städte als ein Diſtrikt angeſehen. 
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§. 58. In jedem Kirchſpiele auf dem Lande er— 
nennen die ſtimmberechtigten Einwohner im Verhältniß 
ihrer Anzahl die Wahlmänner dergeſtalt, daß bis 100 
Einen wählen, 100 bis 200 zwei, 200 bis 300 drei, 
und ſo weiter im nämlichen Verhältniſſe. Dieſe Wahl— 
männer verſammeln ſich innerhalb eines Monats darauf 
auf einer vom Amtmanne dazu beſtimmten Stelle, und 
ernennen dann entweder aus ihrer eigenen Mitte oder 
unter den anderen Stimmberechtigten im Amte ein 
Zehntheil ihrer eigenen Zahl, um auf dem Storthing 
zu erſcheinen und Sitz zu nehmen, ſo daß 5 bis 14 Einen 
wählen, 15 bis 24 zwei, 25 bis 34 drei, 35 und darüber 
vier, welches die größte Anzahl iſt. 

§. 59. Die im 57. und 58. F. feſtgeſetzten Bes 
ſtimmungen gelten zum nächſten Storthing. Wird dann 
befunden, daß die Repräſentanten der Kaufſtädte mehr 
oder weniger als ein Dritttheil von den Repräſentanten 
des ganzen Reiches ausmachen, muß das Storthing für 
die Zukunft dieſe Beſtimmungen ſo verändern, daß die 
Repräſentanten der Kaufſtädte ſich zu denen des Landes 
wie eines zu zwei verhalten, und muß die Zahl der Re— 
präſentanten im Ganzen nicht geringer als 75 und nicht 
größer als 100 ſein. 

§. 60. Die ſich im Reiche befindenden Stimme 
berechtigten, die wegen Krankheit, Militärdienſte oder 
anderer geſetzlicher Abhaltung nicht erſcheinen können, 
können denjenigen, die die Wahlverſammlungen leiten, 
ehe dieſe beendigt ſind, ihre Stimmen einſenden. 

$. 61. Keiner kann zum Repräſentanten gewählt 
werden, woferne er nicht 30 Jahre alt iſt und ſich 10 
Jahre lange im Reiche aufgehalten hat. 

$. 62. Die Mitglieder des Staatsraths und die 
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Beamten die bei deſſen Comptoiren angeſtellt ſind, Hof— 
bedienten und Penſioniſten des Hofes können nicht zu 
Repräſentanten gewählt werden. 

§. 63. Jeder, der zum Repräſentanten erwählt 
wird, iſt pflichtig, die Wahl anzunehmen, wofern er 
nicht daran durch Hinderniſſe abgehalten wird, die von 
den Wahlmännern geſetzlich anerkannt werden, deren 
Erkenntniß der Beurtheilung des Storthings unterworfen 
werden kann. Derjenige, der zwei auf einander folgende 
Male als Repräſentant auf einem ordentlichen Stort— 
hing erſchienen iſt, iſt nicht verbunden, die Wahl zu 
dem darauf folgenden ordentlichen Storthing anzunehmen. 
Wird ein Repräaſentant durch geſetzliche Urſache verhindert 
auf dem Storthing zu erſcheinen, ſo tritt der, welcher 
nächſt ihm die meiſten Stimmen hatte, in ſeine Stelle. 

F. 64. Sobald die Repräſentanten erwählt find, 
werden ſie mit einer Vollmacht verſehen, die auf dem 
Lande von der Obrigkeit und in den Städten von dem 
Magiſtrate, ſowie von ſämmtlichen Wahlmännern unter— 
ſchrieben iſt, zum Beweiſe deſſen, daß ſie auf die in 
der Conſtitution vorgeſchriebene Weiſe ernannt ſind. 
Die Geſetzlichkeit dieſer Vollmachten wird vom Storthing 
beurtheilt. 

$. 65. Jeder Repräſentant it zur Vergütung 
ſeiner Reiſekoſten nach und von dem Storthing aus 
der Staatskaſſa, und ſeines Unterhalts während der 
Zeit, die er dem Storthing beiwohnt, berechtigt. 

§. 66. Die Repräſentanten find auf ihrer Reife 
zum und vom Storthing, ſo wie während ihres Aufent— 
haltes bei derſelben von aller perſönlichen Haft befreit, 
wenn ſie nicht in öffentlichen Verbrechen betroffen, er— 
griffen werden; auch können ſie nicht, außer von den 
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Verſammlungen des Storthings, zur Verantwortung 
wegen ihrer daſelbſt geäußerten Meinungen gezogen 
werden. Jeder iſt verpflichtet, ſich nach der daſelbſt 
angenommenen Ordnung zu richten. 

$. 67. Die auf vorſtehende Weiſe erwählten Re— 
präfentanten machen das Storthing des Königreiches 
Norwegen aus. 

§. 68. Das Storthing wird in der Regel den 
erſten Werktag im Februar-Monate jedes dritte Jahr 
in der Hauptſtadt des Reiches eröffnet, wenn der 
König nicht wegen außerordentlicher Umſtände, wie 
feindlichen Einfalls oder anſteckender Krankheit, dazu 
eine andere Stadt im Reiche beſtimmt. Solche Beſtim— 
mung muß dann bei Zeiten bekannt gemacht werden. 

$. 69. In außerordentlichen Fällen hat der König 
das Recht, das Storthing außer der gewöhnlichen Zeit 
zuſammen zu berufen; der König erläßt dann eine Bes 
kanntmachung, die in allen Kirchen der Stiftsörter we— 
nigſtens ſechs Wochen vor der Zeit verleſen werden 
muß, wo die Mitglieder des Storthings an dem be— 
ſtimmten Orte zuſammen kommen ſollen. 

§. 70. Ein ſolches außerordentliches Storthing 
kann vom Könige, wenn er es für gut befindet, aufs 
gehoben werden. 

S. 71. Die Mitglieder des Storthings fungiren 

als ſolche während drei auf einander folgender Jahre 
ſowohl bei dem außerordentlichen, als dem ordentlichen 
Storthing, welches inzwiſchen gehalten wird. 
FS. 72. Wird ein außerordentliches Storthing noch 
zu der Zeit gehalten, da das ordentliche zuſammentreten 
ſoll, fo hört die Wirſamkeit des erſten auf, ſobald 
das letzte verſammelt iſt. 
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§. 73. Kein Storthing kann gehalten werden, 
wenn nicht zwei Dritttheile ſeiner Mitglieder gegen— 
wärtig ſind. 
§. 74. Sobald das Storthing ſich conſtituirt hat, 
eröffnet der König, oder der, den er dazu beſtellt hat, 
deſſen Verhandlungen mit einer Rede, worin er das— 
ſelbe von dem Zuſtande des Reiches und den Gegen— 
ſtänden unterrichtet, worauf er beſonders die Aufmerk— 
ſamkeit des Storthings hinzulenken wünſcht. In des 
Königs Gegenwart darf keine Berathſchlagung Statt 
finden. Das Storthing erwählt unter feinen Mitglie— 
dern ein Viertheil, welches das Lagthing ausmacht; 
die übrigen drei Viertheile bilden das Odelsthing. 
Jedes Thing hält ſeine Verſammlungen abgeſondert und 
ernennt feinen eigenen Praſidenten und Secretair. 
§. 75. Es kommt dem Storthing zu: 
1) Geſetze zu geben und aufzuheben; Schatzungen, 
| Abgaben, Zoll und andere öffentliche Laſten auf— 
zulegen, welche doch nicht länger gelten, als 
bis zum 1. Juli des Jahres, da das neue or— 
dentliche Storthing verſammelt iſt, wofern ſie 
nicht von dieſem ausdrücklich erneuert werden; 

2) Anleihen auf den Credit des Reiches zu eröffnen; 

3) Aufſicht über das Geldweſen des Reiches zu 
führen; | 

4) die zu den Staatsausgaben nöthigen Geldſum— 
men zu bewilligen; 

5) zu beſtimmen, wie viel dem Könige und dem 
Vicekönige jahrlich für ihren Hofſtaat ausbezahlt 
werden ſoll, und die Apanage der königlichen 
Familie feſtzuſetzen, welche jedoch nicht in feſtem 
Eigenthume beſtehen darf; 
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6) 


7) 
8) 


9) 


10) 
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ſich das in Norwegen exiſtirende Regierungspro— 
tokoll und alle öffentlichen Berichte und Papiere 
(mit Ausnahme eigentlicher militäriſcher Com— 
mandoſachen) vorlegen zu laſſen, nebſt beglau— 
bigten Abſchriften oder Auszügen aus den beim 
Kriege durch den norwegiſchen Staatsminiſter 
und die in Schweden befindlichen zwei Staats- 
räthe geführten Protokollen, oder den daſelbſt 
vorgelegten öffentlichen Papieren; 

ſich die Bündniſſe und Traktaten mittheilen zu 
laſſen, die der König für den Staat mit fremden 
Mächten eingegangen iſt, mit Ausnahme det 
geheimen Artikel, die jedoch den öffentlichen nicht 
widerſtreiten dürfen; 

Jeden aufzufordern, vor dem Storthing zu er— 
ſcheinen, mit Ausnahme des Königs und der 
königlichen Familie; doch gilt dies für die könig— 
lichen Prinzen nicht, inſofern ſie andere Aemter 
als das des Vicekönigs bekleiden; 

die inzwiſchen beſtandenen Gagen- und Pen— 
ſionsliſten zu revidiren und darin die Verän— 
derungen zu machen, die für nöthig gefunden 
werden; 

fünf Reviſoren zu ernennen, die jährlich die 
Rechnungen des Staates durchſehen und Aus— 
züge aus denſelben durch den Druck bekannt 
machen ſollen, daher dieſe Rechnungen jedes 
Jahr vor dem 1. Juli dieſen Reviſoren zugeſtellt 
werden ſollen; 


11) Fremde zu naturaliſiren. a 
$. 76. Jedes Geſetz fol auf den Odelsthing ent— 
weder von deſſen eigenen Mitgliedern, oder von der 
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Regierung durch einen Staatsrath zuerſt vorgeſchlagen 
werden. Iſt der Vorſchlag daſelbſt angenommen, ſo 
wird er an das Lagthing geſandt, welches ihn entwe— 
der genehmigt oder verwirft, und im letzten Falle ihn 
mit beigefügten Bemerkungen zurückſchickt. Dieſe wer— 
den vom Odelsthing in Erwägung gezogen, welches 
entweder den Geſetzvorſchlag hinlegt, oder ihn wiederum 
mit oder ohne Veränderung an das Lagthing ſendet. 
Iſt der Vorſchlag vom Odelsthing zweimal dem Lag— 
thing vorgelegt und von dieſem zum zweiten Male mit 
einer Zurückweiſung zurückgeſandt, ſo tritt das ganze 
Storthing zuſammen, und dann wird mit zwei Dritt— 
theilen ſeiner Stimmen über den Vorſchlag entſchieden. 
Zwiſchen jeder ſolchen Berathſchlagung müſſen wenig— 
ſtens drei Tage verfließen. 

§. 77. Hat ein vom Odelsthing vorgeſchlagener 
Beſchluß den Beifall des Lagthing oder des verſam— 
melten Storthing erhalten, ſo wird er durch eine De— 
putation von beiden Abtheilungen des Storthings an 
den König geſandt, wenn er gegenwärtig iſt, oder im 
entgegengeſetzten Falle an den Vicekönig oder an die 
norwegiſche Regierung mit dem Antrage auf Ertheilung 
der königlichen Sanction. 

$. 78. Bewilligt der König den Beſchluß, fo ver— 
ſieht er ihn mit ſeiner Unterſchrift, wodurch er Ge— 
ſetz wird. Genehmigt er ihn nicht, ſo ſendet er ihn an 
das Odelsthing mit der Erklärung zurück, daß er es 
nicht dienlich findet, den Beſchluß zu ſanctioniren. 
§. 79. In dieſem Falle darf der Beſchluß nicht 
mehr von dem dann verſammelten Storthing dem Könige 
vorgelegt werden, der ſich auf dieſelbe Weiſe benehmen 
kann, wenn das nächſte ordentliche Storthing denſelben 
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Beſchluß auf's Neue vorſchlägt. Wird er aber, nach— 
dem er abermals erwogen worden, von dem dritten 
ordentlichen Storthing wiederum auf beiden Thingen 
unverändert angenommen und dann dem Könige mit 
dem Begehren vorgelegt, daß Seine Majeſtät Ihre 
Sanction einem Beſchluſſe nicht verweigern möchten, welche 
das Storthing nach der reiflichen Ueberlegung als nütz— 
lich anſiehet; ſo wird er Geſetz, wenn auch des Königs 
Sanction nicht erfolgt, ehe das Storthing ſich trennt. 

$. 80. Das Storthing bleibt fo lange verſammelt, 
als es für nöthig findet, doch nicht über drei Monate 
ohne des Königs Erlaubniß. Wenn es vom Könige 
aufgehoben wird, nachdem es ſeine Verrichtungen zu 
Ende gebracht hat, oder die beſtimmte Zeit verſammelt 
geweſen iſt, ertheilt der König zugleich ſeine Reſolution 
auf die bereits vorher nicht abgemachten Beſchlüſſe, in— 
dem er ſie entweder beſtätigt oder verwirft. Alle die, 
welche er nicht ausdrücklich annimmt, werden angeſehen, 
als ob ſie von ihm verworfen wären. 

§. 81. Alle Geſetze werden in der norwegiſchen 
Sprache und (die im 79. $. ausgenommenen) in des 
Königs Namen, unter dem Siegel des norwegiſchen 
Reiches und in folgenden Ausdrücken ausgefertigt: 
„Wir N. N. thun kund und zu wiſſen, daß Uns ein 
Beſchluß des Storthings von Dato vorgelegt iſt, ſo 
lautend: (hier folgt der Beſchluß)) Daher haben Wir 
angenommen und bekräftiget, wie Wir denſelben hier— 
durch als Geſetz annehmen und bekräftigen, unter Unſerer 
Hand und des Reiches Siegel.“ 

$. 82. Die Sanction des Königs iſt nicht er— 
forderlich zu den Beſchlüſſen des Storthings, wodurch 
es ſich 1) als Storthing nach der Conſtitution verſam— 
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melt erklärt; 2) es feine innere Polizei beſtimmt; 3) es 
die Vollmachten der anweſenden Mitglieder annimmt 
oder verwirft; 4) es Erkenntniſſe über Wahlſtreitigkeiten 
beſtätigt oder verwirft; 5) es Fremde naturaliſirt, 6) 
und endlich auch nicht zu dem Beſchluſſe, wodurch dag 
Odelsthing den Staatsrath oder Andere unter Verant— 
wortung ſetzt. 

$. 83. Das Storthing kann das Bedenken des 
höchſten Gerichtes über wichtige Gegenſtände einziehen. 

$. 84. Es wird bei offenen Thüren gehalten und 
ſeine Verhandlungen werden durch den Druck bekannt 
gemacht, ausgenommen in den Fällen, wo das Gegen— 
theil durch Stimmenmehrheit beſchloſſen wird. 

$. 85. Der, der einem Befehle gehorcht, deſſen 
Abſicht dahin geht, die Freiheit und Sicherheit des 
Storthings zu ſtören, macht ſich dadurch der Verrätheres 
gegen das Vaterland ſchuldig. 


D. 
Ueber die richterliche Gewalt. 


§. 86. Die Mitglieder des Lagthings machen zu— 
gleich mit dem höchſten Gerichte das Reichsgericht 
aus, welches vom Odelsthinge eingeleitet worden, ent— 
weder gegen die Mitglieder des Staatsrathes oder des 
höchſten Gerichts wegen Amtsverbrechen, oder gegen 
die Mitglieder des Storthings wegen der Verbrechen, 
die ſie, als ſolche, begehen möchten. Im Reichsgerichte 
hat der Präſident des Lagthings den Vorſitz. 

$. 87. Der Beklagte kann, ohne deshalb irgend 
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eine Urſache anzugeben, von den Mitgliedern des Reichs— 
gerichtes bis zu einem Dritttheile perhorresciren, doch 
ſo, daß das Gericht nicht weniger als fuͤnfzehn Per— 
ſonen ausmacht. 

§. 88. Das höchſte Gericht urtheilt in letzter 
Inſtanz. Es darf nicht aus weniger Mitgliedern als 
dem Juſtitiarius und ſechs Beiſitzern beſtehen. 

§. 89. In Friedenszeiten iſt das höchſte Gericht 
nebſt zwei Offizieren, welche der König dazu verordnet, 
die zweite und letzte Inſtanz in allen den Kriegsgerichts— 
ſachen, welche entweder den Verluſt des Lebens oder 
der Ehre, oder eine Freiheitsberaubung auf längere 
Zeit als drei Monate betreffen. 

F. 90. Von den Urtheilen des hoͤchſten Gerichts 
findet in keinem Falle eine Berufung Statt, noch 
können ſie einer Reviſion unterzogen werden. 

$. 91. Keiner kann, ehe er 30 Jahre alt iſt, zum 
Mitgliede des höchſten Gerichtes beſtellt werden. 


E. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 92. Zu Aemtern im Staate dürfen allein nor— 
wegiſche Bürger ernannt werden, welche ſich zu der 
evangeliſch-lutheriſchen Religion bekennen, der Conſti— 
tution und dem Könige Treue geſchworen haben und 
die Landesſprache reden, auch 1) entweder im Reiche 
von Aeltern geboren ſind die damals Unterthanen des 
Staates waren, oder 2) in fremden Landen von nor— 


wegiſchen Aeltern geboren ſind, welche zu der Zeit nicht 
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Unterthanen eines anderen Staates waren, oder 3) die 
den 17. Mai 1814 ihren beſtändigen Aufenthalt im 
Reiche hatten und ſich nicht geweigert haben, den Eid 
abzulegen, Norwegens Selbſtſtändigkeit zu behaupten, 
oder die 4) ſtch hernach während zehn Jahre im Reiche 
aufhalten, oder die 5) vom Storthing naturaliſirt wer— 
den. Doch können Fremde zu Lehrern bei der Univerſi— 
tät und den gelehrten Schulen, zu Aerzten und Con— 
ſule an fremden Orten beſtellt werden. Keiner kann 
zu einem Oberbeamten ernannt werden, ehe er dreißig 
Jahre alt iſt, noch zu einer Magiſtratsperſon, zum 
Unterrichter und Vogt, ehe er 25 Jahre alt iſt. 

$. 93. Norwegen haftet für keine andere Schuld, 
als ſeine eigene Nationalſchuld. 

$. 94. Es ſoll veranſtaltet werden, daß auf dem 
erſten, oder wenn dies nicht möglich iſt, auf dem zweiten 
ordentlichen Storthin ein neues allgemeines Civil- und 
Criminalgeſetzbuch gegeben wird. Inzwiſchen bleiben 
die jetzt geltenden Geſetze des Staates in Kraft, inſo— 
fern ſie dieſem Grundgeſetze oder den inzwiſchen erlaſſenen 
proviſoriſchen Anordnungen nicht widerſtreiten. Die 
gegenwärtigen permanenten Schatzungen bleiben eben— 
falls bis zum nächſten Storthing. 

8. 95. Keine Dispenſationen, Protectoria, Mora— 
toria oder Erhebungen dürfen bewilligt werden, nachdem 
das neue allgemeine Geſetz in Kraft geſetzt iſt. 

8. 96. Keiner kann gerichtet werden als nach dem 
Geſetze, noch anders als nach Urtheil beſtraft werden. 
Die peinliche Frage darf nicht Statt finden. 

$. 97. Keinem Geſetze darf rückwirkende Kraft 
gegeben werden. 

$. 98. Mit den Sporteln, die an die Bedienten 
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des Gerichts erlegt werden, dürfen keine Abgaben an 
die Staatskaſſa verbunden ſein. 

$. 99. Keiner kann eingezogen und gefangen ge— 
halten werden, auſſer in den vom Geſetze beſtimmten 
Fällen und auf die durch die Geſetze vorgeſchriebene 
Weiſe. Für unbefugten Arreſt oder ungeſetzlichen 
Aufenthalt ſteht der Beikommende den Gefangenen zur 
Rechenſchaft. Die Regierung iſt nicht berechtigt, die 
militäriſche Macht gegen Mitglieder des Staats anzu— 
wenden, auſſer in den von der Geſetzgebung beſtimmten 
Formen, es wäre denn, daß eine Verſammlung die 
öffentliche Ruhe ſtörte und ſie ſich nicht augenblicklich 
trennte, nachdem die den Aufruhr betreffenden Artikel 
des Landesgeſetzes das dritte Mal laut von der Civil— 
Obrigkeit verleſen ſind. 

$. 100. Die Druckfreiheit ſoll Statt finden. Kei— 
ner kann wegen irgend einer Schrift, die er hat drucken 
oder herausgeben laſſen, von welchem Inhalte ſie auch 
ſein mag, geſtraft werden, wofern er nicht ſelbſt vor— 
ſätzlich und offenbar Ungehorſam gegen die Geſetze, 
Geringſchätzung der Religion, Sittlichkeit, oder der con— 
ſtitutionellen Gewalten, oder Widerſetzlichkeit gegen deren 
Befehle an den Tag gelegt oder Andere dazu gereizt, 
oder falſche und ehrenkränkende Beſchuldigungen gegen 
Jemand vorgebracht hat. Freimüthige Aeußerungen über 
die Verwaltung des Staates oder irgend einen anderen 
Gegenſtand ſind einem Jeden erlaubt. 

$. 101. Neue und beſtändige Beſchränkungen der 
Nahrungsfreiheit dürfen in Zukunft niemals für Jemand 
erlaſſen werden. 

$. 102. Hausinquiſitionen dürfen nicht Statt 
finden, auſſer in Criminalfallen. 
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$. 103. Denjenigen, die hiernach falliren, wird 
keine Freiſtätte zugeſtanden. 

$. 104. Eigenthum und Grundbeſitz kann in keinem 
Falle verwirkt werden. 

$. 105. Erfordert das Bedürfniß des Staats, 
daß Einer ſein bewegliches oder unbewegliches Eigen— 
thum zu öffentlichem Gebrauche hergibt, ſo gebührt ihm 
aus der Staatskaſſa voller Erſatz. 

$. 106. Sowohl die Kaufſummen, als die Ein— 
künfte der geiſtlichen Beneficien und Güter ſollen blos 
zum Beſten der Geiſtlichkeit und zur Beförderung der 
Aufklärung angewandt werden. Das Eigenthum milder 
Stiftungen kann nur zu deren Nutzen verwendet werden. 

. 107. Das Ockls- und Aſardesrecht ſoll nicht 
aufgehoben werden. Die näheren Bedingungen, unter 
welchen es zum größten Nutzen für den Staat und zum 
Beſten des Landvolks beibehalten werden ſoll, werden 
von dem erſten oder dem nächſtfolgenden Storthinge 
beſtimmt. | 

$. 108. In Zukunft ſollen keine Grafſchaften, 
Baronien, Stammhauſer und Fideicommiſſe errichtet 
werden. 

$. 109. Jeder Bürger des Staats iſt im Allge— 
meinen gleich verpflichtet, eine gewiſſe Zeitlang ſein 
Vaterland zu vertheidigen, ohne Hinſicht auf Geburt 
oder Vermögen. Die Anwendung dieſes Grundſatzes, 
und die Einſchränkungen, denen ſie unterzogen werden 
muß, ſo wie die Beſtimmung, in wieferne es für das 
Reich dienlich iſt, daß die Vertheidigungs- und Wehr— 
pflicht mit dem 25. Jahre aufhöre, wird der Entſcheidung 
des erſten ordentlichen Storthings überlaſſen, nachdem 
durch eine Comite alle Aufklärungen erlangt ſind. In— 
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er: bleiben die jetzt geltenden Beſtimmungen in 
Kraft. 

$. 110. Norwegen behält feine eigene Bank und 
ſein Münzweſen, welche Einrichtungen durch das Ge— 
ſetz beſtimmt werden. 

§. 111. Norwegen hat das Recht, ſeine eigene 
Kauffahrteiflagge zu haben. Seine Kriegsflagge bleibt 
eine Unionsflagge. 

§. 112. Zeigt die Erfahrung, daß irgend ein Theil 
dieſes Grundgeſetzes des Königreichs Norwegen ver— 
ändert werden muß, ſo ſoll der Vorſchlag dazu auf 
einem ordentlichen Storthinge vorgelegt und durch den 
Druck bekannt gemacht werden. Allein es kommt erft 
dem nächſten ordentlichen Storthinge zu, zu beſtimmen, 
ob die vorgeſchlagene Veränderung Statt finden ſoll 
oder nicht. Doch muß ſolche Veränderung niemals den 
Principien dieſes Grundgeſetzes widerſtreiten, ſondern 
allein Modificationen in einzelnen Beſtimmungen betreffen, 
die den Geiſt dieſer Conſtitution nicht verändern; auch 
müſſen zwei Dritttheile des Storthings in ſolcher Ver— 
aͤnderung einig ſein. 

Chriſtiania, in Norwegens außerordentlichem Stort— 
hing, den 4. November 1814. 

Chriſtie, 
(L. S.) p. t. Präſident. 
L. Weidemann. 

Daß das Grundgeſetz des norwegiſchen Reiches, 
wie es Wort für Wort vorgeſchrieben ſteht — mit Vor— 
behalt des conſtitutionellen Rechts der ſchwediſchen 
Reichsſtäude in den Stücken, welche Veränderungen 
oder Modificationen in der Regierungsform des ſchwedi— 
schen Reichs mit ſich führen — zwiſchen unſerem aller- 
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gnädigſten Könige und Herrn, Karl dem Dreizehnte n, 
Könige von Schweden, Norwegen, der Gothen und 
Wenden ꝛc., durch uns unterzeichnete, bevollmächtigte 
Commiſſäre vor Höchſtdeſſen Augen und dem jetzt in 
Chriſtiania verſammelten außerordentlichen Sen 
des norwegiſchen Reichs verhandelt und beſchloſſen 
worden: wird hierdurch mit unſeren Namens-Unterſchriften 
und untergedrmtte Siegeln atteſtirt und bekräftigt. 
Chriſtiania, den 4. November 1814. 
M. Roſenblad. B. v. Platen. Graf Wetter 
ſtedt. G. F. Wirſen. A. G. Moͤrner. 
L. v. Roſenſtein. J. D. Valerius. 


Heapolitanifche Verfaſſung 


vom 10. Februar 1848. 


Ferdinand II. von Gottes Gnaden, König bei— 
der Sicilien, von Jeruſalem ꝛc. Herzog von Parma, 
Piacenza, Caſtro ꝛc. 

In Gemäßheit des ſouveränen Acts vom 29. Ja— 
nuar 1848, durch welchen Wir, dem einſtimmigen 
Wunſche Unſerer vielgeliebten Völker willfahrend, aus 
vollem, freiem und ſelbſtſtändigem Entſchluß in dieſem 
Königreich eine der Aufklärung der Zeiten entſprechende 
Verfaſſung einzuführen verhießen; in dem ehrfurchtge— 
bietenden Namen des allmächtigen, heiligen, dreieinigen 
Gottes, welchem allein es gegeben iſt, in der Tiefe 
der Herzen zu leſen und den Wir laut als Richter der 
Reinheit Unſerer Abſichten und der offenen Loyalität, 
womit Wir entſchloſſen ſind, auf dieſe neuen Wege 
politiſcher Ordnung einzugehen, anrufen; nach mit reif— 
licher Erwägung erfolgter Vernehmung Unſers Staats— 
raths, haben Wir beſchloſſen, zu proclamiren und pro— 
clamiren Wir unwiderruflich nachſtehende von Uns 
ſanctionirte Verfaſſung. 


*) König Ferdinand II. hat dieſelbe bekanntlich gewährt, nachdem 
Sicilien abgefallen war und in Neapel ſelbſt ein Aufſtand drohte. 
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Art. 1. Das Königreich beider Sicilien iſt fortan 
eine gemäßigte conſtitutionelle Erbmonarchie mit reprä— 
ſentativen Formen. 

Art. 2. Die Gebietseintheilung bleibt dieſelbe wie 
bisher und kann nur in Folge eines Geſetzes geändert 
werden. 

Art. 3. Die einzige Staatsreligion wird immer 
die römiſch-katholiſch-apoſtoliſche ſein, ohne daß jemals 
die Ausübung irgend einer andern Religion geſtattet 
werden könnte. 

Art. 4. Die geſetzgebende Gewalt wohnt gemein— 
ſchaftlich dem König und einem aus einer Pairs- und 
Deputirtenkammer beſtehenden Nationalparlament bei. 

Art. 5. Die ausübende Gewalt ſteht ausſchließlich 
dem Könige zu. 

Art. 6. Die Initiative zur Beantragung von Ge— 
ſetzen ſteht ohne Unterſchied dem König und jeder der 
beiden Kammern zu. 

Art. 7. Die Interpretation der Geſetze gebührt 
ausſchließlich der geſetzgebenden Gewalt. 

Art. 8. Die Verfaſſung gewährleiſtet die volle Un— 
abhängigkeit der Gerichte bei Anwendung der Geſetze. 

Art. 9. Geeignete Geſetze werden, außer der 
freien Wahl ſeitens der reſpectiven Einwohner zu den 
Gemeindeämtern, den Gemeinden und den Provinzen 
rückſichtlich ihrer innern Verwaltung die größtmögliche 
Freiheit gewähren, welche ſich mit der Erhaltung ihres 
Vermögens verträgt. f 

Art. 10. Fremde Truppen können nur in Folge 
eines Geſetzes zum Dienſt des Staats zugelaſſen wer— 
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den; doch werden die beſtehenden Verträge fortwährend 
geachtet werden. Ebenſowenig darf ohne ein beſonderes 
Geſetz fremden Truppen die Beſetzung oder der Durch— 
zug durch das Gebiet des Königsreichs geſtattet werden, 
mit einziger Ausnahme des Durchzugs der päpſtlichen 
Truppen nach (den im neapolitaniſchen Gebiet inclavir— 
ten Fuͤrſtenthümern) Benevent und Pontecorvo. 

Art. 11. Den Militärs aller Waffengattungen 
fönnen ihre Rangſtufen, Ehren und Penſionen nur in 
Gemäßheit der Geſetze und Reglements entzogen werden. 

Art. 12. Im ganzen Königreich ſoll eine Natio— 
nalgarde beſtehen, deren organiſche Einrichtung durch 
ein Geſetz beſtimmt werden fol. In dieſem Geſetze 
kann niemals der Grundſatz abgeſchafft werden, daß die 
verſchiedenen Grade in der Nationalgarde, bis zum Ca— 
pitänsrang, von denjenigen, welche die Nationalgarde 
bilden, durch Wahl übertragen werden. 

Art. 13. Die Staatsſchuld wird anerkannt und 
gewährleiſtet. 

Art. 14. Keinerlei Art von Steuer, die Commu— 
nalabgaben nicht ausgeſchloſſen, kann anders als in 
Folge eines Geſetzes auferlegt werden. 

Art. 15. Steuerfreiheiten können nicht gewährt 
werden, außer durch ein Geſetz. 

Art. 16. Die directen Steuern werden jährlich 
von den Kammern bewilligt; die indirecten können die 
Dauer von mehreren Jahren haben. 

Art. 17. Die Kammern votiren jährlich das 
Budget und beſtätigen die darauf bezüglichen Rechnungen. 

Art. 18. Das Staatseigenthum kann nur in Folge 
eines Geſetzes veräußert werden. 

Art. 19. Das Petitionsrecht ſteht allen ohne Uns 
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terſchied zu; aber die Petitionen an die Kammer muͤſſen 
. en geſchehen; ſie perſönlich einzureichen iſt nicht 
eſtattet. 

’ Art. 20. Die Eigenſchaft eines Bürgers kann 
nur durch Geſetze erlangt und verloren werden. Die 
Fremden können nicht eingebürgert werden, außer Kraft 
eines Geſetzes. 

Art. 21. Alle Bürger ohne Unterſchied des Stan⸗ 
des ſind gleich vor dem Geſetze. 

Art. 22. Die Fähigkeit zu öffentlichen Aemtern 
berufen zu werden, ſteht allen Bürgern ohne Unter— 
ſchied zu und ohne irgend einen andern Rechtstitel als 
den ihres perſönlichen Verdienſtes. 

Art. 23. Die perſönliche Freiheit wird garantirt. 
Niemand kann anders verhaftet werden als in Folge 
eines von der zuſtändigen Behörde in Gemäßheit der 
Geſetze erlaſſenen Befehls, mit Ausnahme der Ergreifung 
auf friſcher oder nahezu friſcher That. Im Fall der 
Verhaftung als Präventivmaßregel muß der Incrimi— 
nirte innerhalb der unerſtrecklichen Friſt von vierund— 
zwanzig Stunden der zuſtändigen Behörde übergeben 
und dieſer die Gründe ſeiner Verhaftung angezeigt 
werden. 

Art. 24. Niemand darf wider ſeinen Willen vor 
einen andern Richter, als welchen das Geſetz beſtimmt, 
geſtellt und es können keine andern Strafen, als welche 
im Geſetz vorgeſchrieben, verhängt werden. 

Art. 25. Das Eigenthum der Bürger iſt unver— 
letzlich und die volle Ausübung deſſelben kann nur in 
Folge eines Geſetzes aus Gründen des öffentlichen In— 
tereſſes beſchränkt werden. Niemand kann zur Abtre— 
tung deſſelben gezwungen werden, außer für nothwen— 
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dige oͤffentliche Zwecke und nach vorgängiger entſpre— 
ro Entſchädigung nach der Beſtimmung der 
eſetze. 

Art. 26. Das literariſche Eigenthum iſt gleichfalls 
garantirt und unverletzlich. 

Art. 27. Die Wohnung der Bürger iſt unver— 
letzlich, außer wo das Geſetz ſelbſt Hausſuchung ge— 
ſtattet, die dann nur in den von dem Geſetze vorge— 
ſchriebenen Formen ſtattfinden darf. 

Art. 28. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. Die 
Verantwortlichkeit der Poſtbeamten wegen Verletzung 
des Briefgeheimniſſes ſoll durch ein Geſetz beſtimmt 
werden. . 

Art. 29. Die Preſſe iſt frei und lediglich einem 
Repreſſivgeſetz unterworfen, welches über all' das er— 
laſſen werden ſoll was die Religion, die Sittlichkeit, 
die öffentliche Ordnung, den König, die königliche Fa— 
milie, die auswärtigen Regenten und ihre Familien, 
die Ehre und die Intereſſen der Privaten verletzen kann. 
Unter denſelben Normen zur vorläufigen (präventiven) 
Garantie der Moralität der öffentlichen Schauſpiele wird 
ein geeignetes Geſetz erlaſſen werden. Nückſichtlich 
derjenigen Schriften, welche religiöſe Gegenſtände ex 
professo behandeln, ſoll die Preſſe einem Präventivge— 
ſetz unterworfen bleiben. 

Art. 30. Die Vergangenheit bleibt mit einem uns 
durchdringlichen Schleier bedeckt; jede bisher ergangene 
Verurtheilung wegen politiſcher Anſchuldigungen wird 
caſſirt und jedes Verfahren wegen nachfolgender Ereig— 
niſſe bis zu dieſer Stunde iſt unterſagt. 
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Capitel J. 
Von den Kammern. 


Art. 31. Beide Kammern können nur gleichzeitig 
zuſammenberufeu und geſchloſſen werden, außer wenn 
die Pairskammer ſich in den von der Conſtitution vor— 
geſehenen Fällen als oberſter Gerichtshof verſammelt. 

Art. 32. Zur Eröffnung der Verhandlungen in 
jeder der beiden Kammern iſt die Anweſenheit der ab— 
ſoluten Mehrheit ihrer Mitglieder erforderlich. 

Art. 33. Die Verhandlungen der Kammern finden 
öffentlich ſtatt, außer wenn eine derſelben auf den Ans 
trag ihres Präſidenten, welcher Antrag von zehn Mit— 

liedern begehrt und unterſtützt ſein muß, ſich in ge— 
— Comité zu verſammeln beſchließt. 

Art. 34. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen— 
mehrheit gefaßt. Die Abſtimmung geſchieht öffentlich. 

Art. 35. Ein Mitglied der einen Kammer kann 
nicht zugleich Mitglied der andern ſein. 

Art. 36. Die Unterſuchung der Wahlvollmachten 
der Kammermitglieder und die Entſcheidung der darüber 
ſich erhebenden Streitigkeiten ſteht jeder der Kammern 
ſelbſt zu. 

Art. 37. Die Staatsminiſter können die Geſetzent— 
würfe der einen oder der andern Kammer ohne Unter— 
ſchied vorlegen; die Geſetzentwürfe über Steuern jeder 
Art und über das Budget müſſen aber nothwendig zu— 
erſt der Deputirtenkammer vorgelegt werden. 

Art. 38. Geſetzentwürfe können dem König erſt 
dann zur Sanction vorgelegt werden, wenn ſie von bei— 
den Kammern berathen und angenommen ſind. 
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Art. 39. Wenn zwiſchen beiden Kammern Mei— 
nungsverſchiedenheit über den Inhalt eines Geſetzent— 
wurfs ſtattfindet, ſo kann die Discuſſion darüber bei 
einer der beiden Kammern in der nämlichen Seſſion 
nicht wiederholt werden. 

Art. 40. Die Mitglieder der beiden Kammern ſind 

wegen ihrer Meinungen und der in Ausübung ihrer Func— 
tionen abgegebenen Vota unverletzlich. Sie können 
während der Dauer der Seſſion und im Lauf des Mo— 
nats, welcher derſelben vorhergeht oder folgt, nicht in 
Schuldarreſt geſetzt werden. In peinlichen Proceſſen 
können ſie ohne Ermächtigung von Seite ihrer Kammer 
nicht verhaftet werden, außer in dem Fall friſcher oder 
nahezu friſcher That. 
Art. 41. Jede der beiden Kammern macht ſich 
ſelbſt ihr Reglement, in welchem die Art und Ordnung 
der Verhandlungen und Abſtimmungen, die Zahl und 
die Geſchäfte der ordentlichen Ausſchüſſe und alles was 
die Einrichtung ihres innern Dienſtes angeht, feſtge— 
ſtellt werden. 


Capitel II. 
Von der Pairskammer. 


Art. 42. Die Pairs werden auf Lebenszeit vom 
König ernannt, welcher auch den Präſidenten und Vice— 
präſidenten ernennt. 

Art. 43. Die Zahl der Pairs iſt unbeſchränkt. 

Art. 44. Um Pair werden zu können, muß man 
Bürger und 30 Jahre alt ſein. 
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Art. 45. Die Prinzen von Geblüt find geborne 
Pairs und nehmen den Platz unmittelbar nach dem 
Präſidenten ein. Sie können mit 25 Jahren in die 
Kammer eintreten, aber vor dem 30. Jahre keine 
Stimme abgeben. 


Art. 46. Zur Pairswürde können ernannt werden: 
1) alle diejenigen, welche ein reines Einkommen 


2 
3) 
4) 
5) 
6) 


7 


— 


8) 


9) 


10) 
11) 


von 3000 Ducaten feit 8 Jahren beſitzen; 

die Staatsminiſter und Staatsräthe; 

die Geſandten, welche 3 Jahre und die bevoll— 

mächtigten Botſchafter, welche 6 Jahre ihr di— 

plomatiſches Amt ausgeübt haben; 

die Erzbiſchöfe und Biſchöfe, jedoch nicht mehr 

als zehn derſelben; 

die Generale, die Vice-Admirale, die Feldmar— 

ſchalle und die Gegen- Admirale. 

diejenigen, welche 5 Jahre lang das Amt eines 

Präſidenten in der Kammer bekleidet haben; 

der Präſident und General = PWrocurator des 

oberſten Gerichtshofs und der Präſident und 

Nee . Be i des großen Rechnungs— 
ofes; 

die Vicepräſidenten und General- Advokaten 

dieſer Höfe, wenn ſie dieſer Stelle drei Jahre 

vorgeſtanden; 

die Präſidenten und General-Procuratoren der 

großen Civilhöfe, wenn ſie dieſen vier Jahre 

vorgeſtanden; 

n der bourboniſchen Geſell— 
aft; 

die Präſidenten der drei Academien, aus denen 


3 


66 Neapolitaniſche Verfaſſung. 


die bourboniſche Geſellſchaft beſteht, wenn ſie 
dieſem Poſten vier Jahren vorgeſtanden ). 
Art 47. Ueber Anſchuldigungen gegen Mitglieder 
beider Kammern wegen Hochverraths und Attentats ge— 
gen die Sicherheit des Staats urtheilt die Pairskammer 
als oberſter Gerichtshof. 


Capitel III. 
Von der Deputirtenkammer. 


Art. 48. Die Deputirtenkammer beſteht aus allen 
Denjenigen, welche durch die Mehrheit der Wahlſtimmen 
gewählt, das geſetzliche Mandat von den einſchlägigen 
Wählern erhalten. 

Art. 49. Die Deputirten vertreten die Nation im 
Ganzen und nicht die Provinzen, wo ſie erwählt wor— 
den ſind. 

Art. 50. Eine Wahlperiode der Deputirtenkammer 
dauert 5 Jahre, und folglich erliſcht mit Ablauf dieſer 
Zeit das Mandat der Deputirten. 

Art. 51. Die Deputirten können aber für die fol 
gende Periode ſofort wieder gewählt werden. 

Art. 52. Die Zahl der Deputirten richtet ſich ſtets 


* Da das Kapitel über die Pairskammer im Volke vielfach unzu⸗ 
friedenheit erregte, ſo hat die Regierung ihre Einwilligung dazu 
ausgeſprochen, daß daſſelbe nach vorgängiger Berathung mit den 
Ständen eine den Polkswünſchen entſprechende Umgeſtaltung erfahre. 
Die Pairskammer wird demnach entweder ganz aufgehoben, oder in 
eine Wahlkammer umgewandelt werden. Einſtweilen iſt es den 
Wahlcollegien anheim gegeben worden, aus den oben aufgeführten 
n dem Könige 50 Perſonen für die Pairswürde vorzu⸗ 
chlagen. 
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nach der Größe der Bevölkerung, gemäß der letzten 
Zählung, welche den Wahlen vorausgegangen iſt. 
Art. 53. Auf 40,000 Seelen kommt ein Deputirter, 
Art. 54. Um Wähler und wählbar zu ſein muß 
man Bürger und 25 Jahre alt ſein und ſich weder in 
Bankrott befinden, noch einer peinlichen Verurtheilung 
unterlegen ſein. 

Art. 55 Wähler ſind 

1) alle Diejenigen, welche ein ſtändiges Einkom— 
men beſitzen, deſſen Größe durch das Wahlge— 
ſetz beſtimmt wird”); 

2) die regelmäßigen Mitglieder der drei königlichen 
Academien, aus denen die bourboniſche Geſell— 
ſchaft beſteht und die gewöhnlichen Mitglieder 
der drei andern königl. Academien; 

3) die öffentlichen Lehrer an der Univerſität und 
an den Lyceen; 

4) die Profeſſoren der Univerſität; 

5) die Vorſteher und Beiſitzer der ſtädtiſchen Ge— 
meinden, ſo lange ſie ſich in effectivem Dienſt 
befinden; 

6) die penſionirten Beamten, welche jährlich einen 
Ruhegehalt von 120 Ducaten genießen und die 
Officiere der Armee, welche ebenfalls eine Pen— 
ſion genießen. 

Art. 56. Wähler ſind 

1) alle Diejenigen, welche ein ſtändiges Einkom— 


* Durch eine fpätere Verordnung iſt auch den Capacitaten die Wahl⸗ 
fähigkeit zugeſtanden und dem Worte Capacität eine ſolche Aus⸗ 
dehnung gegeben worden, daß Jeder, der ſeinen Beruf ehrenvoll 
und geſchickt erfüllt, darin einbegriffen wird. 


3 * 
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men beſitzen, deſſen Größe durch das Wahlge— 
ſetz beſtimmt wird; 

2) die ordentlichen Mitglieder der bourboniſchen 
Geſellſchaft, die Profeſſoren der Univerſitaͤt und 
die ordentlichen Mitglieder der drei königlichen 
Academien; 

Art. 57. Die öffentlichen Beamten, wenn fie une 
abſetzbar ſind, die Weltgeiſtlichen, wenn ſie nicht Mit⸗ 
glieder eines Mönchsordens find und die Militärper« 
ſonen können ſowohl Wähler als wählbar ſein, wenn 
ſie die in den drei vorhergehenden Artikeln ausgedrückten 
Bedingungen erfüllen. 

Art. 58. Die Intendanten, die Generalſekretäre 
der Intendanturen und Unterintendanten ſind während 
der Dauer ihrer Amtsführung weder aktiv noch paſſiv 
wahlfähig. 

Art. 59. Deputirte, welche von der Regierung 
entweder ein neues Amt oder eine Beförderung in dem 
Amte, das ſie bisher bekleideten, annehmen, verlieren 
dadurch ihren Sitz in der Kammer, wenn ſie nicht wie— 
der gewählt werden. 

Art. 60. Die Deputirtenkammer wählt jedes Jahr 
ihren Praͤſidenten, Vicepräſidenten und ihre Sekretäre 
in geheimer Abſtimmung. 

Art. 61. Für die erſte Zuſammenkunft der Kam: 
mern wird ein proviſoriſches Wahlgeſetz publicirt, wel— 
ches aber nicht eher definitiv wird, als bis es von den 
Kammern ſelbſt in der erſten Periode ihrer Legislatur 
geprüft und discutirt worden. 
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Capitel IV. 
Vom Könige. 


Art. 62. Der König iſt das Oberhaupt des Staats, 
ſeine Perſon iſt heilig und A und keinerlei 
Art von Verantwortlichkeit unterworfen. Er comman— 
dirt die Land- und Seemacht, ernennt zu allen Staats— 
amtern, verleiht Titel, Orden und Ehrenbezeigungen 
jeglicher Art; er hat das Begnadigungsrecht, indem er 
Strafen nachläßt oder umwandelt, er ſorgt für Er— 
haltung der Integrität des Reichs, erklärt Krieg und 
ſchließt Frieden, unterhandelt über Allianz- und Han: 
delsverträge und geht die Kammern um die Zuſtimmung 
zu denſelben an, bevor er ſie ratificirt; er übt die apo— 
ſtoliſche Legatie und alle koͤniglichen Patronatsrechte 
der Krone aus. 

Art. 63. Er beruft die Kammern jährlich zu einer 
ordentlichen Seſſion, in dringenden Faͤllen zu einer 
außerordentlichen, und er allein hat das Recht, ſie zu 
vertagen und zu ſchließen; ebenſo kann er die Depu— 
tirtenkammer auflöſen, in welchem Falle er aber inner— 
halb der unerſtrecklichen Friſt von drei Monaten eine 
neue berufen muß. 

Art. 64. Ihm ſteht die Sanctionirung der von 
beiden Kammern angenommenen Geſetze zu und ein Ge— 
ſetz, dem er die Sanction verſagt, kann während der— 
ſelben Seſſion nicht wieder in Berathung genommen 
werden. 

Art. 65. Er läßt die Münzen prägen und ſein 
Bild darauf ſetzen. Er publicirt die erforderlichen De— 
crete und Verordnungen zum Vollzuge der Geſetze, ohne 
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jemals letztere ſuſpendiren oder Jemanden von deren 
Befolgung diſpenſiren zu können. 

Art. 66. Er kann einzelne Theile der National— 
garde auflöſen, wobei er jedoch gleichzeitig die nöthigen 
Anordnungen zu deren Reorganiſirung innerhalb der un— 
erſtrecklichen Friſt eines Jahres verfügen muß. 

Art. 67. Die Civilliſte wird durch ein Geſetz für 
die Dauer jeder Regierung feſtgeſtellt. 

Art. 68. Beim Tode des Königs hat der groß— 
jährige Thronerbe die Kammern binnen einem Monat 
einzuberufen, um vor ihnen den Eid der Verfaſſung zu 
leiſten. Iſt der Thronerbe minderjährig und der Koͤnig 
hat zuvor keine Anordnungen wegen der Regent- und 
Vormundſchaft getroffen, ſo haben die Miniſter unter 
ihrer ſpeciellen Verantwortlichkeit die Kammern binnen 
zehn Tagen einzuberufen, um für Beides Vorſorge zu 
treffen. In dieſem Falle ſollen die Mutter und Vor: 
münderin und zwei oder mehre Prinzen der königlichen 
Familie Mitglieder der Regentſchaft ſein. Dasſelbe hat 
zu geſchehen, wenn der König durch phyſiſche Urſachen 
an der Regierung verhindert iſt. 

Art. 69. Der feierliche Erbfolgeact des Königs 
Karl III. vom 6. October 1759, beſtätigt im Art. 5 
des Geſetzes vom 8. Dec. 1816, die fouverainen Acte 
vom 7. April 1829 und 12. März 1830 und alle auf 
die königliche Familie bezüglichen Acte verbleiben in 
voller Kraft. 
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Capitel V. 
Von den Miniftern. 


Art. 70. Die Miniſter find verantwordlich. 

Art. 71. Alle vom König unterzeichneten et- 
jeglicher Art haben keine Kraft, wenn ſie nicht von 
einem Miniſter-Staatsſecretair gegengezeichnet ſind, 
welcher dadurch ſich dafür verantwortlich macht. 

Art. 72. Die Miniſter haben freien Zutritt zu 
den Kammern und müſſen auf ihr Verlangen das Wort 
erhalten; haben aber keine Stimmen, außer wenn ſie 
ſelbſt Mitglieder der Pairs- oder Deputirtenkammer 
ſind. Die Kammern können die Anweſenheit der Mi— 
niſter bei ihren Verhandlungen fordern. 

Art. 73. Nur die Deputirtenkammer hat das Recht, 
die Miniſter in Anklageſtand zu verſetzen und die Pairs— 
kammer hat auſchließlich die Befugniß, ſie abzuurteln. 

Art. 74. Ein beſonderes Geſetz wird ſpeciell die 
Falle, in welchen die Verantwortlichkeit der Miniſter 
eintritt, das Gerichtsverfahren gegen dieſelben und die 
Strafen, denen ſie, wenn ſie ſchuldig befunden werden, 
unterliegen, beſtimmen. | 

Art. 75. Der König kann verurtheilte Miniſter 
nur auf die ausdrückliche Bitte einer der beiden Kam— 
mern begnadigen. 


Capitel VI. 
Vom Staatsrathe. 
Art. 76. Es ſoll ein Staatsrath von nicht mehr 
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als 24 Mitgliedern beſtehen. Ausländer, auch wenn 
fie das Bürgerrecht haben, find vo. demſelben aus⸗ 
RE 77. Den Vorſitz im Staatsrathe führt der 
Fuſtizmi nice. 
EAN 78. Der König ernennt die Staatsräthe. 
Art. 79. Der Staatsrath hat fein motivirtes Gut— 
achten über alle Angelegenheiten, welche ihm vorgelegt 
werden, abzugeben. Es wird ein Geſetz publicirt wer— 
den, um ſeine Attributionen zu beſtimmen, bis dahin 
hat für denſelben das Geſetz über die Generalconſulta 
des Königreichs Geltung. 


Capitel VII. 
Von den Gerichten. 


Art. 80. Die Rechtspflege geht vom Könige aus 
und wird von den ordentlichen Gerichten im Namen des 
Königs geübt. 

Art. 81. Es kann keine contenſiöſe Jurisdiktion 
anders als in Folge eines Geſetzes eingeſetzt werden. 
Art. 82. Außerordentliche Gerichtshöfe können nie, 
unter welcher Benennung es auch ſei, errichtet werden. 
Doch find das beſondere Militärftrafitatut und die be— 
ſtehenden Reglements für die Land- und Seetruppen 
damit nicht abgeſchafft. 

Art. 83. Die Gerichtsverhandlungen finden öffent— 
lich ſtatt. Glaubt ein Gericht, daß die Oeffentlichkeit 
die guten Sitten verletzen könne, ſo hat es dies in 
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einem beſondern Urtel auszuſprechen und dieſes Urtel 
muß einſtimmig gefaßt ſein, wenn es ſich um politiſche 
oder Preßvergehen handelt. 

Art. 84. Die richterlichen Beamten ſind unabſetzbar 
jedoch erſt, nachdem ſie unter der Herrſchaft der Con— 
ſtitution neu ernannt worden ſind und wenn ſie das 
richterliche Amt ſchon drei Jahre nach einander verwal— 
tet haben. 

Art. 85. Die Agenten des öffentlichen Miniſte— 
riums bei den Gerichten ſind weſentlich abſetzbar. 


Capitel VIII. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Art. 86. Einzelne Theile dieſer Conſtitution können 
für Unſere Beſitzungen jenſeits der Meerenge, nach 
den beſonderen Bedürfniſſen und Verhältniſſen jener 
Bevölkerungen, modificirt werden. 

Art. 87. Das Budget von 1847 bleibt für das 
Jahr 1848 in Kraft und mit ihm bleiben proviſoriſch 
in Kraft die bisherigen Befugniſſe der Regierung, um 
den verwickelten und höchſt dringlichen Bedürfniſſen des 
Staats mit außerordentlichen Mitteln begegnen zu 
können. 

Art. 88. Alle Geſetze, Decrete und Reſcripte, welche 
der vorliegenden Verfaſſung entgegenſtehen, ſind auf— 
gehoben. (Folgen Anordnungen wegen Beſiegelung, 
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ee Regiſtrirung und Publicirung der Ur— 
unde. 
Neapel, den 10. Februar 1848. 
Folgen die Namen des Königs Ferdinand H. 
und der Miniſter: Herzog v. Serra 
Capriola, Baron Ceſidio Bonanni, Fürſt 
Dentice, Fürſt v. Torella, Commenthur 
Gaetano Scovazzi, Cavaliere F. P. Boz— 
zelli, Giuſ. Garzia. 


—— — — 


Tos caniſche Verfaſſung 


vom 15. Februar 1848. 


Wir Leopold II. Erzherzog von Oeſterreich, Groß— 
herzog von Toscana ꝛc. ꝛc. 

Von dem Tage, an welchem es der göttlichen Vor— 
ſehung gefiel, uns zur Regierung eines Staates zu be— 
rufen, welcher durch ſo viele Bildung ausgezeichnet 
und durch ſo großen Ruhm verherrlicht iſt, bildeten die 
nie getrübte Eintracht und das Vertrauen, welches Un— 
ſere vielgeliebten Völker in Uns ſetzen, ſtets die Freude 
Unſeres Herzens und das Glück des gemeinſamen Va— 
terlandes. Da es Unſere Abſicht war, jede Art von 
Wohlfahrt des Staats durch jene ſtaatswirthſchaftlichen 
und bürgerlichen Reformen zu fördern, deren Wir Uns 
im Laufe Unſerer ganzen Regierung mit unermüdlichem 
Eifer befleißigten, ſo hat der Himmel Unſere Bemühungen 
in der Weiſe geſegnet, daß uns vergönnt wurde, dieſen 
für Uns ſo glücklichen Tag zu erleben, ohne daß irgend 
eine Störung, welche die Möglichkeit, am öffentlichen 
Wohl zu arbeiten, hinweggenommen hätte, es noth— 
wendig gemacht, zur Einführung neuer politiſcher For— 
men die Zuflucht zu nehmen. Zu dieſen wird Unſere 
Seele jetzt bewogen durch den Wunſch, mit feſtem, be— 
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harrlichem und entſchloſſenem Willen jenes Vorhaben 
zu erfüllen, das von Uns vorgängig Unſern geliebteſten 
Unterthanen angekündigt worden iſt und ihnen jetzt, da 
die Zeit dazu gekommen, jene größere Freiheit des 
bürgerlichen und politiſchen Lebens zu verſchaffen, zu 
welcher Italien bei dieſer feierlichen Einweihung der 
nationalen Erhebung berufen iſt. Weder iſt dieß ein 
neuer Gedanke, der in Unſerm Herzen aufſteigt, wie 
er auch den Herzen Unſers Vaters und Großvaters 
nicht unbekannt war, deren Regierung dadurch ſich 
Ruhm erwarb, daß ſie ſtets mit der Zeit fortſchritt oder 
ihr voraneilte; noch ſind die neuen Einrichtungen, welche 
Wir verleihen wollen, ſolche, die nicht paßten zu den 
Gewohnheiten Unſers ganzen Lebens oder zu den Ue— 
berlieferungen Toscanas, dieſer alten Pflegerin jedes 
Wiſſens. Das vollſtändige Syſtem repräfentativer Ne: 
gierung, das Wir am heutigen Tage gründen, iſt ein 
Beweis des Vertrauens, das Wir in die Einſicht und 
in die jetzt vollendete Reife Unſers Volkes ſetzen, die Laſt 
jener Pflichten mit Uns zu theilen, deren Bewußtſein, 
wie Wir mit vollkommener Zuverſicht vertrauen können, 
im Herzen Unſerer Völker ebenſo lebendig ſein wird, 
als es ſtets im Gewiſſen ihres Fürſten und Vaters le— 
bendig iſt und war. Um dieſes bitten Wir Gott, in— 
dem Wir Unſer Gebet mit jenem Segen bekräftigen, 
den der Oberprieſter der Chriſtenheit vor Kurzem über 
ganz Italien ausgoß; und Unſeres Wunſches gewiß, 
verkündigen Wir folgendes Grundgeſetz, durch welches 
Wir der Regierung Unſeres Staats eine neue Form ge— 
= und die Geſchicke Unſeres geliebten Toscanas befe— 
ſtigen. 
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Tit. I. 
Oeffentliches Recht der Toscaner. 


Art. 1. Die roͤmiſch-katholiſch? apoſtoliſche Reli⸗ 
gion iſt die einzige Staatsreligion. Die übrigen jetzt 
vorhandenen Culte ſind nach Maßgabe der Geſetze 
geſtattet. 

Art. 2. Die Toscaner, welches auch der Cultus 
ſein mag, den ſie ausüben, ſind vor dem Geſetz alle 
gleich. Sie tragen ohne Unterſchied nach Verhältniß 
ihres Vermögens zu den Laſten des Staats bei und 
haben alle gleichen Zutritt zu den Civil- und Militärs 
amtern. 

Art. 3. Die perſönliche Freiheit kann nicht beein— 
trächtigt werden, außer in den Fällen und mit den 
Formen, welche von dem Geſetze vorgeſchrieben ſind. 

Art. 4. Niemand kann vor ein anderes Gerichts— 
forum gerufen werden als vor dasjenige, welches aus— 
drücklich durch das Geſetz beſtimmt iſt. Es können ſo— 
mit keine außerordentlichen Commiſſionen oder Tribunale, 
unter welcher Benennung und unter welchem Titel immer 
beſtehen. 

Art. 5. Die Preſſe iſt frei, aber einem Repreſ— 
ſivgeſetz unterworfen. Die Werke jedoch, welche ex 
professo von religiöſen Gegenſtänden handeln, ſind 
einer präventiven Cenſur unterworfen. 

Art. 6. Die Freiheit des Handels und der In— 
duſtrie ſind Fundamentalprincipien des ſtaatswirthſchaft— 
lichen Staatsrechts. Die Geſetze über die todte Hand 
werden beibehalten und über das ganze Großherzogthum 
ausgedehnt. 
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Art. 7. Die Fundamentalprincipien der Munici- 
palordnung werden in ihrer vollen Integrität erhalten. 

Art. 8. Alles Eigenthum iſt unverletzlich, ausge⸗ 
nommen der Fall der geſetzlich genehmigten Expropriation 
um des öffentlichen Nutzens willen mit vorgängiger Ent— 
ſchadigung. 

Art. 9. Auch das literariſche Eigenthumsrecht wird 
aufrecht erhalten und gewährleiftet. 

Art. 10. Die Bürgergarde wird als Staatsinſti— 
tution nach Maßgabe des organiſchen Geſetzes aufrecht 
erhalten. 
Art. 11 Die Geſetze über die Militäraushebung 
ſind für alle Bürger bindend. 


Tit. II. 


Fundamentalgrundſätze der toscaniſchen 
Regierung. 


Art. 12. Die Perſon des Großherzogs iſt heilig 
und unverletzlich. 

Art 13. Dem Großherzog ſteht die ausübende 
Gewalt zu, er iſt das oberſte Haupt des Staates, com— 
mandirt die Land- und Seemacht, erklärt Krieg, ſchließt 
Friedensverträge, Freundſchaft- und Handelsbündniſſe 
ab, ernennt alle richterlichen Verwaltungs- und Mili— 
tärbeamte und erhält durch ſeine Repräſentanten die 
Beziehungen mit den auswärtigen Mächten, trägt Sorge 
für die Ausübung der Geſetze, ohne ſie jedoch außer 
Aral} jeßen oder von deren Befolgung entbinden zu 

nnen. 
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Art. 14. Fremde Truppen können nicht in den 
Dienſt des Staats berufen werden, es ſei denn in 
Folge eines Geſetzes. 
| Art. 15. Der Großherzog allein fanctionirt und 
verfündigt die Geſetze. 

Art. 16. Die Geſetze und die Acte der Regierung 
haben keine Geltung, wenn ſie nicht mit der Unter— 
ſchrift eines Miniſters verſehen ſind. Die Miniſter ſind 
verantwortlich. 

Art. 17. Die geſetzgebende Gewalt wird von dem 
Großherzog und den beiden berathenden Verſammlungen, 
dem Senat und dem allgemeinen Rathe (Generalcon— 
ſeil), gemeinſchaftlich ausgeübt. Das Generalconſeil 
kann der Großherzog auflöfen, muß aber ein neues 
binnen drei Monaten einberufen. 

Art. 18. Die Initiative der Beantragung von Ge— 
ſetzen ſteht jeder der beiden Verſammlungen eben ſowohl 
als dem Großherzog zu. 

Art. 19. Die Verwaltung der Rechtspflege geht 
vom Großherzoge aus und wird von Richtern ausgeübt, 
die er ernennt und einſetzt; er hat das Recht der Be— 
gnadigung und der Umwandlung der Strafen. 

Art. 20. Die Richter, mit Ausnahme jener an 
den Untergerichten, ſind unabſetzbar, wenn ſie drei Jahre 
im Amte geweſen. 

Art. 21. Die bereits beſtehende Oeffentlichkeit des 
Gerichtsverfahrens wird beibehalten. Die Gerichtsord— 
nung kann nur durch Geſetze geändert werden. 

Art. 22. Die Integrität des toscaniſchen Gebiets 
wird aufrechterhalten. Der Staat behält ſeine Flagge. 
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Tit. III. 
Von den geſetzgebenden Verſammlungen. 


Art. 23. Die beiden Kammern verſammeln ſich 
jedes Jahr in Florenz. 


$. 1. Vom Senate. 


Art. 24. Der Senat iſt aus den Senatoren zu— 
ſammengeſetzt, welche vom Großherzog auf Lebenszeit 
ernannt werden. Ihre Dienſtleiſtung iſt unentgeltlich. 
Ihre Zahl iſt nicht beſchränkt. Sie müſſen das 30. Jahr 
zurückgelegt haben. a 

Art. 25. Die toscaniſchen Fürſten von der re— 
gierenden Familie haben nach zurückgelegtem 21. Jahre 
das Recht, im Senate zu ſitzen; ſie geben aber erſt 
nach zurückgelegtem 25. Jahre ihre Stimme ab. 

Art. 26. Der Großherzog ernennt die Senatoren 
aus folgenden Kategorien; aus den Erzbiſchöfen und 
Biſchöfen, aus den Präſidenten und Vicepräſidenten 
des Generalconſeils, aus den Deputirten, welche ſechs 
Jahre lang dieſe Stelle bekleidet, den Präſidenten, 
Richtern und Generalſtaatsanwalten bei den höhern Ge— 
richtshöfen, den Profeſſoren der Univerſitäten, den Per— 
ſonen, welche hohe Verwaltungs- und Militärpoſten 
bekleiden oder bekleidet haben, den großen Grundeigen— 
thümern, Kaufleuten, Kapitaliſten und Induſtrieherren, 
endlich aus Jenen, welche dem Vaterlande große Dienſte 
geleiſtet oder zu deſſen Ruhm beigetragen re 

Art. 27. In dem Ernennungsacte eines jeden 
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Senatoren geſchieht der Dienſte und Anſprüche Erwäh— 
nung, auf denen er gegründet iſt. 


§. 2. Vom Generalconſeil. 


Art. 28. Das Generalconſeil beſteht aus 86 nach 
Diſtrikten gewählten Deputirten. Die Wahl geſchieht 
nach dem Wahlgeſetze, welche einen integrirenden Theil 
des gegenwärtigen Grundgeſetzes bildet. 

Art. 29. Die Dienſtleiſtung der Deputirten iſt 
unentgeltlich, mit Ausnahme einer mäßigen Entſchädi— 
gung, welche diejenigen, die nicht in der Hauptſtadt 
wohnen, für die Sitzungszeit von ihrem Wahldiſtrikte 
erhalten. 

Art. 30. Beſitz, Capacität, Handel und Induſtrie 
geben das Recht, nach Maßgabe des Wahlgeſetzes, 
Wähler zu ſein. 

Art. 31. Jeder Wähler iſt auch wählbar, wenn 
er das 30. Lebensjahr zurückgelegt und in dem Wahl— 
diſtrikte ſtändigen Beſitz oder ſeine ſtändige Wohnung hat. 

Art. 32. Die Deputirten werden auf vier Jahre 
gewählt. Nach Ablauf der Wahlperiode können ſie wie— 
der gewählt werden. 

Art. 33. Die Wahlcollegien verſammeln ſich auf 
Anordnung des Großherzogs. Der Gonfaloniere (Bur— 
germeiſter) des Hauptorts des Wahldiſtrikts hat das 
Recht im Wahlcollegium zu präſidiren. 

Art. 34. Die Prüfung der Wahlgültigkeit der 
Deputirten ſteht allein dem Generalconſeil zu. 


3 ** 
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§. 3. Von den Mitgliedern beider Ver— 
ſammlungen. 


Art. 35. Keins dieſer Mitglieder kann während 
der Seſſion und drei Wochen vor- und nachher in 
Schuldarreſt geſetzt, noch während der Seſſion ohne 
Genehmigung der Verſammlung verhaftet oder vor ein 
Criminalgericht geſtellt werden, außer nach vorheriger 
Zuſtimmung der Verſammlung, deren Mitglied er iſt 
und im Falle der Ergreifung auf friſcher That. 

Art. 36. Die Senatoren und die Deputirten ſind 
unverletzlich wegen der geäußerten Meinungen und 
wegen der Abſtimmung, die ſie in der Verſammlung 
abgegeben. 

Art. 37. Wenn ein Deputirter während der Zeit 
ſeines Amtes die Wahlfähigkeit verliert, beſchließt die 
Verſammlung nach ſeiner vorhergehenden Vernehmung 
über ſeinen Austritt. 

Art. 38. Der Senat bringt in demſelben Falle 
und in derſelben Weiſe die Sache zur Kenntniß des 
Großherzogs und bewirkt ſo ſeine Ausſchließung 

Art. 39. Wenn der Sitz eines Deputirten durch 
freiwillige Entſagung, oder durch Tod, oder durch 
Krankheit, oder weil derſelbe zum Senator erhoben 
wurde, oder wenn er von der Regierung ein beſoldetes 
Amt annimmt, erledigt wird, ſo verſammelt ſich ſofort 
das Wahlcollegium, das er vertrat, um eine neue 
Wahl vorzunehmen. Iſt er wegen Annahme eines 
Amtes ausgetreten, ſo darf er wieder gewählt werden. 
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Tit, IV. 


Einberufung, Eröffnung der beiden Ver— 
ſammlungen, Form der Sitzungen. 


Art. 40. Die Einberufung beider Verſammlungen 
geſchieht durch den Großherzog. Ihre Sitzungen be— 
ginnen und endigen gleichzeitig. 

Art. 41. Keine der beiden Verſammlungen kann 
ſich einzeln verſammeln, nach gültiger Weiſe außer der 
Zeit der Sitzungen Berathung pflegen, ausgenommen 
wenn der Senat nach Art. 62 dazu aufgefordert wird. 

Art. 42. Der Großherzog eröffnet in Perſon oder 
durch einen Bevollmächtigten die Sitzungen der beiden 
Verſammlungen, welche nur bei dieſer Gelegenheit ſich 
miteinander vereinigen. 

Art. 43. Der Großherzog kann die Dauer der 
Seſſion unterbrechen und beide Verſammlungen außer— 
ordentlicher Weiſe einberufen. 

Art. 44. Die Sitzungen beider Verſammlungen 
ſind öffentlich, können aber auf Antrag von fünf Mit— 
gliedern geheim werden. Die Verhandlungen beider 
Verſammlungen werden von jeder derſelben veröffentlicht. 

Art. 45. Der Großherzog ernennt den Präſi— 
denten und Vicepräſidenten des Senats. Das Gene— 
ralcoſeil wählt für jede Sitzung ſeinen Präſidenten und 
Vicepräſidenten durch geheime Abſtimmung und durch 
abſolute Mehrheit der Stimmen. 

Art. 46. Die Senatoren und Deputirten, welche 
zum erſten Male in die Verſammlung eintreten, legen 
in die Hände des Präſidenten folgenden Eid ab: „Ich 
ſchwöre, das Grundgeſetz und alle Geſetze des Staates 
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unverbrüchlich zu halten und verſpreche mein Amt mit 
Wahrheit und Gerechtigkeit zu erfüllen, indem ich über— 
all das unzertrennliche Wohl des Vaterlandes und des 
Fürſten im Auge behalte. So wahr mir Gott helfe.“ 

Art. 47. Die Sitzungen beider Verſammlungen 
ſind geſetzlich und die Berathungen gültig, wenn von 
den Mitgliedern eines mehr als die Hälfte anweſend 
iſt und ſtimmt. 

Art. 48. Die Beſchlüſſe beider Verſammlungen 
geſchehen nach Stimmenmehrheit. Beide Verſammlungen 
geben ſich ihre eigene Geſchäftsordnung. 


Tit. V. 
Befugniſſe der beiden Verſammlungen. 


Art. 49. Der Senat und das Generalconſeil üben 
zuſammen mit dem Großherzog die geſetzgebende Ge— 
walt aus und durch ſie geſchieht auch die authentiſche 
Interpretation der Geſetze. Die Geſetze müſſen, um 
Kraft zu erhalten, vorher von beiden Verſammlungen 
berathen und angenommen ſein. 

Art. 50. Die Geſetzvorſchläge können vom Mi— 
niſterium ohne Unterſchied der einen oder andern Ver— 
ſammlung vorgelegt werden, mit Ausnahme der im 
Art. 53 aufgezählten Fälle. 

Art. 51. Keine Steuer kann mehr ohne Zu— 
ſtimmung der beiden Verſammlungen und ohne die 
5 des Großherzogs aufgelegt oder eingetrieben 
werden. 
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Art. 52. Der Berathung und Beſchlußfaſſung des 

Generalconſeils werden früher als dem Senate vorgelegt: 

1) die Rechnung der Einnahmen und Ausgaben 
jedes Jahres; 

2) die Geſetze, welche die Creirung und Liquidirung 
der Staatsſchulden betreffen; 

3) die Geſetze, welche eine Vermehrung der Steuern 
und eine Veräußerung der Güter oder Renten 
des Staates betreffen. 

Art. 53. Die directen Steuern werden auf ein Jahr 
bewilligt; die indirecten Steuern können für mehrere 
Jahre feſtgeſetzt werden. 

Art. 54. Alle Geſetzvorſchläge müſſen zuerſt in den 
Abtheilungen, in die ſich die Verſammlungen für die 
vorbereitenden Arbeiten theilen, geprüft werden. Sind 
ſie von einer Verſammlung berathen und angenommen, 
ſo werden ſie der andern zur Berathung und Annahme 
übergeben und wenn ſie in beider Verſammlungen 
durchgegangen ſind, ſo werden ſie der Sanction des 
Großherzogs unterftellt. - 

Art. 55. Diejenigen Geſetzvorſchläge, welche von 
einer der beiden Verſammlungen verworfen werden, 
oder denen der Großherzog ſeine Sanction verſagt, 
können in derſelben Seſſion nicht mehr vorgebracht 
werden. 

Art. 56. Die Vorlagen der Regierung müſſen vor 
allen andern zur Berathung und Abſtimmung gebracht 
werden. 

Art. 57. Jeder Bürger, der das 21. Lebensjahr 
zurückgelegt hat, hat das Recht und die Befugniß an 
beide Verſammlungen Bitten und Beſchwerden zu richten. 
Die Verſammlung übergibt dieſelben einer Commiſſion 
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zur Prüfung und Berichterſtattung, entſcheidet ſich über 
deren Annahme oder überweiſt ſie dem betreffenden 
Miniſterium zur Berückſichtigung. Solche Petitionen 
und Beſchwerden können aber niemals perſönlich den 
Verſammlungen überreicht werden. 

Art. 58. Die Verſammlungen empfangen keine 
Deputationen; auch vernehmen ſie Niemand, mit Aus— 
nahme ihrer eigenen Mitglieder oder der Miniſter und 
Commiſſarien, welche die Regierung zur Berathung der 
Geſetze an ſie abordnet. 

Art. 59. Sie ſenden Deputationen an den Fürſten 
in den Fällen und mit denjenigen Formen, welche die 
Geſchäftsordnung vorſchreibt. Unter ſich und mit dem 
Miniſterium correſpondiren fie mittelſt Botſchaften. 


Tit. VI. 
Von den Miniſtern. 


Art. 60. Die Miniſter können Mitglieder des 
Senats und des Generalconſeils ſein. 

Art. 61. Die Miniſter und Commiſſäre haben freien 
Zutritt in beiden Verſammlungen; ſie haben das Recht 
auf ihr Verlangen gehört zu werden; ſie haben die 
Pflicht zu erſcheinen, wenn ſie eingeladen werden, 
diejenigen Aufklärungen zu geben, welche der Ver— 
ſammlung nothwendig erſcheinen. 

Art. 62. Das Recht, die Miniſter anzuklagen, 
ſteht dem Generalconſeil zu; jenes der Aburtheilung 
dem Senat. Ein Geſetz wird die Fälle der Verantwort— 
lichkeit der Miniſter, die Strafen, die Förmlichkeiten 
der Anklagen und der Aburtheilung feſtſtellen. 
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Tit. VII. 
Von der Civilliſte. 


Art. 63. Die Dotation der Krone wird fur die 
ganze Dauer der Regierung von der erſten Verſammlung 
des Senats und des Generalconſeils nach der Thron— 
beſteigung des Großherzogs feſtgeſetzt. 

Art. 64. Während der Regierung des gegen— 
wärtigen Großherzogs wird die dermalige Hofdotation 
beibehalten. 

Art. 665. Dem Großherzog bleibt überdieß der 
Gebrauch der k. k. Paläſte, Villen und daran ſtoßenden 
Gärten. Ihre Erhaltung und Herſtellung geht zu Laſten 
des Staatsärars, wenn in der Folge keine andere Ueber— 
einkunft zwiſchen dem Hof und dem Staate getroffen 
wird. 

Art. 66. Dem Erbgroßherzog wird nach erreichter 
Großjährigkeit eine jährliche Rente, die ihm einen 
ae Unterhalt gewährt, zu Laſten des Staats aus— 
geſetzt. 

Art. 67. Außer den Gütern, welche der Groß— 
herzog gegenwärtig als Eigenthum beſitzt, werden auch 
diejenigen zu ſeinem Privatvermögen zählen, die er 
während ſeiner Regierung unter onoroſem oder Schen— 
kungstitel noch erwerben wird. 

Art. 68. Der Großherzog kann über ſein Privat— 
vermögen durch Akte unter den Lebenden oder durch 
Teſtament verfügen, ohne dabei an die Beſtimmungen 
der Civilgeſetze gebunden zu ſein, welche eine ſolche 
Dispoſition beſchranken. 

Art. 69. In allen andern Fällen iſt das Privat— 
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eigenthum des Großherzogs denjenigen Geſetzen unter— 
worfen, welche über das Eigenthum beſtehen. 


Tit. VIII. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 70. Dem toscaniſchen Adel werden ſeine 
Ehrenrechte garantirt. Neue Adelige kann der Groß— 
herzog ernennen. 

Art. 71. Der militäriſche Orden des heiligen 
Stephan wird mit ſeinen Vorrechten, Dotationen und 
Statuten beibehalten. 

Art. 72. Der Verdienſtorden des heiligen Joſeph 
wird nur mit ſeinem Statut beibehalten. 

Art. 73. Der Großherzog hat das Recht neue 
Orden zu errichten und deren Statute feſtzuſtellen. 

Art. 74. Die Verleihung aller Wohlthaten des 
koͤniglichen Patronats und die Ausübung der Rechte, 
welche davon abhängen, ſteht dem Großherzoge zu. 

Art. 75. Jede neue Regierung beginnt mit der 
Eidesleiſtung des Regenten auf das Staatsgrundgeſetz 
vor beiden vereinigten Kammern. 

Art. 76. Die Staatsſchuld iſt garantirt, ebenſo 
werden die Verbindlichkeiten, welche zu Gunſten Dritter 
eingegangen worden ſind, aufrecht erhalten, die Penſionen, 
welche bereits feſtgeſetzt ſind, nicht ausgenommen. 

Art. 77. Alle Geſetze und Verordnungen, welche 
dem gegenwärtigen Grundgeſetz nicht entgegenſtehen, 
behalten ihre volle Kraft. 

Art. 78. Das gegenwärtige Grundgeſetz und alle 
durch daſſelbe geheiligten Rechte und Befugniſſe werden 
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unter den Schutz der Loyalität, des Patriotismus und 


des 


Muths der Bürgergarde und aller toscaniſchen 


Bürger geſtellt. 


Tit. IX. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Art. 79. Der Großherzog behält ſich die Promul— 


girung derjenigen Geſetze vor, welche zur Conſtituirung 


der 


vollziehenden Gewalt und zum Vollzuge dieſes 


Staatsgrundgeſetzes erforderlich ſind; namentlich 


* 


1) des Wahlgeſetzes ), welches einen integrirenden 
Theil des gegenwärtigen Grundgeſetzes bildet; 

2) des Geſetzes über die Preſſe; 

3) des organiſchen Geſetzes über die Regierungen 
und Verwaltungen und ihrer Attributionen; 

4) das Geſetz über die Ausdehnung der im Groß— 
herzogthume geltenden Geſetzgebung auf das 
Gebiet von Lucca. 


Dieſes Geſetz ift bereits erſchienen. Wähler find ſümmtliche unter- 
thanen, welche aus ihrem Grundbeſitz eine Jahresrente von 300 Lire 
beziehen und ſich hierüber bei den nächſten Ortsbehörden auszu— 
weiſen vermögen. Neben dieſer auf Grundeigenthum baſirten 
Wahlfähigkeit beſteht eine Klaſſe von Wählern aus gebildeten 
Ständen, welche kein Eigenthum nachzuweiſen brauchen. Zuletzterer 
Kategorie gehören ſämmtliche Profeſſoren der toscaniſchen Univerſitäten, 
der Collegien oder Lyceen und der Akademie der ſchönen Kuͤnſte, die 
Serichtsbeamten, die Advokaten, die Notare, Aerzte und Chirurgen 
nach dreijähriger Praxis, die penfionirten Officiere der höheren 
Grade, die Mitglieder der Handelskammer, ſämmtliche Inhaber 
toscaniſcher Orden, endlich ein großer Theil des Clerus. 

Dieſe Beſtimmungen haben das Volk keineswegs befriedigt, im Ge⸗ 
gentheil vielfache Unzufriedenheit hervorgerufen. Man verlangt 
allgemeines Stimmrecht und allgemeine Wahlfähigkeit. 
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Art. 80. Den geſetzgebenden Verſammlungen da— 

gegen ſollen vorgelegt werden: 

1) Geſetzentwürfe über die Municipal- und Be— 
zirksinſtitutionen, gegründet auf das Wahl— 
ſyſtem; 

2) über den öffentlichen Unterricht; 

3) über die Verantwortlichkeit der Miniſter; 

4) uͤber die Staatsbeamten und über Expropriation. 

Art. 81. In der erſten Seſſion wird das Budget 

für 1849 und die Rechnung für 1847 vorgelegt werden. 

Art. 82. Die erſte Seſſion der geſetzgebenden 

Verſammlung wird ſofort nach vollzogenen Wahlen 
eröffnet werden. 

Art. 83. Die Miniſter ſind mit der Vollziehung 

und vollſtändigen Beobachtung der gegenwärtigen Be— 
ſtimmungen beauftragt und dafür verantwortlich. 


Gegeben am 15. Februar 1848. 
Leopold. 


Folgen die Unterſchriften der Miniſter: 
Cempini, C. Ridolfi, B. Bartalini, 
. Serriftori, G. Baldaſſeroni. 


Auszug 


aus der 


Verfaſſung für Piemont und Sardinien *) 
vom 4. März 1848. 


— 


Die roͤmiſch-katholiſche Religion it allein die Re— 
ligion des Staates; die übrigen Confeſſionen ſind den 
Geſetzen gemäß geduldet.) 

Der Thron iſt eine monarchiſche und repräſentative 
Regierung; die Thronfolge beſtimmt das ſaliſche Geſetz. 

Die geſetzliche Gewalt wird von dem König und 
den beiden Kammern gemeinſchaftlich ausgeübt. 

Des Königs Perſon iſt geheiligt und unverletzlich; 
ihm allein ſteht die executive Gewalt zu. 

Er iſt das Oberhaupt des Staates, befehligt 
ſämmtliche Streitkräfte zu Land und zur See, erklaͤrt 
den Krieg und ſchließt Friedens-, Allianz- und Han— 
dels verträge. 


*Da dieſe und die nachfolgende römifhe Perfaſſung mit den vorher 
mitgetheilten im weſentlichen übereinftimmt, fo heben wir daraus, 
der Naumerſparniß wegen, nur die wichtigſten Beſtimmungen aus. 
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Von dieſen Verträgen ſetzt der König die Kammer 
in Kenntniß, ſobald es das Intereſſe und die Sicherheit 
des Staates erlauben. 

Verträge, welche eine Belaſtung der Finanzen 
oder eine Veränderung des Gebietes mit ſich bringen, 
können nur mit Zuſtimmung der Kammern abgeſchloſſen 
werden. 

Die Ernennungen zu allen Staatsämtern, die 
Sanctionirung und Bekanntmachung der Geſetze, Straf— 
milderung oder Begnadigung der Verurtheilten ſtehen 
einzig nur dem Könige zu. 

Der König verſammelt alljährlich die beiden Kam— 
mern; er kann die Landtage verlängern und die Depu— 
tirtenkammer auflöſen, beruft aber im letzten Fall eine 
neue Kammer innerhalb vier Monaten. 

Geſetzesvorſchläge können ſowohl vom König als 
von beiden Kammern ausgehen. 

Alle Finanzen werden zuerſt der Deputirtenkammer 
vorgelegt. 

Im Alter von achtzehn Jahren iſt der König mündig 
und regierungsfähig. 

Während der Minderjährigkeit des Königs übt der 
nächſtverwandte Prinz die Regentſchaft, muß aber 21 
Jahre mindeſtens zurückgelegt haben. 

Die Civilliſte bleibt für den jetzt regierenden König 
unverändert auf Lebensdauer; nach ſeinem Ableben ſoll 
der Betrag der Civilliſte für die künftigen Könige je— 
desmal bei der Thronbeſteigung feſtgeſetzt werden. 

Die Beeidigung auf die Verfaſſung iſt unerläßliche 
Pflicht des Königs bei ſeiner Thronbeſteigung. 

Die perſönliche Freiheit iſt garantirt. 

Niemand darf verhaftet oder vor Gericht gezogen 
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werden, wenn nicht nach der vorgeſchriebenen Form 
der Geſetze. 

Die Wohnungen der Staatsbürger ſind unverletzlich. 
Hausunterſuchungen können nur nach den geſetzlichen 
Formen vorgenommen werden. 

Die Preſſe iſt frei, ein Repreſſivgeſetz beſtraft deren 
Mißbräuche. 

Bibeln, Katechismen und Gebetbücher bedürfen 
jedoch, bevor ſie gedruckt werden, der Erlaubniß des 
Biſchofs. 

Das Eigenthum iſt unverletzlich, jedoch koͤnnen 
Geldſtrafen kraft der Geſetze auferlegt werden. 

Steuern dürfen ohne Zuſtimmung der Kammern 
nicht erhoben werden. 

Die öffentliche Schuld wird garantirt. 

Friedliche Verſammlungen ohne Waffen ſind ge— 
ſtattet, jedoch nicht an öffentlichen Orten, wo dieſelben 
den Polizeigeſetzen unterworfen ſind. 

Die erſte Kammer, der Senat, beſteht aus einer 
unbeſchränkten Zahl von Mitgliedern, welche der König 
auf Lebenszeit ernennt und die das 40ſte Lebensjahr 
zurückgelegt haben müſſen. 

Nur die Prinzen der königlichen Familie haben mit 
21 Jahren Sitz, mit 25 Jahren Stimme im Senat. 

Der Präſident und der Vicepräfident des Senats 
werden vom König ernannt. 

Die Verfaſſung zählt 21 Kategorien auf, aus wel— 
chen die Mitglieder des Senats vom König auserkoren 
werden; darunter ſind die Erzbiſchöfe und Biſchöfe, die 
Staatsminiſter, die Staatsſekretäre, die Botſchafter 
und Geſandten, die erſten Präſidenten der Apellations— 
gerichte, die Räthe des Caſſationshofes, die Generalad- _ 
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vokaten, die Staatsräthe, die Mitglieder der königlichen 
Academie der Wiſſenſchaften, die Generalofficiere des 
Heeres und der Flotte, endlich alle Perſonen, welche 
3000 Lire Steuer bezahlen oder durch ausgezeichnete 
Leiſtungen das Vaterland verherrlicht haben. 

Der Senat kann als oberſter Gerichtshof vom König 
beauftragt werden, Verbrechen des Hochverraths, ſowie 
die Staatsminiſter, welche von der Deputirtenkammer 
in Anklageſtand verſetzt werden, zu richten. 

Ohne Zuſtimmung des Senats darf kein Senator 
verhaftet werden. 

Die Deputirtenkammer beſteht aus den Abgeord— 
neten, welche die Wahlcollegien nach der Form des 
Geſetzes erwählen; nur Unterthanen des Königs, welche 
das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt haben und die übrigen 
durch das Wahlgeſetz näher beſtimmten Eigenſchaften 
beſitzen, können in die Deputirtenkammer gewählt 
werden. 

Die Dauer ihrer Funktion it auf fünf Jahre feſt⸗ 
geſetzt, doch kann jeder Deputirte früher ſeine Entlaſ— 
ſung einreichen. 

Die Deputirten vertreten die Deputation überhaupt, 
nicht die Provinzen, in denen ſie gewählt werden. 

Der Präſident, Vicepräſident und die Secretäre 
werden von der Deputirtenkammer ſelbſt gewählt. 

Kein Deputirter kann vor Gericht gezogen werden 
ohne Zuſtimmung der Kammer. 8 

Der Deputirtenkammer ſteht auch das Recht zu, 
die Miniſter des Königs in Anklageſtand zu verſetzen. 

Weder Senatoren noch Deputirte erhalten irgend 
eine Beſoldung oder Vergütung. 

Die Sitzungen der beiden Kammern ſind öffentlich, 
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doch kann auf den Antrag von zehn Mitgliedern ge— 
heime Berathung beſchloſſen werden. 

Das Petitionsrecht ſteht dem Volke frei. 

Jeder volljährige Staatsbürger kann eine Bittſchrift 
an die Kammer einreichen, welche ſelbige an die Aus— 
ſchüſſe zur näheren Prüfung überweiſen. 

Jeder Geſetzentwurf muß, bevor er zur Berathung 
kommt, einem Ausſchuß zur Prüfung vorgelegt werden. 

Die officielle Sprache der Kammer iſt die italieni— 
ſche; doch dürfen jene Mitglieder, welche Provinzen 
bewohnen, wo das Franzöſiſche gebräuchlich it, auch 
dieſer Sprache ſich bedienen. 

Die Miniſter ſind verantwortlich. Geſetze und 
Regierungshandlungen, die nicht von einem Miniſter 
unterzeichnet ſind, haben keine Gültigkeit. 

Die Richter ſind nach dreijähriger Amtsführung 
unabſetzbar. Außerordentliche Gerichte und Commiſ— 
ſionen dürfen nicht eingeſetzt werden. 

Die Gerichtsverhandlungen ſind öffentlich. 

Die Auslegung der Geſetze gebührt nur der geſetz— 
gebenden Gewalt. 

Die Gemeinden- und Provincialeinrichtungen wer— 
den durch Geſetze geregelt. 

Die Aushebung für den Militärdienft wird durch 
das Geſetz beſtimmt. 

Der Adel behält ſeine Titel, der König kann neue 
verleihen. 


Auszug 
aus dem 
Grundgeſetz für den Kirchenſtaat 
vom 14. März 1848. 


Das Cardinalskollegium bleibt ein von der Perſon 
des Papſtes untrennbarer Senat. 

Für die Geſetzgebung werden zwei Rathsverſamm— 
lungen mit deliberativer Stimmenkraft eingeſetzt. 

Die eine Kammer heißt der hohe Rath, die andere 
der Deputirtenrath. 

Der Papſt beruft, vertagt und ſchließt beide. 

Die Sitzungen dauern jährlich nicht über drei Monate. 

Drei Monate nach erfolgter Auflöſung wird der 
Deputirtenrath aufs neue durch Wahl berufen. 

Behufs einer gültigen Sitzung muß die Hälfte der 
Mitglieder anweſend ſein. 

Stimmenmehrheit entſcheidet. 

Die Sitzungen ſind öffentlich und die Verhandlungen 
werden gedruckt. 

Die Mitglieder des hohen Raths werden auf Lebens— 
zeit ernannt; hohe Staatsämter, wiſſenſchaftliche Ver— 
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dienſte und 4000 Scudi Einkommen befähigen dazu. 

Die Deputirtenkammer wird gewählt, ſo daß auf 
je 30,000 Seelen ein Deputirter trifft. 

Wähler ſind außer den Ortsobern und Gemeinde— 
vorſtänden alle mit 12 Scudi jährlich Beſteuerten. 
Wählbar find. die Beſitzer eines Capitals von 3000 
Scudi oder ſolche die 100 Scudi Steuer zahlen, dann 
Collegienmitglieder, Univerſitäts-Profeſſoren u. ſ. w. 

ie Wähler müſſen 25, die Wählbaren 30 Jahr 
alt ſein. | 

Die Deputirtenkammer wählt ihren Präſidenten und 
Vicepräſidenten ſelbſt. 

Die Mitglieder beider Kammern dienen unent— 
geltlich. 

Alle Geſetze und Auflagen müſſen von beiden 
Kammern discutirt und votirt werden. 

Kraft erhalten fie durch die Sanction des Souveräns. 

Die Geſetzvorſchläge gehen vom Miniſterium oder 
von einer der Kammern auf Verlangen von 10 Mit— 
gliedern aus. 

Kirchliche Angelegenheiten gehören nicht zum Bereiche 
der Kammern; ebenſo nicht die diplomatiſchen, kirchlichen 
Angelegenheiten des heiligen Stuhls. 

Finanzſachen und Handelsverträge müſſen den 
Kammern vorgelegt werden. 

Directe Auflagen werden für ein Jahr, indirecte 
für mehrere Jahre zugeſtanden. 

Vorſchläge, die in der einen oder andern Kammer 
verworfen worden, dürfen in derſelben Seſſion nicht 
mehr vorgebracht werden. 

Nur die Deputirtenverſammlung hat das Recht 
die Miniſter in Anklageſtand zu verſetzen. 


* 
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Jeder majorenne Bürger hat das Petitionsrecht. 
t 5 päpſtliche Civilliſte iſt auf 600,000 Scudi 
geſtellt. 

Die Juſtiz iſt für unabhängig erklärt; die per- 
ſoͤnliche Freiheit verbürgt; alles Eigenthum ohne Aus⸗ 
nahme hilft die Staatslaſten tragen; die Bürgergarde 
iſt Staatsinſtitut. f 

Die Cenſur in politiſchen Dingen hört auf; die 
kirchliche beſteht fort und eben ſo bleiben die Theater 
der Cenſur unterſtellt. 


Oeſterreichiſche Verfaſſung 


vom 25. April 1848. 


Wir Ferdinand der Erſte, von Gottes Gnaden 
Kaiſer von Oeſterreich ꝛc. ꝛc. 

Ueberzeugt, daß die Staatsinſtitutionen den Fort⸗ 
ſchritten folgen müſſen, welche in der Kultur und Geiſtes— 
Entwicklung der Völker eingetreten find, und ſtets ges 
neigt, anzuerkennen, daß die Uns anvertrauten Völker 
unter den Segnungen eines langjährigen Friedens auf 
der Bahn dieſes Fortſchreitens nicht zurückgeblieben ſind, 
haben Wir denſelben durch Unſer Patent vom 15. März 
d. J. die Ertheilung einer Verfaſſung zugeſichert. Es 
gereicht Unſerem Herzen zur Beruhigung, indem Wir 
Unſer Kaiſerliches Wort löſen, die zahlreichen Merkmale 
treuer Liebe und Anhänglichkeit Unſerer geliebten Völker 
dadurch zu erwiedern, daß Wir auf eine feierliche Weiſe 
Unſere Sorgfalt für ihr Wohl und Unſer Beſtreben an 
den Tag legen, ihren Rechtszuſtand zu ſichern und ihnen 
eine ihre Intereſſen ſichernde Theilnahme an der Regelung 
der Angelegenheiten des Vaterlandes einzuräumen. In 
dieſer Erwägung haben Wir nach den Anträgen Unſeres 


4 * 


100 Oeſterreichiſche Verfaſſung. 


Miniſterraths und nach ſorgfältiger Prüfung derſelben 
beſchloſſen, die beigefügte Verfaſſungsurkunde für die 
in derſelben bezeichneten Länder zu ertheilen, welche 
Wir unter den gemeinſamen Schutz aller zu Unſerem 
Reiche gehörigen Völker mit der feſten Zuverſicht ſtellen, 
daß dadurch das Band des Vertrauens zwiſchen dem 
Throne und dem Volke und die ſeit Jahrhunderten be— 
ſtehende Vereinigung der zur Monarchie gehörigen Reiche 
zu ihrem gemeinſamen Wohle noch inniger verſchlungen 
werden wird. Wir verordnen daher, daß die in dieſer 
Verfaſſungs-Urkunde enthaltenen Beſtimmungen allen 
Unſeren Unterthanen ohne Ausnahme, ſo wie allen 
geiſtlichen, Civil- und Militär- Autoritäten, zur unver— 
brüchlichen Richtſchnur zu dienen haben. Wir behalten 
Uns vor, demnächſt die Vertreter aller Provinzen in 
Folge eines proviſoriſch zu ertheilenden Wahl-Geſetzes 
wählen zu laſſen und zu dem abzuhaltenden Reichstage 
einzuberufen. Gegeben in Unſerer Kaiſerlichen Haupt⸗ 
und Reſidenz-Stadt Wien, den fünfundzwanzigſten April 
im Eintauſend achthundert achtundvierzigſten, Unſerer 
Reiche im vierzehnten Jahre. 


Ferdinand. 


Ficquelmont, Miniſter des Aeußern und provi⸗ 
ſoriſcher Präſident. Pillers dorff, Miniſter 
des Innern. Kraus, Finanz-Miniſter. 
Sommaruga, Miniſter des Unterrichts. 
Zanini, Kriegs- Miniſter. 
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Verfaſſungs⸗ Urkunde des öſterreichiſchen 
Kaiſerſtaats. 


2 
Allgemeine Beſtimmung. 


$. 1. Sämmtliche zum öſterreichiſchen Kaiſerſtaate 
gprörige Länder bilden eine untrennbare conſtitutionelle 

onarchie. 

F. 2. Die Verfaſſungs-Urkunde hat auf folgende 
Länder des Kaiſerreichs Anwendung, nämlich: auf die 
Königreiche Böhmen, Gallizien, Lodomerien mit Auſchwitz 
und Zator und der Bukowina, Illyrien (beſtehend aus 
den Herzogthümern Kärnthen und Krain und dem 
Gubernial= Gebiete des Küſtenlandes), auf das König— 
reich Dalmatien, auf das Erzherzogthum Oeſterreich ob 
und unter der Enns, die Herzogthümer Salzburg, 
Steyermark, Ober- und Niederſchleſien, das Markgraf— 
thum Mähren, die gefürſtete Grafſchaft Tyrol mit 
Vorarlberg. 5 

§. 3. Die Gebiets- Eintheilung der einzelnen 
Provinzen bleibt in ihrer gegenwärtigen Ausdehnung 
unberührt und kann nur durch ein Geſetz abgeändert 
werden. 

$. 4. Allen Volksſtämmen iſt die Unverletzlichkeit 
ihrer Nationalität und Sprache gewährleiſtet. 

§. 5. Die Krone iſt nach dem Grundſatze der 
pragmatiſchen Sanction vom 19. April 1713 in dem 
Haufe Habsburg -Lothringen erblich. 
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$. 6. Der Thronfolger iſt nach dem zurückgelegten 
18ten Jahre volljährig. f 

. 7. Für den Fall feiner Minderjährigkeit oder 
der Unfähigkeit zur Selbſtregierung wird eine Regent⸗ 
ſchaft nach einem beſonderen Geſetze beſtellt. 


II. 
Der Kaiſer. 


§. 8. Die Perſon des Kaiſers iſt geheiligt und 
unverletzlich. Er iſt für die Ausübung der Regierungs- 
Gewalt unverantwortlich; feine Anordnungen bedürfen 
aber zur vollen Gültigkeit der Mitfertigung eines ver⸗ 
antwortlichen Miniſters. 

$. 9. Der Kaiſer legt bei Eröffnung des erſten 
Reichstages und jeder Nachfolger unmittelbar nach 
feinem Regierungs-Antritte den Eid auf die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde ab. 

$. 10. Dem Kaiſer gebührt die vollziehende Ges 
walt allein, und er übt die geſetzgebende Gewalt, im 
Vereine mit dem Reichstage, aus. 

$. 11. Er beſetzt alle Staatsämter, verleiht alle 
Würden, Orden und Adelsgrade, führt den Oberbefehl 
und verfügt über die Land und Seemacht. 

$. 12. Er erklärt Krieg und ſchließt Frieden und 
Verträge mit fremden Regierungen. | 

Alle Verträge mit nen Staaten bedürſen der 
nachträglichen Genehmigung des Reichstags. 

$. 13. Dem Kaiſer ſteht die Belohnung ausge— 
zeichneter Verdienſte zu, er hat das Recht der Be— 
gnadigung und Strafmilderung, welches jedoch bei ver— 
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urtheilten Miniſtern von dem Einſchreiten einer der 
beiden Kammern des Reichstages abhängig iſt. 

§. 14. Alle Rechtspflege geht vom Kaiſer aus 
und wird in ſeinem Namen ausgeübt. 

§. 15. Im Reichstage hat der Kaiſer das Recht 
zum Vorſchlage von Geſetzen, die Sanction aller Geſetze 
ſteht ihm allein zu. 

$. 16. Er beruft jährlich den Reichstag und kann 
ihn vertagen oder auflöſen, in welchem Falle unter Ein— 
haltung der Friſt von neunzig Tagen ein neuer Reichs— 
tag einberufen wird. — In dem Falle des Ablebens 
des Kaiſers hat ſich der Reichstag innerhalb der Friſt 
von vier Wochen zu verſammeln. 


III. 


Staatsbürgerliche und politiſche Rechte 
der Staats-Einwohner. N 


F. 17. Allen Staatsbürgern it die volle Glaubens— 
er Gewiffend=, fo wie die perfönlihe Freiheit gewähr— 
eiſtet. 

8. 18. Niemand kann anders als in Befolgung 
der geſetzlichen Form, mit Ausnahme der Anhaltung 
auf der That, verhaftet werden. Binnen 24 Stunden 
nach der Gefangennehmung muß jeder Verhaftete über 
den Grund ſeiner Verhaftung gehört und ſeinem Richter 
zugewieſen werden. Haus -Durchſuchungen können 
nur in den Fällen und in der Form, welche das Geſetz 
vorausbezeichnet, vorgenommen werden. 

$. 19. Die Freiheit der Rede und Preſſe iſt nach 
vollkommener Auflaſſung der Cenſur durch die Verfaſſungs— 
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Urkunde geſichert. Die Beſtrafung der Mißbräuche 
wird durch ein von dem erſten Reichstage zu erlaſſendes 
Geſetz geregelt werden. 

$. 20. Das Brief-Geheimniß iſt unverletzlich. 

. 21. Die in §§. 17 — 20 bezeichneten Freiheiten 
genießen auch die Fremden, welche noch keine ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte erworben haben. 

F. 22. Das Petitionsrecht, und das Recht zur 
Bildung von Vereinen ſteht allen Staatsbürgern zu. 
7 0 1 Geſetze werden die Ausübung dieſer Rechte 
regeln. 
1 $. 23. Der Freiheit der Auswanderung darf von 

den Behörden kein Hinderniß in den Weg gelegt werden. 

$. 24. Jeder Staatsbürger kann Grundbeſitzer 
werden, jeden geſetzlich erlaubten Erwerbszweig ergreifen 
und zu allen Aemtern und Würden gelangen. 

$. 25. Die Wirkſamkeit des Geſetzes iſt gleich für 
alle Staatsbürger, ſie genießen einen gleichen perſönlichen 
Gerichtsſtand, unterliegen der gleichen Wehr- und Steuer— 
verpflichtung, und keiner kann gegen ſeinen Willen 
ſeinem ordentlichen Richter entzogen werden. 

§. 26. Der Gerichtsſtand für das Militär bleibt 
bis zum Erſcheinen eines beſonderen Geſetzes unverändert. 

$. 27. Die Beſeitigung der in einigen Theilen 
der Monarchie noch geſetzlich beſtehenden Verſchieden— 
heiten der bürgerlichen und politiſchen Rechte einzelner 
Religions-Konfeſſionen, ſo wie die Aufhebung der der 
Erwerbung aller Arten von Grundbeſitz noch entgegen— 
ſtehenden Beſchränkungen, werden den Gegenſtand dem 
erſten Reichstage vorzulegender Geſetzesvorſchläge bilden. 

F. 28. Die Richter können nur durch ein Erkennt⸗ 

niß der Gerichtsbehörden entlaſſen, im Dienſte zurückge— 
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ſetzt oder gegen ihren Wunſch an einen anderen Dienſtort 
oder in Ruheſtand verſetzt werden. 

$. 29. Die Rechtspflege wird durch öffentliches 
mündliches Verfahren ausgeübt. 

— die Strafgerichtspflege werden Schwurgerichte 
eingeführt, deren Errichtung ein beſonderes Geſetz be— 
ſtimmen wird. 

$. 30. Aenderungen in der Einrichtung der Ge— 
richtshöfe können nur durch ein Geſetz eingeführt werden. 

§. 31. Allen in der Monarchie durch die Geſetze 
anerkannten chriſtlichen Glaubensbekenntniſſen und dem 
iſraelitiſchen Kultus iſt die freie Ausübung des Gottes— 
dienſtes geſichert. 


IV. 
Die Miniſter. 
$. 32. Die Minifter find für alle Handlungen 
und Anträge in ihrer Amtsführung verantwortlich. 
§. 33. Dieſe Verantwortlichkeit, jo wie die Be— 
ſtimmung der anklagenden und richtenden Behörde, wird 
durch ein beſonderes Geſetz geregelt. 
V. 
Der Reichstag. 
§. 34. Der Reichstag, welcher im Vereine mit 


dem Kaiſer die geſetzgebende Gewalt ausübt, iſt in zwei 
Kammern, den Senat und die Kammer der Abgeord— 
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neten, getheilt. Die Dauer des Reichstages wird auf 
fünf Jahre mit jährlicher Einberufung deſſelben feſtgeſetzt. 
F. 35. Der Senat beiteht: 

a) Aus Prinzen des Kaiſerlichen Hauſes nach vol— 
lendetem 24ſten Jahre. 

b) Aus den von dem Kaiſer ohne Rückſicht auf 
Stand und Geburt für ihre Lebensdauer er— 
nannten Mitgliedern. 

c) Aus hundertfünfzig Mitgliedern, welche von den 
bedeutendſten Grundbeſitzern für die ganze Dauer 
der Wahl-Periode aus ihrer Mitte gewählt 
werden. 

$. 36. Die Kammer der Abgeordneten beſteht aus 
dreihundertdreiundachtzig Mitgliedern. 

Die Wahl ſämmtlicher Mitglieder der Kammer der 
Abgeordneten beruht auf der Volkszahl und auf der 
Vertretung aller ſtaatsbürgerlichen Intereſſen. 

$. 37. Die Wahlen der Mitglieder beider Kam— 
mern werden für den erſten Reichstag nach einer pro— 
viſoriſchen Wahl-Ordnung vorgenommen. 

$. 38. Das definitive Wahlgeſetz wird von dem 
verſammelten Reichstage beſchloſſen und darin auch die 
Beſtimmungen über die den Abgeordneten zur zweiten 
Kammer zu gewährenden Entſchädigungen ausgeſprochen 
werden. 

$. 39. Jede Kammer erwählt ihre Präſidenten 
und übrigen Functionaire, ihr allein ſteht die Prüfung 
und Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahlen zu. 

§. 40. Die Mitglieder beider Kammern konnen 
ihr Stimmrecht nur perſönlich ausüben und dürfen von 
ihren Kommittenten keine Inſtructionen annehmen. | 

$. 41. Die Sitzungen beider Kammern find öffenf- 


Oeſterreichiſche Verfaſſung. 107 


lich, eine Ausnahme davon kann nur durch Beſchluß 
der Kammer ſtattfinden, welche darüber auf Verlangen 
von zehn Mitgliedern oder dem Präſidenten in geheimer 
Sitzung entſcheidet. 

§. 42. Kein Kammer-Mitglied kann während des 
Reichstages ohne ausdrückliche Zuſtimmung der Kammer, 
welcher es angehört, den Fall der Ergreifung auf der 
That ausgenommen, gerichtlich verfolgt oder verhaftet 
werden. 

$. 43. Ein Kammer-Mitglied, welches eine vom 
Staate beſoldete Dienſtſtelle einnimmt, hat ſich einer 
neuen Wahl zu unterziehen; die Regierung wird keinem 
gewählten Mitgliede den Eintritt in die Kammern ver— 
weigern. 

§. 44. Die Kammern verfammeln ſich nur über 
Einberufung des Kaiſers und haben nach erfolgter Auf— 
löſung oder Vertagung keine Geſchäfte zu verhandeln. 


VI. 
Wirkſamkeit des Reichstages. 


§. 45. Alle Geſetze bedürfen der Zuſtimmung bei— 
der Kammern und der Sanction des Kaiſers. 

§. 46. Beim erſten abzuhaltenden Reichstage und 
nach jedem neuen Regierungs-Antritte wird die Civil— 
955 des Kaiſers für ſeine ganze Regierungsdauer feſt— 
geſetzt. 

1 und Ausſtattungen für die Mitglieder 
des Kaiſerhauſes werden von Fall zu Fall dem Reichs— 
tage zur Schlußfaſſung vorgelegt. 
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§. 47. Die jährlichen Bewilligungen zur Ergän— 
zung des ſtehenden Heeres, die Bewilligung zur Er— 
hebung von Steuern und Abgaben, die Kontrahirung 
von Staatsſchulden, die Veräußerung von Staatsgütern, 
die Prüfung und Feſtſtellung des jährlichen Voran— 
ſchlages der Staats-Einnahmen und Ausgaben und 
des jährlichen Gebahrungs-Abſchluſſes kann nur durch 
ein Geſetz erfolgen. 

Dieſe Geſetz-Vorſchläge find zuerſt bei der Kammer 
der Abgeordneten einzubringen. 

$. 48. Beide Kammern können Geſetz-Vorſchläge 
machen oder unter Nachweiſung der Gründe bei der 
Regierung auf die Vorlage eines Geſetz-Entwurfes an— 
tragen. Sie können Petitionen annehmen und zur Ver— 
handlung bringen, jedoch dürfen ſolche Petitionen von 
Privaten und Corporationen nicht perſönlich überreicht, 
ſondern fie müſſen durch ein Mitglied der Kammer vor— 
gelegt werden. 

$. 49. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt in je— 
der Kammer die Anweſenheit von wenigſtens Dreißig 
in dem Senate und von Sechzig in der zweiten Kammer 
erforderlich. 

$. 50. Geſetzes-Vorſchläge, durch welche die Be— 
ſtimmungen der Verfaſſungs-Urkunde ergänzt, erläutert 
oder abgeändert werden ſollen, bedürken in jeder der 
beiden Kammern die Zuſtimmung von zwei Dritttheilen 
der anweſenden Mitglieder. 

$. 51. Bei allen anderen Geſetzes-Vorſchlägen 
genügt die abſolute Stimmenmehrheit. 

$. 52. In beiden Kammern wird die Regierung 
durch die verantwortlichen Miniſter oder von ihrem den 
Kammern zu bezeichnenden Regierungs-Commiſſaire ver⸗ 
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treten. Entſcheidende Stimme ſteht Beiden aber nur 
dann zu, wenn ſie Mitglieder der Kammern ſind. 

$. 53. Ein beſonderes, von jeder Kammer zu bes 
ſchließendes Reglement wird die Geſchäfts-Ordnung für 
dieſelben feſtſetzen; bis zu deſſen Zuſtandebringung wird 
ein proviſoriſches Reglement für jede der beiden Kam— 
mern von der Regierung erlaſſen. 


VII. 
Provinzial-Stände. 


$. 54. In den einzelnen Ländern haben Provin— 
zial- Stände zur Wahrnehmung der Provinzial-Inter— 
eſſen und zur Beſorgung der für dieſe Intereſſen ſich 
ergebenden Erforderniſſe, ſo weit ſolche nicht unter den 
allgemeinen Staats-Erforderniſſen begriffen find, zu be- 
ſtehen. Den bisherigen Provinzial-Ständen wird, in— 
ſofern die Verfaſſungs-Urkunde keine Aenderung enthält, 
ihre Einrichtung und Wirkſamkeit erhalten. 

$. 55. Eine der erſten Aufgaben des Reichstages 

wird es ſein, die Prüfung und Würdigung der von 
den Provinzial-Ständen vorzulegenden zeitgemäßen 
Aenderungen ihrer bisherigen Verfaſſungen und der Vor— 
ſchläge über die Art der Erſatzleiſtung der ablösbar er— 
klärten Grundlaſten in Verhandlung zu nehmen. 

$. 56. Zur Wahrnehmung der beſonderen Inter— 
eſſen der Kreiſe und Bezirke in jeder Provinz wird die 
Geſetzgebung eigene Munizipal-Einrichtungen feſtſetzen. 

$. 57. Die Gemeinde-Verfaſſungen find nach dem 
Grundſatze zu ordnen, daß in demſelben alle Intereſſen 
der Gemeinde und ihrer Glieder vertreten werden. 
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§. 58. In dem ganzen Umfange der Monarchie 
wird die National-Garde nach den durch ein beſonderes 
Geſetz zu regelnden Normen errichtet, bleibt jedoch der 
Civil- Autorität und den Civilgerichten untergeordnet. 

§. 59. Die National-Garde und ſämmtliche Bes 
amte leiſten dem Kaiſer auf die Verfaſſung den Eid. 

Der Eid der Armee auf die Verfaſſung wird in 
den Fahneneid aufgenommen. 

Gegeben in Unſerer Kaiſerlichen Haupt- und Reſi— 
denzſtadt Wien, den fünfundzwanzigſten April im Ein— 
tauſend Achthundert achtundvierzigſten, Unſerer Reiche 
im vierzehnten Jahre. 


Ferdinand. 


Ficquelmont, Minifter des Aeußern und proviſ. 
Präſident. Pillersdorff, Miniſter des 
Innern. Kraus, Finanz-Miniſter. So m⸗ 
maruga, Miniſter des Unterrichts. Zanini, 
Kriegs- Miniſter.“ 


Staatsverfaſſung Belgiens, 


angenommen vom Nationalcongreſſe am 
25. Februar 1831. 


I. Tit. 


Von dem Staatsgebiete und ſeinen Ein— 
theilungen. 


Art. 1. Belgien iſt in Provinzen eingetheilt. 

Dieſe Provinzen ſind: Antwerpen, Brabant, Weſt— 
flandern, Oſtflandern, Hennegau, Lüttich, Limburg, 
Luxemburg und Namür, mit Vorbehalt der Verhältniſſe 
Luxemburgs zum deutſchen Bunde. 

Wenn das Staatsgebiet in eine größere Anzahl 
von Provinzen eingetheilt werden ſoll, ſo hängt dieſes 
von dem Geſetze ab. 

Art. 2. Die Unterabtheilungen der Provinzen 
können nur durch ein Geſetz angeordnet werden. 

Art. 3. Die Grenzen des Staates, der Provinzen 
und der Gemeinden können nur in Kraft eines Geſetzes 
verändert oder berichtigt werden. 
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II. Titel. 
Von den Belgiern und ihren Rechten. 


Art. 4. Man erwirbt, behauptet und verliert die 
Eigenſchaft eines Belgiers, nach den Beſtimmungen des 
bürgerlichen Rechtes. 

Die gegenwärtige Verfaſſung und die übrigen auf 
die ſtaatsbürgerlichen (politiſchen) Rechte bezüglichen 
Geſetze ſetzen, außer dieſer Eigenſchaft, die Bedingungen 
feſt, welche zur Ausübung dieſer Rechte erforderlich ſind. 

Art. 5. Das Bürgerrecht wird durch die geſetzge- 
bende Gewalt verliehen. 

Nur das große Bürgerrecht (la grande naturalisa- 
tion) macht den Fremden, für die Ausübung der poli— 
tiſchen Rechte, dem Belgier gleich. 

Art. 6. Es gibt in dem Staate keinen Standes- 
Unterſchied. . 

Die Belgier ſind vor dem Geſetze gleich; ſie allein 
können bürgerliche und militäriſche Aemter bekleiden, 
mit Vorbehalt der Ausnahmen, welche in beſondern 
Fällen durch ein Geſetz angeordnet werden können. 

Art. 7. Die perſönliche Freiheit (liberté indivi- 
duelle) iſt Jedem zugeſichert. Keiner kann anders ge— 
richtlich verfolgt werden, als in den Fällen, welche das 
Geſetz vorausbezeichnet, und in der Form, welche daſ— 
ſelbe vorſchreibt. Außer dem Falle der Ergreifung auf 
friſcher That, kann Niemand anders verhaftet werden, 
als in Kraft eines richterlichen, mit Gründen verſehenen, 
Befehls, welcher im Augenblicke der Verhaftung, oder 
BEIN binnen 24 Stunden bekannt gemacht werden 
muß. ö ; 
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Art. 8. Niemand kann wider ſeinen Willen ſeinem 
geſeß chen Richter entzogen werden. 

Art. 9. Eine Strafe kann nur in Kraft des Ge— 
ſetzes Ae und zugefügt werden. 

Art. 10. Die Wohnung iſt unverletzlich 5 eine 
Hausſuchung kann nur Statt finden in den Fällen, 
welche das Geſetz voraus bezeichnet, und in der Form, 
welche es vorſchreibt. 

Art. 11. Nur aus Rückſicht des öffentlichen Nutzens 
kann Jemand ſeines Eigenthumes beraubt werden, und 
nur in den Fällen und der Art, welche das Geſet be⸗ 
ſtimmt und vermittelſt einer gerechten und vorgängige 
Entſchädigung. 

Art. 12. Die Strafe der Gütereinziehung (con- 
Ascation) kann nicht Statt finden. 

Art. 13. Der bürgerliche Tod iſt abgeſchafft, und 
kann nicht wieder eingeführt werden. 

Art. 14. Die Freiheit jeder Gottesverehrung 
(eulte), ihrer Ausübung, ſo wie die Freiheit, ſeine 
Gedanken zu äußern, auf welche Art es ſein mag, iſt 
zugeſichert, mit Vorbehalt der Unterdrückung der Verge— 
hungen, welche bei Ausübung dieſer Freiheiten be⸗ 
gangen werden. 

Art. 15. Keiner iſt gezwungen, auf irgend eine 
Weiſe an den Handlungen und Feierlichkeiten eines 
Gottesdienſtes Theil zu nehmen, oder die Ruhetage 
deſſelben zu beachten. 

Art. 16. Der Senat hat kein Recht, ſich in die 
Ernennung oder Einſetzung der Diener irgend einer Got- 
tesverehrung zu miſchen, oder ihnen den Verkehr mit 
ihren Oberen und die Bekanntmachung ihrer Acten zu 
unterſagen; im letzteren Falle mit Vorbehalt der gewöhn— 
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lichen Verantwortlichkeit im Betreff der Preſſe und der 
Bekanntmachung. 

Die bürgerliche Heirath muß immer der prieſter— 
lichen Einſegnung vorhergehen, mit Vorbehalt der et— 
waigen Ausnahmen, welche durch das Geſetz zu be— 
ſtimmen ſind. N 

Art. 17. Der Unterricht iſt frei; jede vorgreifende 
Maaßregel iſt unterſagt, die Unterdrückung von Ver— 
gehungen wird nur durch das Geſetz geordnet. Der 
öffentliche Unterricht, den man auf Koften des Staates 
ertheilt, wird ebenfalls durch das Geſetz genauer beſtimmt. 

Art. 18. Die Preſſe iſt frei; die Cenſur kann nie 
eingeführt werden; es bedarf auch keiner Sicherheits— 
keiſtung von Seiten der Schriftſteller, Verleger oder 
Drucker. Wenn der Schriftſteller bekannt und in Bel— 
gien anſäſſig iſt, ſo kann der Verleger, Drucker oder 
Vertheiler nicht gerichtlich verfolgt werden. 

Art. 19. Die Belgier haben das Recht, ſich fried— 
lich und ohne Waffen zu verſammeln, gemäß den Ge— 
ſetzen, welche die Ausübung dieſes Rechtes beſtimmen 
können, ohne es jedoch einer vorgängigen obrigkeitlichen 
Erlaubniß zu unterwerfen. 

Dieſe Verfügung bezieht ſich nicht auf die Ver— 
ſammlungen unter freiem Himmel, welche gänzlich den 
Polizeigeſetzen unterworfen bleiben. 

Art. 20. Die Belgier haben das Recht, ſich zu 
Geſellſchaften zu vereinigen; dieſes Recht darf keiner 
vorgreifenden Maaßregel unterworfen werden. 

Art. 21. Jeder hat das Recht, an die öffentlichen 
Behörden Bittſchriften mit der Unterſchrift von einer 
oder mehreren Perſonen einzureichen. a 

Die eingeſetzten Behörden haben allein das Recht, im 
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gemeinſchaftlichen Namen Bittſchriften einzureichen. 

Art. 22. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich 
Das Geſetz beſtimmt die Beamten, welche für die Ver— 
letzung des Geheimniſſes der, der Poſt anvertrauten, 
Briefe verantwortlich ſind. 

Art. 23. Der Gebrauch der in Belgien üblichen 
Sprachen iſt willkührlich; er kann nur durch das Geſetz. 
beſtimmt werden, und nur für die Acten der öffentlichen. 
Behörde, und für gerichtliche Handlungen. 

Art. 24. Um öffentliche Beamte für Handlungen 
ihrer Verwaltung gerichtlich zu verfolgen, iſt keine vor— 
gängige Erlaubniß nöthig, mit Vorbehalt der Anord— 
nungen im Betreff der Miniſter. 


III. Titel. 
Von den Gewalten. 


Art. 25. Alle Gewalten gehen von der Nation 
aus. Sie werden auf die, in der Verfaſſung feſtge— 
ſetzte, Weiſe ausgeübt. 

Art. 26. Die geſetzgebende Gewalt üben in Ge— 
meinſchaft der König, die Kammer der Volksvertreter 
und der Senat aus. 

Art. 27. Der Geſetzvorſchlag (Initiative) gebührt 
einem jeden dieſer drei Zweige der geſetzgebenden Ge— 
walt. Jedoch muß über dieſes Geſetz, das ſich auf die 
Einnahme oder Ausgabe, des Staates, oder auf das 
Contingent des Herres bezieht, zuerſt in der Kammer 
der Volksvertreter abgeſtimmt werden. 

Art. 28. Die authentiſche Auslegung der Geſetze 
gebührt nur der geſetzgebenden Gewalt. 
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Art. 29. Der König beſitzt die ausübende Gewalt 
in der Art, wie fie in der Verfaſſung angeordnet iſt. 

Art. 30. Die richterliche Gewalt wird durch die 
Gerichtshöfe und Tribunale ausgeübt. Die Beſchlüſſe 
und Urtheile werden im Namen des Königs vollzogen. 

Art. 31. Die Angelegenheiten, welche ſich aus— 
ſchließlich auf die Gemeinden oder Provinzen beziehen, 
werden, nach den Grundlagen der Staatsverfaſſung, 
durch die Gemeinde- und Provinzial-Rathsverſammlun⸗ 
gen geordnet. 


I. Kapitel. 
Von den Kammern. 


Art. 32. Die Mitglieder der beiden Kammern re— 
präſentiren die Nation, und nicht bloß die Provinz oder 
die Untereintheilung der Provinz, welche ſie ernannt hat. 

Art. 33. Die Sitzungen der Kammer ſind öffentlich. 

Nichts deſto weniger bildet ſich jede Kammer auf 
den Antrag ihres Vorſitzers (Präſidenten), oder von zehn 
Mitgliedern, zu einer geheimen Verſammlung. Sie 
entſcheidet darauf durch abſolute Stimmenmehrheit, ob 
über denſelben Gegenſtand nochmals eine öffentliche 
Sitzung abgehalten werden ſoll. 

Art. 34. Jede Kammer unterſucht die Vollmachten 
ihrer Mitglieder, und prüft die Beſtreitungen, welche 
ſich über dieſen Gegenſtand erheben. l 

Art. 35. Man kann nicht gleichzeitig Mitglied 
von beiden Jammern ſeyn. 
| Art. 36. Wenn ein Mitglied der einen oder der 
andern Kammer von der Regierung zu einem beſoldeten 
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Amte berufen wird, und er dieſes annimmt, ſo verliert 
er damit unmittelbar Sitz und Stimme, und erlangt 
ſeine Stelle nur in Kraft einer neuen Wahl wieder. 

Art. 37. Bei jeder Seſſion ernennt eine jede 
Kammer ihren Präſidenten, ihre Vicepräſidenten, und 
ordnet ihr Bureau. 

Art. 38. Jede Beſchlußnahme wird nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt, mit Vorbehalt der Regulative, 
welche durch die Kammer in Beziehung auf die Wahlen 
und die Vorſchläge (Präſentationen) feſtgeſetzt werden. 
Bei Stimmengleichheit wird der in Berathung gezogene 
Vorſchlag verworfen. Keine der beiden Kammern kann 
einen Beſchluß faſſen, wenn nicht die Mehrzahl ihrer 
Mitglieder verſammelt iſt. 

Art. 39. Die Abſtimmung geſchieht entweder laut, 
oder durch Aufſtehen und Sitzenbleiben. 

Ueber das Ganze von Geſetzen wird durch Namens— 
aufruf und mit lauter Stimme abgeſtimmt. Die Wah— 
len und das Vorſchlagen der Candidaten geſchehen im— 
mer durch geheime Stimmengebung. 

Art. 40. Eine jede Kammer hat das Recht, Un— 
terſuchungen anzuſtellen. 

Art. 41. Ein Geſetz kann nur von einer der 
Kammern angenommen werden, wenn über jeden Ar— 
tikel einzeln abgeſtimmt iſt. 

Art. 42. Die Kammern haben das Recht, die 
Artikel und die vorgeſchlagenen Verbeſſerungen abzuthei— 
len und zu verbeſſern. 

Art. 43. Es iſt unterſagt, den Kammern in Per— 
ſon Bittſchriften zu überreichen. Jede Kammer hat 
das Recht, die an ſie gerichtete Bittſchriften an die 
Miniſter zu überweiſen. Die Miniſter ſind verbunden, 
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Auskunft über deren Inhalt zu ertheilen, wenn es die 
Kammer verlangt. 

Art. 44. Kein Mitglied der einen oder der andern 
Kammer kann gerichtlich verfolgt oder zur Rechenſchaft 
für ſeine Meinung und Stimme gezogen werden, 
welche es in der Ausübung ſeiner Dienſtverrichtungen 
ausgeſprochen hat. 

Art. 45. Ein Mitglied der einen oder der andern 
Kammer kann während der Dauer der Sitzungen, 
nur mit Erlaubniß der Kammer, welcher es angehört 
verfolgt oder feſtgeſetzt werden, mit Vorbehalt der Er— 
greifung auf friſcher That. Ein Mitglied der einen 
oder der andern Kammer kann während der Sitzungen 
nur dann verfolgt werden, wenn dieſelbe ihre Erlaubniß 
dazu ertheilt. Der Verhaft oder die Verfolgung eines 
Mitgliedes der einen oder der andern Kammer kann 
während der Sitzungen und für ihre ganze Dauer auf— 
geſchoben werden, wenn die Kammer es verlangt. 

Art. 46. Jede Kammer beſtimmt durch ihre Ge— 
ſchäftsordnung den Gang, nach welcher ſie ihre Gerecht— 
ſame ausübt. 


* 


1. Abtheilung. 


Von der Kammer der Volksvertreter. 
(Repräſentanten). 
Art. 47. Die Kammer der Repräſentanten beſteht 


aus den unmittelbar von den Bürgern gewählten Ab— 
geordneten, welche den durch das Wahlgeſetz beſtimmten 
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Steuerbeitrag zahlen, der nicht 100 fl. überfchreiten, 
noch unter 20 fl. fein darf.“) 

Art. 48. Die Wahlen geſchehen nach den Ein— 
theilungen der Provinzen und an den Orten, welche 
das Geſetz beſtimmt. 

Art. 49. Das Wahlgeſetz beſtimmt die Zahl der 
Abgeordneten nach der Bevölkerung. Dieſe Zahl darf 
das Verhältniß eines Abgeordneten auf 40,000 Einwohner 
nicht überſteigen. Das Wahlgeſetz beſtimmt gleicher— 
weiſe die Bedingungen, welche erforderlich ſind, um 
Wähler zu ſein, und für den Gang der Wahlen. 

Art. 50. Um gewählt werden zu können muß man 

1) Belgier von Geburt ſein, oder das große Bür— 

gerrecht erhalten haben; 

2) im Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 

Rechte; 

3) vollkommen 25 Jahre alt; 

4) in Belgien wohnhaft ſein. 

Keine andere Bedingung der Wählbarkeit kann erfordert 
werden. 

Art. 51. Die Mitglieder der Kammer der Volks— 
abgeordneten werden auf vier Jahre gewählt. Sie wer— 
den alle zwei Jahre, nach der im Wahlgeſetz angeord- 
neten Reihenfolge, zur Hälfte erneuert. Im Fall der 
Auflöſung muß die Kammer vollſtändig erneuert werden. 

Art. 52. Jedes Mitglied der Kammer der Volks— 
abgeordneten genießt, während der Dauer der Sitzun— 
gen, eine monatliche Vergütung von 200 fl.; diejenigen, 
welche in der Stadt wohnen, wo die Sitzungen gehal— 
ten werden, erhalten keine Vergütung. 


*) Diefer Cenſus iſt in der jüngſten Zeit ſehr bedeutend ermäßigt. 
worden. 
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Vom Senate. 


Art. 53. Die Mitglieder des Senats werden nach 
Maßgabe der Bevölkerung einer jeden Provinz, durch 
dieſelben Bürger gewählt, welche die Mitglieder der 
Kammer der Volksvertreter wählen. 

Art. 54. Der Senat beſteht aus halb ſoviel Mit- 
gliedern, als die Kammer der Volksvertreter. 

Art. 55. Die Senatoren werden für acht Jahre 
gewählt. Sie werden alle vier Jahre zur Hälfte, nach 
der im Wahlgeſetz vorgeſchriebenen Reihenfolge erneuert. 
Im Falle der Auflöſung wird der Senat wollſtändig er— 
neuert. 

Art. 56. Um als Senator gewählt werden zu 
können, und es zu bleiben, muß man: 

1) Belgier von Geburt fein, oder das große Bür— 

gerrecht erhalten haben; 

2) im Genuß feiner bürgerlichen und ſtaatsbürger— 

lichen Rechte; 

3) in Belgien wohnhaft; 

4) wenigſtens vierzig Jahre alt ſein; 

5) in Belgien wenigſtens 100 fl. directe Steuern 

zahlen, die Patentgelder inbegriffen. 

In den Provinzen, wo die Zahl der Bürger, welche 
100 fl. Abgaben zahlen, nicht das Verhältniß von 1 auf 
6000 Seelen erreicht, wird ſie durch die am höchſt Be— 
ſteuerten der Provinz bis zu dieſem Verhältniſſe voll 
zaͤhlig gemacht. 

Art. 57. Die Senatoren erhalten weder Beſoldung 
noch Vergütung. 
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Art. 58. Mit dem Achtzehnten Jahre erreicht der 
muthmaßliche Thronerbe das Senatorrecht. Er hat aber 
erſt mit dem fünfundzwanzigſten Jahre eine beſchließende 
Stimme. 

Art. 59. Jede Verſammlung des Senats, welche 
außer der Zeit der Sitzungen der Kammer der Volks- 
vertreter gehalten wird, iſt mit vollem Rechte nichtig. 


II. Kapitel. 
Von dem Könige und ſeinen Miniſtern. 
I. Abtheilung. 
Vom Könige. 


Art. 60. Die verfaſſungsmäßigen Gewalten des 
Königs ſind erblich in ſeiner directen, natürlichen und 
rechtmäßigen Nachkommenſchaft, von Mann zu Mann, 
nach der Ordnung der Erſtgeburt, und mit beſtändiger 
Ausſchließung der Frauen und ihrer Nachkommenſchaft. 

Art. 61. In Ermangelung männlicher Nachkom— 
men, kann er, mit Zuſtimmung der Kammern, auf 
die im folgenden Artikel vorgeſchriebene Weiſe ſeinen 
Nachfolger ernennen. Wenn auf dieſe Weiſe keine Er— 
nennung Statt findet, ſo iſt der Thron erledigt. 

Art. 62. Der König von Belgien kann ohne Zur 
ſtimmung der beiden Kammern nicht zugleich das Haupt 
eines andern Staates ſein. Keine der beiden Kammern 
kann über dieſen Gegenſtand berathſchlagen, wenn nicht 
wenigſtens zwei Drittel der Mitglieder, woraus die 
Kammer beſteht, gegenwärtig ſind, und es kann kein 
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Beſchluß angenommen werden, wenn er nicht wenigſtens 
zwei Drittel der Stimmen für ſich hat. 

Art. 63. Die Perſon des Königs iſt unverletzlich, 
ſeine Miniſter ſind verantwortlich. 

Art. 64. Kein Act des Königs hat Kraft, wenn 
er nicht von einem Miniſter unterzeichnet iſt, welcher 
ſich durch dieſes allein dafür verantwortlich macht. 

Art. 65. Der König ernennt und entläßt ſeine 
Miniſter. 

Art. 66. Er verleiht die Stellen in der Armee, 
und beſetzt die Stellen der allgemeinen Staatsverwaltung 
und der auswärtigen Angelegenheiten, mit Vorbehalt 
der durch das Geſetz angeordneten Ausnahmen. An— 
dere Stellen beſetzt er nur in Kraft einer beſondern ge— 
ſetzlichen Verfügung. 

Art. 67. Er trifft die zur Vollziehung der Ge— 
ſetze nöthigen Anordnungen und Beſchlüſſe, ohne jedoch 
jemals die Geſetze ſelbſt ſuspendiren, noch von ihrer 
Vollziehung befreien zu können. 

Art. 68. Der König befehligt die Land- und 
Seemacht, erklärt Krieg, ſchließt Bündniſſe, Friedens— 
und Handelsverträge. Sobald das Intereſſe und die 
Sicherheit des Staates es erlauben, fett er die Kam— 
mern davon in Kenntniß, und fügt die nöthigen Mit— 
theilungen bei. Die Handelsverträge, ſo wie diejeni— 
gen, welche den Staat belaſten, oder einzelne Belgier 
verpflichten, haben nur Kraft, wenn ſie die Zuſtimmung 
der Kammern erhalten. 

Kein Abtritt, kein Tauſch, keine Verbindung eines 
Landestheiles kann anders Statt finden, als kraft eines 
Geſetzes. In keinem Falle können die geheimen Ar— 
tikel eines Vertrages den offenen zuwiderlaufen. 


Staatsverfaſſung Belgiens. 123 


Art. 69. Der König beſtätigt die Geſetze und 
macht ſie bekannt. 

Art. 70. Die Kammern vereinigen ſich von Rechts— 
wegen wenigſtens alle Jahre am zweiten Dienſtag des 
Novembers, wenn ſie nicht früher vom Könige zuſam— 
men berufen werden. Die Kammern müſſen alle Jahre 
wenigſtens 40 Tage verſammelt bleiben. Der König 
ſchließt die Sitzungen. Er hat das Recht, die Kam⸗ 
mern in außerordentlichen Fällen zuſammen zu berufen. 

Art. 71. Der König hat das Recht, die Kammern 
aufzulöſen, ſei es beide zugleich, oder nur eine. Der 
Beſchluß der Auflöſung begreift aber in ſich die Zuſam— 
menberufung der Wähler innerhalb der nächſten 40 
Tage, der Kammern innerhalb der nächſten zwei Monate. 

Art. 72. Der König kann die Kammern vertagen. 
Die Vertagung darf aber die Friſt eines Monates nicht 
überſchreiten, und kann in der nämlichen Sitzung ohne 
die Zuſtimmung der Kammern nicht wiederholt werden. 

Art. 73. Der König hat das Recht, die Strafen, 
welche von den Richtern ausgeſprochen werden, zu er— 
laſſen oder zu mildern, mit Vorbehalt der Beſtimmungen 
in Betreff der Miniſter. 

Art. 74. Er hat das Recht, in Vollziehung des 
Geſetzes, Münzen zu ſchlagen. 

Art. 75. Er hat das Recht, Adelstitel zu ver— 
leihen, ohne jemals Vorrechte daran knüpfen zu können. 

Art. 76. Er verleiht die militäriſchen Orden, mit 
Beobachtung der Beſtimmungen, welche in dieſer Hin— 
ſicht das Geſetz vorſchreibt. 

Art. 77. Das Geſetz beſtimmt die Civilliſte für 
die ganze Dauer einer jeden Regierung. 

Art. 78. Der König hat keine andere Gewalt, als 
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diejenige, welche ihm die Verfaſſung, und die andern, 
Den der Verfaſſung gegebenen, Geſetze, förmlich 
eilegen. | 

Art. 79. Beim Tode des Königs verſammeln ſich 
die Kammern ohne Zuſammenberufung, ſpäteſtens zehn 
Tage nach ſeinem Ableben. Wenn die Kammern vor⸗ 
her aufgelöſet ſind, und die Zuſammenberufung in dem 
Beſchluſſe der Auflöſung auf eine ſpätere Zeit als den 
zehnten Tag feſtgeſetzt iſt, ſo treten die alten wieder, bis 
zur Vereinigung der neuen, in ihre Verrichtungen ein. 

Wenn nur eine Kammer aufgelöſet iſt, ſo befolgt 
man in Rückſicht dieſer Kammer dieſelbe Vorſchrift. 

Vom Tode des Königs an bis zur Eidesleiſtung 
des Thronfolgers oder des Regenten werden die ver— 
faſſungsmäßigen Gewalten deſſelben von den, in einen 
Rath vereinigten Miniſtern, und unter ihrer Verant—⸗ 
wortlichkeit im Namen des belgiſchen Volkes ausgeübt. 

Art. 80. Der König wird volljährig mit dem 
vollen 18ten Jahre. Er nimmt erſt dann vom Throne 
Beſitz, wenn er in der Mitte der vereinigten Kammern 
vorher feierlichſt folgenden Eid geleiſtet hat: 

„Ich ſchwöre, die Verfaſſung und die Geſetze des 
belgiſchen Volkes zu beobachten, die Unabhängig— 
keit der Nation und die Unverletzbarkeit des 
Staatsgebietes aufrecht zu erhalten.“ 

Art. 81. Wenn beim Tode des Königs ſein Nach— 
folger minderjährig iſt, ſo vereinigen ſich die beiden 
Kammern in eine einzige Verſammlung, zur Einſetzung 
einer Regentſchaft und Vormundſchaſt. 

Art. 82. Wenn der König ſich in der Unmöglichkeit 
zu regieren befindet, ſo rufen die Miniſter, nachdem ſie 
dieſe Unmöglichkeit dargethan haben, unmittelbar die 
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Kammern zuſammen. Die Vormundſchaft und Regent— 
ſchaft werden durch die vereinigten Kammern angeordnet. 

Art. 83. Die Regentſchaft kann nur einer Perſon 
übertragen werden. Der Regent beginnt ſeine Verrich— 
tungen, nachdem er den Eid, welchen der Art. 80 vor— 
ſchreibt, geleiſtet hat. 

Art. 84. Während der Regentſchaft kann keine 
Veränderung in der Staatsverfaſſung vorgenommen 
werden. | 

Art. 85. Im Falle der Erledigung des Thrones 
ordnen die gemeinſchaftlich berathenden Kammern vor— 
läufig (proviſoriſch) die Regentſchaft an, bis zur Bere 
ſammlung der vollſtändig erneuerten Kammern; dieſer 
Zuſammentritt muß ſpäteſtens in zwei Monaten Statt 
finden. Die neuen, gemeinſchaftlich berathenden Kam— 
mern treffen dann, hinſichtlich der Erledigung, die feſten 
(definitiven) Anordnungen. 


2. Abtheilung. 
Von den Miniſtern. 


Art. 86. Keiner kann Miniſter werden, wenn er 
nicht Belgier von Geburt iſt, oder das große Bürger— 
recht erhalten hat. 

Art. 87. Kein Mitglied der königlichen Familie 
kann Miniſter ſein. 

Art. 88. Die Miniſter haben nur Stimmenrecht in 
der einen oder der andern Kammer, wenn fie Mitglie- 
der derſelben ſind. 

Sie haben Zutritt in jeder Kammer, und müſſen 
auf ihr Verlangen gehört werden. 
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Die Kammern können die Gegenwart der Miniſter 
verlangen. 

Art. 89. In keinem Falle kann der König durch 
einen mündlichen oder ſchriftlichen Befehl einen Miniſter 
der Verantwortlichkeit entziehen. 

Art. 90. Die Kammer der Volksvertreter hat das 
Recht, die Miniſter anzuklagen und fie vor den Kaſſa— 
tionshof zu ziehen, der fie allein richten kann, wenn die 
Kammern vereinigt find, mit Vorbehalt der Beſtimmun— 
gen, welche durch das Geſetz in Anſehung der Anſtel— 
lung der bürgerlichen Klage von Seiten der verletzten 
Partei, und in Anſehung der Verbrechen und Vergeßen, 
welche die Miniſter außer ihrem Geſchäftskreiſe began— 
gen haben, feſtgeſetzt werden. Ein Geſetz wird die Faͤlle 
der Verantwortlichkeit beſtimmen, die Strafen, welche 
über die Miniſter verhängt werden, und die Verfah— 
rungsweiſe, welche gegen ſie, entweder auf die Anklage 
von Seiten der Kammer der Volksvertreter, oder auf 
die perſönliche Verfolgung von Seiten der verletzten 
Parthei Statt findet. 

Art. 91. Der König kann einen Miniſter, der 
durch den Kaſſationshof verurtheilt iſt, nur auf das Ver— 
langen von einer der beiden Kammern begnadigen. 


III. Kapitel. 
Von der richterlichen Gewalt. 
Art. 92. Die Streitigkeiten, welche buͤrgerliche 
Rechte zum Gegenſtande haben, gehören ausſchließlich 


vor die Tribunale. 
Art. 93. Die Streitigkeiten, welche ftaatsbürger- 
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liche Rechte zum Gegenſtande haben, gehören vor die 
Tribunale, mit Vorbehalt der durch das Geſetz beſtimm— 
ten Ausnahmen. 

Art. 94. Kein Tribunal, keine ſtreitige Gerichts— 
barkeit, kann anders als in Kraft eines Geſetzes ein— 
gerichtet werden. Es können keine Commiſſionen oder 
außerordentliche Tribunale eingeſetzt werden, unter wel— 
cher Benennung es auch ſeyn mag. 

Art. 95. Es gibt für ganz Belgien einen Caſſa— 
tionshof. 

Dieſer Hof erkennt nicht über den Grund der Sa— 
chen, mit Ausnahme der Verurtheilung der Miniſter. 

Art. 96. Die Sitzungen der Tribunale find öffent— 
lich, wenn dieſe Oeffentlichkeit nicht für die Ordnung 
und die Sitten gefährlich iſt, und in dieſem Falle er⸗ 
klärt es das Tribunal durch einen Beſchluß. Im Be— 
treff der politiſchen und Preß-Vergehen kann der Thür— 
verſchluß nur mit Einſtimmigkeit ausgeſprochen werden. 

Art. 97. Jedes Urtheil wird mit Gründen belegt, 
und in öffentlicher Sitzung ausgeſprochen. 

Art. 98. Das Geſchwornengericht iſt für alle Cri— 
minalſachen, ſo wie für die politiſchen und Preß-Vergehen 
angeordnet. 

Die Räthe der Appellationshöfe, die Präſidenten 
und Vicepräſidenten der Tribunale erſter Inſtanz ihres 
Geſchäftskreiſes, werden von dem Könige nach zwei 
doppelten Liſten ernannt, von denen die eine von dieſen 
Höfen, die andere durch die Provinzial-Rathsverſamm— 
lungen eingereicht wird. Die Räthe des Caſſationshofes 
ernennt der König nach zwei doppelten Liſten, von 
denen die eine von dem Senate, die andere von dem 
Caſſationshofe eingereicht wird. In dieſen beiden Fäl— 
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len können die Candidaten, welche auf der einen Liſte 
ſtehen, auch auf die andere geſetzt werden. Alle Vor— 
ſchläge werden wenigſtens 14 Tage vor der Ernennung 
öffentlich bekannt gemacht. Die Gerichtshöfe wählen 
aus ihrer Mitte ihren Präſidenten und Vicepräſidenten. 

Art. 99. Die Friedens- und Tribunalsrichter wer— 
den unmittelbar von dem Könige angeſtellt. 

Art. 100. Die Richter werden auf Lebenszeit er— 
nannt. Ein Richter kann nur durch einen Urtheilsſpruch 
ſeines Amtes beraubt, oder für eine Zeit lang entſetzt 
werden. Die Verſetzung eines Richters kann nur in 
Folge einer neuen Ernennung und mit feiner Bewilli⸗ 
gung Statt finden. | n 

Art. 101. Der König ernennt und entläßt die 
Beamten des öffentlichen Dienſtes bei den Gerichtshöfen 
und Tribunalen. | 

Art. 102. Die Beſoldungen der Mitglieder des 
Richterſtandes werden durch ein Geſetz beſtimmt. 

Art. 103. Kein Richter kann eine von der Re— 
gierung beſoldete Stelle annehmen, wenn er es nicht 
unentgeltlich thut, mit Vorbehalt der Fälle der Unver— 
einbarkeit, die das Geſetz beſtimmt. 

Art. 104. Es gibt in Belgien drei Appelhöfe. 
Das Geſetz beſtimmt ihren Geſchäftskreis und die Orte, 
wo ſie eingerichtet werden. 

Art. 105. Beſondere Geſetze beftimmen die Ein— 
richtung der Militärtribunale, ihre Gerechtſame, die Rechte 
und Pflichten der Mitglieder dieſer Tribunale, und die 
Dauer ihrer Verrichtungen. Es gibt Handelsgerichte 
an den durch das Geſetz beſtimmten Orten. Das Geſetz 
beſtimmt ihre Einrichtung, ihre Gerechtſame, die Art 
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der Ernennung ihrer Mitglieder, und die Dauer der 
Verrichtungen der letzteren. 

Art. 106. Der Caſſationshof entſcheidet über den 
Streit der Gerechtſame nach der im Geſetz vorgeſchrie— 
benen Verfahrungsweiſe. 

Art. 107. Die Gerichtshöfe und Tribunale wen— 
den die allgemeinen, provinziellen und örtlichen Be— 
ſchlüſſe und Verordnungen nur in ſo weit an, als ſie 
den Geſetzen gemäß ſind. 


VI. Kapitel. 


Von den Einrichtungen der Provinzen und 
Gemeinden. 


Art. 108. Die Einrichtungen der Provinzen und 
Gemeinden werden durch das Geſetz genauer beſtimmt. 
Dieſe Geſetze heiligen folgende Grundſätze: 

1) Die unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt der Aus— 
nahmen, welche das Geſetz rückſichtlich der erſten 
Beamten der Gemeindeverwaltung und der Ab— 
geordneten der Regierung bei den Provinzial— 
Rathsverſammlungen einführen kann; 

2) die Zuweiſung aller Gegenſtände an die Provin— 
zial- und Gemeindeverſammlungen, welche ein 
Provinzial- und Gemeindeintereſſe haben, un— 
beſchadet der Billigung ihrer Handlungen in den 
Fällen und der Art, welche das Geſetz beſtimmt; 

3) die Oeffentlichkeit der Provinzial- und Gemeinde— 
Rathsverſammlungen in den durchs Geſetz be— 
zeichneten Grenzen; 

4) die Oeffentlichkeit des Steuerausſchlages (Bud— 
get) und der Rechnungen; 
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5) das Einſchreiten des Königs oder der geſetzge— 
benden Gewalt, um zu verhindern, daß die Pro— 
vinzial- und Gemeinde -Rathsverſammlungen 
nicht ihre Gerechtſame überſchreiten, und das 
allgemeine Wohl beſchädigen. 

Art. 109. Die Abfaſſung der Beſchlüſſe des Ci— 
vilſtandes, und die Führung der Regiſter, gehören aus— 
ſchließlich zu den Gerechtſamen der Gemeindeobrigkeiten. 


VI. Titel. 
Von den Finanzen. 


Art. 110. Jede Auflage zum Beſten des Staa— 
tes kann nur durch ein Geſetz angeordnet werden. 
Jede Provinzialbelaſtung oder Auflage kann nur mit 
Einwilligung der Provinzial-Rathsverſammlungen ein⸗ 
geführt werden. Jede Gemeindebelaſtung und Auf⸗ 
lage kann nur mit Einwilligung der Gemeinde-Raths— 
verſammlung eingeführt werden. 

Das Geſetz beſtimmt die Annahmen, wo die Er- 
fahrung die Nothwendigkeit in Bezug auf Provinzial— 
und Communalauflagen zeigen wird. 

Art. 111. Die Auflagen zum Beſten des Staa⸗ 
tes werden jährlich der Berathung und Abſtimmung 
unterworfen. Die Geſetze, welche die Auflagen be— 
ſtimmen, haben, wenn ſie nicht wieder erneuert wer— 
den, nur für ein Jahr Kraft. 

Art. 112. Kein Privilegium kann in Betreff der 
Auflagen eingeführt werden. Eine Befreiung oder 
Nachlaß von einer Auflage kann nur durch ein Geſetz 
eingeführt werden. 

Art. 113. Gebühren können außer den Fällen, 
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welche förmlich durch das Geſetz ausgenommen ſind, 
von den Bürgern nur unter dem Rechtsgrunde einer 
Auflage zum Beſten des Staates, der Provinz, oder 
der Gemeinde gefordert werden. An der gegenwär— 
tigen Verwaltung der Deiche und Kanäle (Polders 
und Wateringen) wird nichts geändert; ſie bleibt der 
gewöhnlichen Geſetzgebung unterworfen. 

Art. 114. Kein Gnadengehalt (Penſion), kein 
Geſchenk auf Koſten des öffentlichen Schatzes, kann 
anders als in Kraft eines Geſetzes bewilligt werden. 

Art. 115. Jedes Jahr erlaſſen die Kammern das 
Geſetz über die Rechnungen, und ſtimmen über den 
Ausgabenanſchlag (Budget). Alle Einnahmen und 
Ausgaben des Staates müſſen auf den Ausgabenan— 
ſchlag und auf die Rechnungen geſetzt werden. 

Art. 116. Die Mitglieder des Rechnungshofes 
werden von der Kammer der Volksvertreter für die, 
im Geſetze feſtgeſetzte, Zeit ernannt. Dieſer Hof iſt 
beauftragt mit der Prüfung und Bezahlung der Rech— 
nungen der allgemeinen Verwaltung, und aller derje— 
nigen Perſonen, welche dem öffentlichen Schatze Rech— 
nung ablegen müſſen. Er wacht darüber, daß kein Ar— 
tikel der Ausgaben des Budgets überſchritten werde, 
und daß keine Uebertragung Statt finde. Er ſchließt 
die Rechnungen der verſchiedenen Verwaltungszweige 
des Staates ab, und iſt beauftragt, jede Nachricht und 
jedes zur Rechnung nothwendige Actenſtück einzuziehen. 
Die allgemeine Staatsrechnung wird den Kammern mit 
den Bemerkungen des Rechnungshofes vorgelegt. Der 
Rechnungshof erhält ſeine Einrichtung durch ein Geſetz. 

Art. 117. Die Beſoldungen und Gnadengehalte 
der Diener der verſchiedenen Religionen (Culte), zahlt 
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der Staat auf ſeine Koſten. Die dazu nothwendige 
Summe wird jährlich auf das Budget geſetzt. 


Vi i. 
Von der öffentlichen Macht. 


Art. 118. Die Art der Ergänzung der Armee 
wird durch das Geſetz beſtimmt, welches ebenfalls die 
Beförderung, die Rechte und Pflichten der Soldaten 
anordnet. 

Art. 119. Die Größe (Contingent) der Armee 
wird jährlich der Berathung unterworfen. Das Ge— 
ſetz, welches ſie beſtimmt, hat nur für ein Jahr Kraft, 
wenn es nicht wieder erneuert wird. 

Art. 120. Die Einrichtung und Gerechtſame der 
Gensd'armerie machen den Gegenſtand eines beſon— 
dern Geſetzes aus. 5 

Art. 121. Nur in Kraft eines Geſetzes können 
fremde Truppen zum Dienſte des Staates zugelaſſen 
werden, oder das Staatsgebiet betreten, oder durch 
daſſelbe ziehen. 

Art. 122. Es gibt eine Bürgergarde; ihre Ein— 
richtung wird durch das Geſetz beſtimmmt. 

Alle Stellen bis zum Capitain beſetzt die Garde 
ſelbſt, mit Vorbehalt der Ausnahmen derjenigen, die 
Anſpruch darauf haben. 

Art. 123. Die Mobilmachung der Bürgergarde 
kann nur in Kraft eines Geſetzes Statt finden. 

Art. 124. Die Militairperſonen können ihre Stel— 
len, Ehrenzeichen und Jahrgehalte nur ‚auf die, im 
Geſetze beſtimmte, Art verlieren. 


zu 
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VI. Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 125. Die belgiſche Nation nimmt die rothe, 
gelbe und ſchwarze Farbe an, und als Reichswappen 
den belgiſchen Löwen mit der Inſchrift: Eintracht gibt 
Macht (Punion fait force). 

Art. 126. Die Stadt Brüſſel iſt die Hauptſtadt 
von Belgien und der Sitz der Regierung. 

Art. 127. Ein Eid darf nur in Kraft eines Ge— 
ſetzes auferlegt werden, welches die Formel beſtimmt. 

Art. 128. Jeder Fremde, welcher ſich auf dem 
belgiſchen Gebiete befindet, genießt den Schutz, welcher 
den Perſonen und Gütern bewilligt iſt, mit Vorbehalt 
der durch das Geſetz beſtimmten Ausnahmen. 

Art. 129. Kein Geſetz, kein Beſchluß, keine Ver— 
ordnung der allgemeinen Provinzial- oder Gemeinde— 
verwaltung iſt verbindlich, wenn ſolche nicht zuvor in 
der, vom Geſetze vorgeſchriebenen, Form öffentlich 
bekannt gemacht ſind. 

Art. 130. Die Staatsverfaſſung kann weder ganz 
noch theilweiſe aufgehoben werden. 


VII. Titel. 
Von der Reviſion der Verfaſſung. 
Art. 131. Die geſetzgebende Gewalt hat das Recht, 
zu erklären, daß eine Verordnung in der Verfaſſung, 


welche ſie bezeichnet, die Reviſion nöthig hat. Nach 
dieſer Erklärung ſind die beiden Kammern von Rechts— 
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wegen aufgelöſet. Es werden dann nach dem Artikel 
71. zwei neue zuſammenberufen. Dieſe Kammern be— 
ſchließen in Gemeinſchaft mit dem Könige über die 
der Reviſion unterworfenen Punkte. In dieſen Fäl— 
len können die Kammern ſich nur berathſchlagen, wenn 
wenigſtens zwei Drittel der Mitglieder, woraus eine 
jede beſteht, gegenwärtig ſind, und keine Veränderung 
kann angenommen werden, wenn nicht wenigſtens zwei 
Drittel der Stimmen dafür ſind. 


VIII. Titel. 


Vorübergehende Anordnungen (Dispositions 
transitoires). 


Art. 132. Für die erſte Wahl des Staatsober— 
hauptes kann die erſte Verfügung des 80. Artikels 
aufgehoben werden. 

Art. 133. Die Fremden, welche vor dem 1. Ja- 
nuar 1814 in Belgien anſäſſig waren, und daſelbſt fort— 
während gewohnt haben, werden wie Belgier von Ge— 
burt betrachtet; jedoch nur unter der Bedingung, wenn 
ſie erklären, daß es ihre Abſicht ſei, die Wohlthat der 
jetzigen Verfügungen genießen zu wollen. Die Erflä- 
rung muß jedoch in den nächſten ſechs Monaten ge— 
ſchehen, von dem Tage an gerechnet, wo die gegen— 
wärtige Verfaſſung verbindlich wird; wenn fie minder 
jährig ſind, in dem Jahre, welches auf ihre Volljäh— 
rigkeit folgt. Dieſe Erklärung muß vor der Provinzial— 
obrigkeit geſchehen, unter deren Gerichtsbarkeit ihr 
Wohnort liegt. Sie kann in Perſon geſchehen, oder 
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durch einen Bevollmächtigten, der eine ſpecielle und 
authentiſche Vollmacht vorzeigt. 

Art. 134. Die Kammer der Volksvertreter beſitzt 
ſo lange die willkührliche Gewalt einen Miniſter anzu— 
klagen, und der Caſſationshof ihn zu richten, bis 
darüber ein Geſetz erlaſſen wird. Jedoch muß der 
Caſſationshof das Verbrechen auseinanderſetzen und die 
Strafe beſtimmen. Nichtsdeſtoweniger kann die Strafe 
die Verhaftung nicht überſchreiten, unbeſchadet der durch 
die Strafgeſetze genau vorgeſchriebenen Fälle. 

Art. 135. Das Perſonal der Höfe und Tribunale 
bleibt ſo, wie es gegenwärtig beſteht, bis daß hierüber 
ein Geſetz erlaſſen wird. Dieſes Geſetz muß während 
der erſten gefeggebenden Verſammlung abgefaßt werden. 

Art. 136. Ein Geſetz, welches in derſelben Ver— 
ſammlung gegeben wird, beſtimmt die Art und Weiſe 
der erſten Ernennung der Mitglieder des Caſſationshofes. 

Art. 137. Das Grundgeſetz vom 24. Auguſt 1815 
iſt abgeſchafft, ſowie die Provinzial- und Gemeinde— 
ſtatuten. Indeſſen behalten die Provinzial- und Ge— 
meindeobrigkeiten ihre Gerechtſame bei, bis daß ein 
Geſetz daruͤber anders verfügt. 

Art. 138. Von dem Tage an, wo die Verfaſſung 
in Kraft tritt, ſind alle Geſetze, Dekrete, Beſchlüſſe, 
Verordnungen und andere Anordnungen, welche der— 
ſelben entgegen ſind, abgeſchafft. 


Ergänzende Verordnungen. 
Art. 139. Der Nationalcongreß erklärt, daß für 


folgende Gegenſtände, in der möglichſt kürzeſten Zeit, 
beſondere Geſetze zu erlaſſen find; 
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1) die Preſſe; N 

2) die Einrichtung des Geſchwornengerichts; 

3) die Finanzen; 

4) die Provinzial- und Gemeinde - Einrichtung‘; 

5) die Verantwortlichkeit der Miniſter und an— 
derer Beamten; 

6) die Einrichtung des Gerichtsweſens; 

7) die Reviſion der Penſionsliſten; 

8) die Maaßregeln, um den Mißbräuchen zuvor— 
zukommen; 

9) die Reviſion der Geſetzgebung über den Ban— 
kerott und den Zahlungsaufſchub; 

10) die Einrichtung der Armee, des Rechts der Be— 
förderung, des Austritts aus dem Dienſte, und 
des militairiſchen Strafgeſetzbuches; 

11) die Reviſion des Geſetzbuches. 


Brüſſel, gegeben im Palaſte der Nation. 


Der Präſident. 
Die Secretaire. 


Die Mitglieder des Congreſſes. 


Die 
ſchweizeriſche Vundesverfaſſung 


von 1848. 


Im Namen Gottes des Allmächtigen! Die ſchwei— 
zeriſche Nation, in der Abficht den Bund der Eidge— 
noſſen zu befeſtigen und zeitgemäß zu entwickeln, hat 
nachſtehende Bundesverfaſſung angenommen: 


Bundesverfaſſung der ſchweizeriſchen Eid: 
f genoſſenſchaft. ch 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Die durch gegenwärtigen Bund vereinigten 
Völkerſchaften der zweiundzwanzig ſouveränen Kantone, 
als: Zürich, Bern, Luzern, Ury, Schwyz, Un— 
terwalden (ob und nid dem Wald), Glarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn, Baſel (Stadt und Land), 
Schaffhauſen, Appenzell (beider Rhoden), 


a 
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St. Gallen, Graubünden, Aargau, Turgau, 
Teſſin, Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf 
bilden in ihrer Geſammtheit die ſchweizeriſche Eid— 
genoſſenſchaft. 

Art. 2. Der Bund hat zum Zweck: Behauptung 
der Unabhängigkeit des Vaterlandes gegen außen, 
Handhabung von Ruhe und Ordnung im Innern, 
Schutz der Freiheit und der Rechte der Eidgenoſſen 
und Beförderung ihrer gemeinſamen Wohlfahrt. 

Art. 3. Die Kantone ſind ſouverän ſoweit ihre 
Souveränetät nicht durch die Bundesverfaſſung be— 
ſchränkt iſt, und üben als ſolche alle Rechte aus, 
welche nicht der Bundesgewalt übertragen ſind. 

Art. 4. Alle Schweizer ſind vor dem Geſetze gleich. 
Es gibt in der Schweiz keine Unterthanenverhältniſſe, 
keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien 
oder Perſonen. 

Art. 5. Der Bund gewährleiſtet den Kantonen 
ihr Gebiet, ihre Souveränetät inner den Schranken des 
Artikels 3, ihre Verfaſſungen, die Freiheit und die 
Rechte des Volks gleich den Rechten und Befugniſſen, 
welche das Volk den Behörden übertragen hat. 

Art. 6. Zu dieſem Ende find die Kantone ver- 
pflichtet, für ihre Verfaſſungen die Gewährleiſtung 
des Bundes nachzuſuchen. Der Bund übernimmt dieſe 
Gewährleiſtung, inſofern: | 

a) fie nichts den Vorſchriften der Bundesverfaſſung 
zuwiderlaufendes enthalten; 

b) ſie die Ausübung der politiſchen Rechte nach 
republikaniſchen — repräſentativen oder demo— 
kratiſchen — Formen ſichern; * 

c) die Nachweiſung erfolgt, daß fie revidirt werden 
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können, wenn die abſolute Mehrheit der ſtimm— 
berechtigten Bürger es verlangt. 

Art. 7. Beſondere Bündniſſe und Verträge poli— 
tiſchen Inhalts zwiſchen den Kantonen ſind unterſagt. 
Dagegen ſteht ihnen das Recht zu, Vorkommniſſe uber 
Gegenſtände der Geſetzgebung, des Gerichtsweſens und 
der Verwaltung unter ſich abzuſchließen; jedoch haben 
ſie dieſelben der Bundesbehörde zur Einſicht vorzulegen, 
welche, wenn dieſe Vorkommniſſe etwas den Rechten 
des Bundes oder anderer Kantone zuwiderlaufendes 
enthalten, deren Vollziehung zu hindern befugt iſt. Im 
entgegengeſetzten Falle ſind die betreffenden Kantone 
berechtigt, zur Vollziehung die Mitwirkung der Bun— 
desbehörden anzuſprechen. 

Art. 8. Dem Bunde allein ſteht das Recht zu, 
Krieg zu erklären und Frieden zu ſchließen, Bündniſſe 
und Staatsverträge, namentlich Zoll- und Handels— 
verträge, mit dem Auslande einzugehen. 

Art. 9. Den Kantonen bleibt die Befugniß, Ver— 
träge über Gegenſtände der Oekonomie, des nachbar— 
lichen Verkehrs und der Polizei mit dem Auslande ab— 
zuſchließen; jedoch dürfen dieſelben nichts dem Bunde 
oder den Rechten anderer Kantone zuwiderlaufendes 
enthalten. 

Art. 10. Der amtliche Verkehr zwiſchen Kantonen 
und auswärtigen Staatsregierungen findet durch Ver— 
mittlung des Bundesrathes ſtatt. Ueber die in Artikel 9 
bezeichneten Gegenſtände können jedoch die Kantone mit 
den untergeordneten Behörden und Beamten eines aus— 
wärtigen Staates direkt in Korrespondenz treten. 

Art. 11. Es dürfen keine Militärkapitulationen 
mit auswärtigen Staaten abgeſchloſſen werden. 
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Art. 12. Die Mitglieder der Bundesbehörden, 
die eidgenöſſiſchen Civil- und Militärbeamten und die 
eidgenöſſiſchen Repräſentanten oder Kommiſſarien dürfen 
dom Auslande weder Penſtonen oder Gehalte, noch 
Titel, Geſchenke oder Orden annehmen. Sind ſie be— 
reits im Beſitze von Penſionen, Titeln oder Orden, ſo 
haben ſie für ihre Amtsdauer auf den Genuß der Pen— 
ſionen und auf das Tragen der Titel und Orden zu 
verzichten. Untergeordneten Beamten und Angeſtellten 
kann jedoch vom Bundesrath der Fortbezug von Pen— 
ſionen bewilligt werden. 

Art. 13. Der Bund iſt nicht berechtigt, ſtehende 
Truppen zu halten; jedoch ſoll durch dieſe Beſtimmung 
den für die Inſtruktion des Bundesheeres erforderlichen 
Einrichtungen auf keine Weiſe vorgegriffen ſein. Ohne 
Bewilligung der Bundesbehörde darf kein Kanton oder 
in getheilten Kantonen kein Landestheil mehr als 300 
Mann ſtehende Truppen halten, die Landjägercorps 
(Gensd'armerie) nicht inbegriffen. 

Art. 14. Die Kantone ſind verpflichtet, wenn 

Streitigkeiten unter ihnen vorfallen, ſich jeder Selbſt— 
hülfe ſo wie jeder Bewaffnung zu enthalten, und ſich 
175 bundesmäßigen Entſcheidung derſelben zu unter— 
iehen. 
155 Art. 15. Wenn einem Kanton vom Auslande 
plötzliche Gefahr droht, ſo iſt die oberſte Vollziehungs— 
behörde des bedrohten Kantons verpflichtet, andere Kan— 
tone zur Hülfe zu mahnen, unter gleichzeitiger Anzeige 
an die Bundesbehörde und unvorgreiflich den ſpätern 
Verfügungen dieſer letztern. Die gemahnten Kantone 
ſind zum Zuzuge verpflichtet. Die Koſten trägt die 
Eidgenoſſenſchaft. 
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Art. 16. Bei geftörter Ordnung im Innern oder 
wenn von einem andern Kantone Gefahr droht, iſt die 
Regierung des betreffenden Kantons befugt, andere 
Kantone zu Hülfe zu mahnen, und die gemahnten 
Stände ſind zur Hülfeleiſtung verpflichtet. Der Bun— 
desrath iſt aber ſogleich hievon in Kenntniß zu ſetzen, 
damit er inner den Schranken ſeiner Competenz (Art. 
85, Nr. 10) die erforderlichen Maßregeln treffen oder 
die Bundesverſammlung einberufen kaun. Wenn die 
Kantonsregierung außer Stand iſt, Hülfe anzuſprechen, 
oder wenn die Sicherheit der Schweiz gefährdet wird, 
ſo kann die competente Bundesbehörde von ſich aus 
einſchreiten. In Fällen eidgenöſſiſcher Intervention 
ſorgen die Bundesbehörden für Beachtung der Vor— 
ſchriften von Art. 5. Die Koſten trägt der mahnende 
oder die eidgenöſſiſche Intervention veranlaſſende Kan— 
ton, wenn nicht die Bundesverſammlung wegen be— 
ſonderer Umſtände etwas Anderes beſchließt. 

Art. 17. In den in den Art. 15 und 16 bezeich— 
neten Fällen iſt jeder Kanton verpflichtet, den Trup— 
pen freien Durchzug zu geſtatten. Dieſe ſind ſofort 
unter eidgenöſſiſche Leitung zu ſtellen. a 

Art. 18. Jeder Schweizer iſt militärpflichtig. 

Art. 19. Das Bundesheer, welches aus den Con— 
tingenten der Kantone gebildet wird, beſteht: 

a) aus einem Bundesauszug, wozu jeder Kanton 
auf 100 Seelen ſchweizeriſcher Bevölkerung 3 
Mann zu ſtellen hat; 

b) aus der Reſerve, deren Beſtand die Hälfte des 
e e beträgt. In Zeiten von Ge— 
fahr kann der Bund auch über die übrigen Streit— 
kräfte eines jeden Kantons verfügen. (Land— 
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wehr.) Die Mannſchaftsſcala, welche nach dem 
bezeichneten Maßſtabe das Contingent für jeden 
Kanton feſtſetzt, iſt alle zwanzig Jahre einer 
Reviſion zu unterwerfen. 

Art. 20. Um in dem Bundesheer die erforderliche 
Gleichmäßigkeit zu erzielen, werden folgende Grundſätze 
feſtgeſetzt: 1) Ein Bundesgeſetz beſtimmt die allgemeine 
Organiſation des Bundesheeres. 2) Der Bund über- 
nimmt: 

a) für alle Waffengattungen den Militärunterricht, 
wozu er namentlich Militärſchulen errichtet und 
Zuſammenzüge von Truppencorps anordnet; 

b) die Lieferung eines Theils des Kriegsmaterials. 
3) Der Bund beaufſichtigt die Anſchaffung, den Bau 
und den Unterhalt des Kriegszeuges, welches die Kan— 
tone zum Bundesheere zu liefern haben. 4) Die Milt- 
tärverordnungen dürfen nichts enthalten, was der eid— 
genöſſiſchen Militärorganiſation und den den Kantonen 
obliegenden bundesmäßigen Verpflichtungen entgegen iſt, 
und müſſen zu dießfallſiger Prüfung dem Bundesrath 
vorgelegt werden. 5) Alle Truppenabtheilungen im 
eidgenöſſiſchen Dienſte führen ausſchließlich die eidge— 
nöſſiſche Fahne. f 

Art. 21. Dem Bunde ſteht das Recht zu, im In— 


tereſſe der Eidgenoſſenſchaft oder eines großen Theils 


derſelben, auf Koſten der Eidgenoſſenſchaft öffentliche 
Werke zu errichten oder die Errichtung derſelben zu unter— 
ſtützen. Zu dieſem Zwecke iſt er auch befugt, gegen 
volle Entſchädigung das Recht der Expropriation geltend 
zu machen. Die nähern Beſtimmungen hierüber bleiben 
der Bundesgeſetzgebung vorbehalten. Die Bundesver— 
ſammlung kann die Errichtung öffentlicher Werke unter— 
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ſagen, welche die militäriſchen Intereſſen der Eidge— 
uoſſenſchaft verletzen. 

Art. 22. Die Eidgenoſſenſchaft wird für Errichtung 
einer ſchweizeriſchen Univerſität, einer polytechniſchen 
Schule und für Lehrerſeminarien ſorgen. Die Orga— 
niſation dieſer Anſtalten ſo wie die Leiſtungen der 
Kantone, in welche ſie verlegt werden, ſind durch Bun— 
desgeſetze zu beſtimmen. 

Art. 23. Das Zollweſen iſt Sache des Bundes. 

Art. 24. Dem Bunde ſteht das Recht zu, die 
von der Tagſatzung bewilligten oder anerkannten Land— 
und Waſſerzölle, Geleit-, Weg- und Brückengelder, 
verbindliche Kaurhaus- und andere Gebühren dieſer Art, 
mögen dieſelben von Kantonen, Gemeinden, Korpora— 
tionen oder Privaten bezogen werden, gegen Entſchädi— 
gung ganz oder theilweiſe aufzuheben, und dagegen 
Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangszölle zu be— 
ziehen. Dieſe Centraliſation des Zollweſens ſoll gleich 
bei der erſten Einführung eine möglichſt große Anzahl 
von Kantonen umfaſſen. Die Entſchädigungsſumme 
wird nach dem Durchſchnitt des Reinertrages der 
Jahre 1845, 1846 und 1847 berechnet. 

Art. 25. Bei Erhebung der Zelle ſollen folgende 
Grundſätze beachtet werden: 

a) Die für die inländiſche Induſtrie erforderlichen 
Stoffe ſind im Zolltarif möglichſt gering zu 
tariren. 

b) Ebenſo in der Regel die zum nothwendigen Le— 
bensbedarf erforderlichen Gegenſtände. 

c) Die Gegenſtände des Luxus unterliegen der höch— 
ſten Taxe. | 

d) Durchgangsgebühren und in der Regel auch die 
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Ausgangsgebühren dürfen nur mit den mäßig— 
ſten Anſätzen belegt werden. 

e) Durch die Zollgeſetzgebung ſind zur Sicherung 

des Gränz- und Markverkehrs geeignete Be— 

ſtimmungen zu treffen. 
Auf dieſe Vorſchriften gegründet, iſt der Zolltarif 
ſo feſtzuſtellen, daß durch die neuen Zölle, ohne Ein— 
buße für die Bundeskaſſe, die Vergütungen nach den 
den en des nächſtfolgenden Artikels geleiſtet wer— 
deu können. 

Art. 26. Der Ertrag der Eingangs-, Ausgangs— 
und Durchgangszölle wird folgendermaßen verwendet; 

a) Jeder Kanton, deſſen Gebühren ganz oder theil— 
weiſe aufgehoben worden ſind, erhält 3 Batzen 
per Kopf nach dem Maßſtab der Geſammtbevöl— 
kerung, welche nach der Volkszählung vom Jahr 
1838 berechnet wird. 

5) Wenn ein Kanton hiedurch für die nach Art. 24 
aufgehobenen Gebühren noch nicht hinlänglich 
gedeckt iſt, ſo hat er noch ſo viel aus dem Er— 
trag der Gränzzölle zu beziehen, als erforderlich 
iſt, um ihn für die aufgehobenen Gebühren voll— 
tändig zu entſchädigen. (Art. 24.) Die allen⸗ 
fallſige Mehreinnahme fällt in die Bundeskaſſe. 

Art. 27. Ueber alle Anſtände, die ſich zwiſchen 
dem Bund und den Betheiligten über die Vergütung 
nach Art. 24 und 26 erheben, entſcheidet das Bun- 
desgericht. 

Art. 28. Den in bereits abgeſchloſſenen Eiſenbahn— 
verträgen über Tranſitgebühren enthaltenen Verfügungen 
ſoll durch gegenwärtige Beſtimmungen kein Abbruch 
geſchehen. Dagegen tritt der Bund in die durch ſolche 
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Verträge den Kantonen in Beziehung auf die Tranſit— 
gebühren vorbehaltenen Rechte. 

Art. 29. Außer den nach vorſtehenden Beſtim— 
mungen zu erhebenden Zöllen werden ſchweizeriſche 
Gränzgebühren bezogen. Der Bundesgeſetzgebung 
bleibt die Feſtſetzung der Tarife, ſo wie eine allfällige 
Vereinigung der Gränzgebühren mit den neu einzu— 
führenden Gränzzöllen vorbehalten. 

Art. 30. Im ganzen Umfang der Eidgenoſſen— 
ſchaft find freier Kauf und Verkauf, freie Ein-, Aus— 
und Durchfuhr von einem Kanton in den andern ge— 
währleiſtet. Vorbehalten ſind: 

a) Verfügungen der Kantone über die Ausübung 
von Handel und Gewerbe und über die Straßen— 
polizei. N 

b) Verfügung gegen Wucher und ſchädlichen Vor— 
kauf. Dieſe in Litt. a und b bezeichneten Ver⸗ 
fügungen müſſen die Kantonsbürger und die Ein— 
wohner anderer Kantone gleich behandeln und 
ſind der Bundesbehörde zur Prüfung vorzulegen. 

ec) Die von der Tagſatzung bewilligten Gebühren, 
welche der Bund nicht aufgehoben hat. (Art. 24.) 

d) "rd Conſumogebühren nach Vorſchrift von 
Art. 32. 

Art. 31. Die in Art. 30, Litt. e bezeichneten 
Gebühren ſtehen unter der Aufſicht des Bundesrathes. 
Es können ohne Genehmigung der Bundesverſammlung 
weder Zölle unter irgend welchem Namen neu eingeführt, 
noch die beſtehenden erhöht, noch ihr Bezug, wenn er 
auf beſtimmte Jahre beſchränkt war, verlängert werden. 

Art. 32. Die Kantone ſind befugt, außer den 
nach Art. 30, Litt. e vorbehaltenen Berechtigung von 

5 ** 
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geiſtigen Getränken, Conſumogebühren zu erheben, je— 
doch unter folgenden Beſchränkungen: 

a) Beim Bezug derſelben ſoll der Verkehr ſo wenig 
als möglich gehemmt und mit keinen andern 
Gebühren belegt werden. 

b) Werden die eingeführten Gegenſtände wieder 
aus dem Kanton ausgeführt, ſo ſind die bezahl— 
ten Conſumogebühren ohne weitere Beläſtigung 
zurückzuerſtatten. 

c) Die Geſetze und Verordnungen der Kantone 
über den Bezug der Conſumogebühren ſind der 
Bundesbehörde vor Vollziehung derſelben zur 
Gutheißung vorzulegen, damit die Nichtbeachtung 
vorſtehender Grundſätze verhindert werden kann. 

Art. 33. Das Poſtweſen im ganzen Umfange 
der Eidgenoßenſchaft wird vom Bunde übernommen 
unter folgenden Vorſchriften: 1) Die gegenwärtig be— 
ſtehenden Poſtverbindungen duͤrfen im Allgemeinen 
ohne Zuſtimmung der betheiligten Kantone nicht ver— 
mindert werden. 2) Die Tarife werden im ganzen 
Gebiete der Eidgenoſſenſchaft nach den gleichen Grund— 
ſätzen beſtimmt. 3) Für Abtretung des Poſtregals 
leiſtet der Bund Entſchädigungen und zwar nach fol— 
genden nähern Beſtimmungen: 

a) Die Kantone erhalten jährlich die Durchſchnitts— 
ſumme des reinen Ertrages, den ſie in den drei 
Jahren 1845, 1846 und 1847 vom Poſtweſen 
bezogen haben. 

b) Wenn in Folge beſtehender Verträge ein Kanton 
vom Poſtweſen bedeutend weniger bezogen hat, 
als die Ausübung des Poſtregals auf ſeinem 
Gebiete erweislichermaßen rein ertragen hat, 
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oder wenn durch mit auswärtigen Staaten abge— 
ſchloſſene Verträge ein bedeutender Mehrertrag 
für die Zukunft geſichert iſt, ſo ſoll bei Aus— 
mittlung der Entſchädigungsſumme auf ſolche 
Verhältniſſe noch beſonders Rückſicht genommen 
werden. f 

c) Die Entſchädigung geſchieht durch jährliche Be— 
zahlung der nach vorſtehenden Beſtimmungen 
ausgemittelten Entſchädigungsſumme, die jedoch 
mittelſt des fünfundzwanzigfachen Betrages in 
theilweiſen Raten oder in Einer Zahlung losge— 
kauft werden kann. 

d) Der Bund iſt berechtigt und verpflichtet, das 
zum Poſtweſen gehörige Material gegen eine 
den Eigenthümern abzureichende Entſchädigung 
zu übernehmen. 

e) Gebäulichkeiten kann die eidgenöſſiſche Poſtver— 
waltung gegen Entſchädigung entweder als Eigen— 
thum oder aber nur miethweiſe zur Benützung 
übernehmen. 

f) Wenn ſich die eidgenöſſiſche Poſtverwaltung und 
diejenigen, welche Entſchädigung zu fordern be— 
rechtigt ſind, über die nach vorſtehenden Be— 
ſtimmungen zu leiſtende Entſchädigung nicht ver— 
dane können, ſo entſcheidet das Bundes— 
gericht. 

Art. 34. Dem Bunde ſteht die Ausübung aller 
im Münzregale begriffenen Rechte zu. Die Münzprägung 
durch die Kantone hört auf, und geht einzig vom Bunde 
aus. Es iſt Sache der Bundesgeſetzgebung, einen 
ſchweizeriſchen Münzfuß feſtzuſetzen, die vorhandenen 
Münzſorten zu tarifiren, und die nähern Beſtimmungen 
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zu treffen, nach welchen die Kantone verpflichtet ſind, 
von den von ihnen geprägten Münzen einſchmelzen 
oder umprägen zu laſſen. 

Art. 35. Der Bund iſt berechtigt für die ganze 
Eidgenoſſenſchaft gleiches Maß und Gewicht einzu— 
führen. 

Art. 36. Fabrikation und Verkauf des Schieß— 
pulvers im Umfange der Eidgenoſſenſchaft ſtehen aus— 
ſchließlich dem Bunde zu. 

Art. 37. Die Ausgaben des Bundes werden be— 
ſtritten: 

a) aus den Zinſen der Kriegsfonds; 

b) aus dem Ertrag der ſchweizeriſchen Gränzzölle 
und Gränzgebühren; 

c) aus dem Ertrag der Poſtverwaltung'; 

d) aus dem Ertrag des Münzregals; 

e) aus dem Ertrag der Pulververwaltung. 

Unmittelbare Beiträge der Kantone können nur in 
Folge von Beſchlüſſen der Bundesverſammlung erho— 
ben werden. Solche Beiträge ſind von den Kantonen 
nach Verhältniß der Geldſcala zu leiſten, welche alle 
zwanzig Jahre einer Reviſion zu unterwerfen iſt. 

Art. 38. Es ſoll jederzeit wenigſtens der Betrag 
des doppelten Geldcontingentes für Beſtreitung von 
Militärkoſten bei eidgenöſſiſchen Aufgeboten baar in 
der Bundeskaſſe liegen. 1 

Art. 39. Der Bund gewährleiſtet lallen Schweizern, 
welche einer der chriſtlichen Konfeſſionen angehören, das 
Recht der freien Niederlaſſung im ganzen Umfange der 
Eidgenoſſenſchaft, nach folgenden nähern Beſtimmungen: 
1) Keinem Schweizer, der einer der chriſtlichen Konfeſſio— 


Die ſchweizeriſche Bundesverfaſſung. 149 
nen angehört, kann die Niederlaſſung in irgend einem 
Kanton verweigert werden, wenn er folgende Aus— 
weisſchriften beſitzt: 

a) einen Heimathſchein oder eine andere gleichbe— 
deutende Ausweisſchrift; 

b) ein Zeugniß ſittlicher Aufführung; 

c) eine Beſcheinigung, daß er in bürgerlichen Rech— 

ten und Ehren ſtehe; 

d) wenn er ſich ausweiſen kann, daß er durch Ver— 
mögen, Beruf oder Gewerbe ſich und ſeine 
Familie zu ernähren im Stande ſei. Natura— 
liſirte Schweizer müſſen überdieß die Beſcheini— 
gung beibringen, daß ſie wenigſtens fünf Jahre 
den Beſitze eines Kantonsbürgerrechts ſich 

efinden. 
2) Der Niedergelaſſene darf von Seite des die Nieder— 
laſſung geſtattenden Kantons mit keiner Bürgſchaft und 
mit keinen andern beſondern Laſten behufs der Nieder— 
laſſung belegt werden. 3) Ein Bundesgeſetz wird die 
Dauer der Niederlaſſungsbewilligung, ſowie das Maxi— 
mum der zu Erlangung derſelben an den Kanton zu ent— 
richtenden Kanzleigebühren beſtimmen. 4) Der Nieder— 
gelaſſene genießt alle Rechte der Bürger des Kantons, 
in welchem er ſich niedergelaſſen hat, den Mitantheil 
an Gemeinds- und Corporationsgütern ausgenommen. 
Insbeſondere wird ihm freie Gewerbsausuͤbung und 
das Recht der Erwerbung und Veräußerung von Liegen— 
ſchaften zugeſichert, nach Maßgabe der Geſetze und 
Verordnungen des Kantons, die in allen dieſen Be— 
ziehungen den Niedergelaſſenen dem eigenen Bürger 
gleich halten ſollen. 5) Den Niedergelaſſenen anderer 
Kantone können von Seite der Gemeinden keine größern 
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Leiſtungen an Gemeindelaſten auferlegt werden, als den 
Niedergelaſſenen des eigenen Kantons. 6) Der Nieder— 
gelaſſene kann in feine Heimath gewieſen werden: 

a) durch gerichtliches Strafurtheil; 

b) durch Verfügung der Polizeibehörden, wenn er 
die bürgerlichen Rechte und Ehren verloren hat 
oder ſich eines unſittlichen Lebenswandels ſchuldig 
macht, oder durch Verarmung der Gemeinde 
oder dem Kanton zur Laſt fällt, oder ſchon oft 
wegen Uebertretung polizeilicher Vorſchriften be— 
ſtraft werden mußte. 

Art. 40. Jeder Kantonsbürger iſt Schweizerbürger. 
Als ſolcher kann er die politiſchen Rechte in jedem 
Kanton ausüben, in welchem er ſeinen Wohnſitz hat. 

Art. 41. Kein Kanton darf einen Bürger des 
Buͤrgerrechts verluſtig erklären. 

Art. 42. Die freie Ausübung der anerkannten 
chriſtlichen Konfeſſionen im ganzen 1 der Eidge- 
noſſenſchaft iſt gewährleiſtet. Den Kantonen, ſowie 
dem Bunde, bleibt vorbehalten, für Handhabung der 
öffentlichen Ordnung und des Friedens unter den Kon— 
feſſionen die geeigneten Maßnahmen zu treffen. 

Art. 43. Die Preßfreiheit iſt gewährleiſtet. Ueber 
den Mißbrauch derſelben trifft die Kantonalgeſetzgebung 
die erforderlichen Strafbeſtimmungen. 

Art. 44. Die Schweizer haben das Recht, an 

die Bundesbehörden Petitionen zu richten. i 

| Art. 45. Sämmtliche Kantone find verpflichtet, 
alle Schweizerbürger in der Geſetzgebung ſowohl als 
im gerichtlichen Verfahren, den Bürgern des eigenen 
Kantons gleich zu halten. * 

Art. 46. Den rechtskräftigen Civilurtheilen eines 
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e iſt in jedem andern Kanton Vollziehung zu 
geben. 

Art. 47. Der ſeßhafte, aufrecht ſtehende, ſchwei— 
zeriſche Schuldner muß für perſönliche Anſprachen vor 
dem Richter ſeines Wohnortes geſucht, und es darf 
daher für Forderungen auf das Vermögen eines ſol— 
chen kein Arreſt gelegt werden. 

Art. 48. Alle Abzugsrechte im Innern der Schweiz, 
ſowie die Zugrechte von Bürgern des einen Kantons 
gegen Bürger anderer Kantone ſind abgeſchafft. 

Art. 49. Gegen die auswärtigen Staaten beſteht 
Freizügigkeit, unter Vorbehalt des Gegenrechtes. 

Art. 50. Ein Bundesgeſetz wird über die Aus— 
lieferung der Verbrecher von einem Kanton an den 
andern allgemein verbindliche Beſtimmungen aufſtellen; 
die Auslieferung kann jedoch für politiſche Vergehen 
und für Preßvergehen nicht verbindlich gemacht werden. 

Art. 51. Die Ausmittlung von Bürgerrechten 
für Heimathloſe und die Maßregeln zur Verhinderung 
der Entſtehung neuer Heimathloſen ſind Gegenſtand 
der Bundesgeſetzgebung. 

Art. 52. Dem Bunde ſteht das Recht zu, Fremde, 
welche die innere oder äußere Sicherheit der Eidge— 
noſſenſchaft gefährden, aus dem ſchweizeriſchen Gebiete 
wegzuweiſen. 

Art. 53. Die Bundesbehörden ſind befugt, bei 
allgemeinen Seuchen geſundheitspolizeiliche Verfügun— 
gen zu erlaſſen. 

Art. 54. Die Beſchlüſſe der Tagſatzung und die 
Concordate bleiben bis zu ihrer Aufhebung oder Ab— 
änderung in Kraft, ſo weit ſie nicht dieſer Bundes— 
verfaſſung widerſprechen. Dagegen verlieren diejeni— 
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gen Concordate ihre Gültigkeit, deren Inhalt als 
Gegenſtand der Bundesgeſetzgebung erklärt wurde, 
und zwar von der Zeit an, in welcher die letztere in's 
Leben tritt. N 


Zweiter Abſchnitt. 
Bundesbehörden. 


I. Bundesverſammlung. 


Art. 55. Die oberſte Gewalt des Bundes wird 
durch die Bundesverſammlung ausgeübt, welche aus 
zwei Abtheilungen beſteht: A. aus dem Nationalrath, 
B. aus dem Ständerath. 


A. Nationalrath. 


Art. 56. Der Nationalrath wird aus Abgeordneten 
des ſchweizeriſchen Volkes gebildet. Auf je 20,000 
Seelen der Geſammtbevölkerung wird ein Mitglied ge— 
wählt. Eine Bruchzahl über 10,000 Seelen wird für 
20,000 Seelen berechnet. Jeder Kanton, und bei ge— 
theilten Kantonen jeder der beiden Landestheile, Dat 
wenigſtens ein re zu wählen. 

rt. 57. Die Wahlen für den Nationalrath finden 

in eidgenöſſiſchen Wahlkreiſen ſtatt, welche in den 
Kantonen gebildet werden. 

Art. 38. Stimmberechtigt iſt jeder Schweizer, 
der das zwanzigſte Altersjahr suvicigelegt hat, und 
im übrigen nach der Geſetzgebung des Kantons, in 
welchem er feinen Wohnſitz hat, nicht vom Activbür— 
gerrecht ausgeſchloſſen iſt. 

Art. 59. Wahlfähig als Mitglied des National— 
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rathes iſt jeder ſtimmberechtigte Schweizerbürger welt— 
lichen Standes. Naturaliſirte Schweizerbürger müſſen 
ſeit wenigſtens 5 Jahren das erworbene Bürgerrecht 
beſitzen, um wahlfähig zu ſein. 

Art. 60. Der Nationalrath wird auf die Dauer 
von 3 Jahren gewählt. Nach Ablauf dieſes Zeit— 
raumes findet jeweilen Geſammterneuerung ſtatt. 

Art. 61. Die Mitglieder des Ständerathes, des 
Bundesrathes und von letzterem gewählte Beamte 
können nicht zugleich Mitglieder des Nationalrathes ſein. 

Art. 62. Der Nationalrath wählt aus ſeiner Mitte 
für jede ordentliche oder außerordentliche Sitzung einen 
Präſidenten und Vicepräſidenten. Dasſelbe Mitglied 
kann nicht während zwei unmittelbar aufeinander folgen— 
den ordentlichen Sitzungen die gleiche Stelle bekleiden. 
Der Präſident hat bei gleich getheilten Stimmen die 
entſcheidente Stimme; bei Wahlen übt er das Stimm— 
recht aus wie jedes Mitglied. 

Art. 63. Die Mitglieder des Nationalrathes 
werden aus der Bundeskaſſe entſchädigt. 


B. 
Ständerath. 


Art. 64. Der Ständerath beſteht aus 44 Abge- 
ordneten der Kantone. Jeder Kanton wählt zwei Abge— 
ordnete; in den getheilten Kantonen jeder Landestheil 
einen Abgeordneten. 

Art. 65. Die Mitglieder des Nationalrathes und 
des Bundesrathes können nicht zugleich Mitglieder 
des Ständerathes ſein. 
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Art. 66. Der Ständerath wählt für jede ordent— 
liche oder außerordentliche Sitzung aus ſeiner Mitte 
einen Präſidenten und Vicepräſidenten. Geſandte des 

leichen Kantons können nicht während zwei unmittel— 

ei aufeinander folgenden ordentlichen Sitzungen die 
gleiche Stelle bekleiden. Der Präſident hat bei gleich- 
etheilten Stimmen die entſcheidende Stimme; bei Wah— 
en übt er das Stimmrecht aus wie jedes Mitglied. 

Art. 67. Die Mitglieder des Ständerathes wer- 
den von den Kantonen entſchädigt. 


C. 
Befugniſſe der Bundes ver ſammlung. 


Art. 68. Der National- und der Ständerath 
haben alle Gegenſtände zu behandeln, welche nach In— 
halt der gegenwärtigen Verfaſſung in die Competenz 
des Bundes gehören, und nicht einer andern Bundes— 
behörde zugeſchieden ſind. 

Art. 69. Die Gegenſtände, welche in den Ge— 
ſchäftskreis beider Räthe fallen, ſind insbeſondere fol— 
gende: 1) Geſetze und Verordnungen zur Ausführung 
der Bundesverfaſſung. 2) Errichtung bleibender Beam— 
tungen und Beſtimmung ihrer Gehalte. 3) Wahl des 
Bundesrathes, des Bundesgerichtes, des Generals, des 
Chefs des Stabes und eidgenöſſiſcher Repräſentanten. 
4) Anerkennung auswärtiger Staaten und Regierungen. 
5) Bündniſſe und Verträge mit dem Ausland, ſo wie 
die Gutheißung von Verträgen der Kantone unter ſich 
oder mit dem Ausland. 6) Maßregeln für die äußere 
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Sicherheit, für Behauptung der Unabhängigkeit und 
Neutralität der Schweiz; Kriegserklärungen und Frie— 
densſchlüſſe. 7) Garantie der Verfaſſungen und des 
Gebiets der Kantone; Intervention in Folge der Ga— 
rantie; Maßregeln für die innere Sicherheit, für Hand— 
habung von Ruhe und Ordnung; Amneſtie und Be— 
gnadigung. 8) Maßregeln, welche die Handhabung der 
Bundesverfaſſung, die Garantie der Kantonalverfaſ— 
ſungen, die Erfüllung der bundesmäßigen Verpflich— 
tungen und den Schutz der durch den Bund gewähr— 
leiſteten Rechte zum Zwecke haben. 9) Geſetzliche Be— 
ſtimmungen über Organiſation des eidgenöſſiſchen Mili— 
tärweſens, über Unterricht der Truppen und über Lei— 
ſtungen der Kantone; Verfügungen über das Bundes— 
beer. 10) Feſtſetzung der eidgenöſſiſchen Mannſchafts— 
und Geldſcala; geſetzliche Beſtimmungen über Verwal— 
tung und Verwendung der eidgenöſſiſchen Kriegsfonds; 
Erhebung direkter Beiträge der Kantone; Anleihen; 
Budgets und Rechnungen. 11) Geſetzliche Verfügungen 
über Zölle, Poſtweſen, Münzen, Maß und Gewicht, 
Fabrikation und Verkauf von Schießpulver, Waffen 
und Munition. 12) Errichtung öffentlicher Anſtalten 
und Werke und hierauf bezügliche Expropriationen. 
13) Geſetzliche Verfügungen über Niederlaſſungsver— 
hältniſſe; über Heimathloſe, Fremdenpolizei und Sa— 
nitätsweſen. 14) Die Oberaufſicht über die eidgenöſ— 
ſiſche Verwaltung und Rechtspflege. 15) Competenz— 
ſtreitigkeiten, insbeſondere darüber: 

a) ob ein Gegenſtand in den Bereich des Bundes 

oder der Kantonalſouveränetät gehöre; 
b) ob eine Frage in die Competenz des Bundes— 
rathes oder des Bundesgerichtes falle. 


- 
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16) Reviſion der Bundesverfaſſung. 

Art. 70. Die beiden Räthe verſammeln ſich jähr— 
lich einmal zur ordentlichen Sitzung an einem durch 
das Reglement feſtzuſetzenden Tag. Sie werden au— 
ßerordentlich einberufen durch Beſchluß des Bundes— 
rathes, oder wenn ein Viertheil der Mitglieder des 
Nationalrathes oder fünf Kantone es verlangen. 

Art. 71. Um gültig verhandeln zu können, iſt 
die Anweſenheit der abſoluten Mehrheit der Mitglie— 
der des betreffenden Rathes erforderlich. 

Art. 72. Im Nationalrath und im Ständerath 
entſcheidet die abſolute Mehrheit der Stimmenden. 

Art. 73. Für Bundesgeſetze und Bundesbeſchlüſſe 
iſt die Zuſtimmung beider Näthe erforderlich. 

Art. 74. Die Mitglieder beider Räthe ſtimmen 
ohne Inſtruktionen. 

Art. 75. Jeder Rath verhandelt abgefonvert, 

Bei Wahlen (Art. 69, Nr. 3), bei Ausübung des Be— 
gnadigungsrechtes und für Entſcheidung von Compe- 
tenzſtreitigkeiten vereinigen ſich jedoch beide Räthe un— 
ter der Leitung des Präſidenten des Nationalrathes 
zu einer gemeinſchaftlichen Verhandlung, ſo daß die 
abſolute Mehrheit der ſtimmenden Mitglieder beider 
Räthe entſcheidet. 
Art. 76. Jedem der beiden Räthe und jedem 
Mitglied derſelben ſteht das Vorſchlagsrecht (die Ini— 
tiative) zu. Das gleiche Recht können die Kantone 
durch Correspondenz ausüben. 

Art. 77. Die Sitzungen der beiden Räthe ſind 
in der Regel öffentlich. 
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Art. 78. Die oberſte vollziehende und leitende 
Behörde der Eidgenoſſenſchaft iſt ein Bundesrath, 
welcher aus fünf Mitgliedern beſteht. 

Art. 79. Die Mitglieder des Bundesrathes wer— 
den von der Bundesverſammlung aus allen Schweizer— 
bürgern, welche als Mitglieder des Nationalrathes wähl— 
bar ſind, auf die Dauer von drei Jahren ernannt. 
Nach jeder Geſammterneuerung des Nationalrathes fin— 
det auch eine Geſammterneuerung des Bundesrathes 
ſtatt. Die in der Zwiſchenzeit ledig gewordenen Stellen 
werden bei der nächſtfolgenden Sitzung der Bundesver— 
ſammlung für den Reſt der Amtsdauer wieder beſetzt. 

Art. 80. Die Mitglieder des Bundesrathes dürfen 
keine andere Beamtung, ſei es im Dienſte der Eidge— 
noſſenſchaft, ſei es in einem Kantone bekleiden, noch 
irgend einen andern Beruf oder Gewerbe treiben. 

Art. 81. Den Vorſitz im Bundesrath are der 
Bundespräſident, welcher, ſowie auch der Vicepräſi— 
dent, von den vereinigten Räthen aus den Mitglie— 
dern desſelben für die Dauer eines Jahres gewählt 
wird. Der Präſident und der Vicepräſident des Bun— 
desrathes ſind für das nächſtfolgende Jahr in gleicher 
Eigenſchaft nicht wieder wählbar. 

Art. 82. Der Bundespräſident und die übrigen 
Mitglieder des Bundesrathes beziehen einen jährli— 
chen Gehalt aus der Bundeskaſſe. 

Art. 83. Um gültig verhandeln zu können, müſ— 
ſen wenigſtens drei Mitglieder anweſend ſein. 

Art. 84. Die Mitglieder des Bundesrathes haben 
bei den Verhandlungen der beiden Abtheilungen der 
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Bundesverſammlung berathende Stimme, auch das 
Recht über einen in Berathung liegenden Gegenſtand 
Anträge zu ſtellen. 

Art. 85. Die Befugniſſe und Obliegenheiten des 
Bundesrathes inner den Schranken der gegenwärtigen 
Verfaſſung find folgende: 1) Er leidet die eidgenöſſi— 
ſchen Angelegenheiten gemäß der Bundesgeſetze und 
Bundesbeſchlüſſe. 2) Er hat für Beobachtung der Ver— 
faſſung, der Geſetze und Beſchlüſſe des Bundes, ſowie 
der Vorſchriften eidgenöſſiſcher Concordate zu wachen. 
3) Er wacht für die Garantie der Kantonalverfaſſungen. 
4) Er ſchlägt der Bundesverſammlung Geſetze und Be— 
ſchlüſſe vor, und begutachtet die Anträge, welche von 
den Räthen des Bundes, oder von den Kantonen an 
ihn gelangen. 5) Er vollzieht die Bundesgeſetze und 
Bundesbeſchlüſſe, die Urtheile des Bundesgerichtes, ſo— 
wie die Vergleiche oder ſchiedsrichterlichen Sprüche über 
Streitigkeiten zwiſchen Kantonen. 6) Er hat diejenigen 
Wahlen zu treffen, welche nicht durch die Verfaſſung 
der Bundesverſammlung und dem Bundesgericht oder 
durch die Geſetzgebung einer andern untergeordneten Be— 
hörde übertragen werden. Er ernennt Commiſſarien 
für Sendungen im Innern oder nach außen. 7) Er 
wahrt die Intereſſen der Eidgenoſſenſchaft nach außen 
und beſorgt die auswärtigen Angelegenheiten überhaupt. 
8) Er wacht für die äußere Sicherheit, für die Behaup— 
tung der Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz. 
9) Er ſorgt für die innere Sicherheit der Eidgenoſſen— 
ſchaft, für Handhabung von Ruhe und Ordnung. 10) 
In Fällen von Dringlichkeit iſt der Bundesrath befugt, 
ſofern die Räthe nicht verſammelt ſind, von ſich aus 
die erforderliche Truppenzahl aufzubieten und über ſolche 
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zu verfügen, unter Vorbehalt unverzüglicher Einberu— 
fung der Bundesverſammlung, ſofern die Aufgebotenen 
zweitauſend Mann überſteigen oder das Aufgebot länger 
als drei Wochen dauert. 11) Er beſorgt das eidge— 
nöſſiſche Militärweſen und alle übrigen Zweige der Ver— 
waltung, welche dem Bunde angehören. 12) Er ſorgt 
für die Verwaltung der Finanzen des Bundes, für die 
Entwerfung des Voranſchlags (Budgets) und die 
Stellung der Rechnungen über die Einnahmen und Aus— 
gaben des Bundes. 13) Er hat die Aufſicht über die 
HGeſchäftsführung aller Beamten und Angeſtellten der 
eidgenöſſiſchen Verwaltung. 14) Ex erftattet der Bun⸗ 
desverſammlung jeweilen bei ihrer ordentlichen Sitzung 
Rechenſchaft über ſeine Verrichtungen, ſowie Bericht 
über den Zuſtand der Eidgenoſſenſchaft, und wird ihrer 
Aufmerkſamkeit diejenigen Maßregeln empfehlen, welche 
er für Erhaltung und Beförderung gemeinſamer Wohl— 
fahrt für dienlich erachtet. Er hat auch beſondere 
Berichte zu erſtatten, wenn die Bundesverſammlung 
oder eine Abtheilung derſelben es verlangt. 

Art. 86. Die Geſchäfte des Bundesrathes wer— 
den nach Departementen unter die einzelnen Mitglie— 
der vertheilt. Dieſe Eintheilung hat aber einzig zum 

Zwecke die Prüfung und Beſorgung der Geſchäfte zu 
fördern; der jeweilige Entſcheid geht von dem Bun— 
desrathe als Behörde aus. 

Art. 87. Der Bundesrath und ſeine Departe— 
. 75 befugt für einzelne Geſchäfte Sachkundige 

eizuziehen. 

Art. 88. Die Mitglieder des Bundesrathes ſind 
für ihre Verrichtungen verantwortlich. Ein Bundes— 
geſetz wird dieſe Verantwortlichkeit näher beſtimmen. 
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Art. 89. Eine Bundeskanzlei, welcher ein Kanzler 
vorſteht, beſorgt die Kanzleigeſchäfte bei der Bundes— 
verſammlung und bei dem Bundesrath. Dieſelbe ſteht 
unter der beſondern Aufſicht des Bundesrathes. Die 
nähere Organiſation der Bundeskanzlei bleibt der 
Bundesgeſetzgebung vorbehalten. 


IV. Bundesgericht. © 


Art. 90. Zur Ausübung der Rechtspflege fo weit 
dieſelbe in den Bereich des Bundes fällt, wird ein 
Bundesgericht aufgeſtellt. Für Beurtheilung von Straf- 
fällen werden Schwurgerichte (Jury) gebildet. 

Art. 91. Das Bundesgericht beſteht aus eilf Mit— 
gliedern mit fünf Erſatzmännern. | 

Art. 92. Die Mitglieder des Bundesgerichtes und 
die Erſatzmänner werden von der Bundesverſammlung 
gewählt. Ihre Amtsdauer iſt drei Jahre. Nach der 
Geſammterneuerung des Nationalrathes findet auch 
eine Geſammterneuerung des Bundesgerichts ſtatt. Die 
in der Zwiſchenzeit ledig gewordenen Stellen werden 
bei der nächſtfolgenden Sitzung der Bundesverſamm— 
lung für den Reſt der Amtsdauer wieder beſetzt. 

Art. 93. In das Bundesgericht kann jeder Schwei— 
zerbürger ernannt werden, der in den Nationalrath 
wählbar iſt. Von der Wählbarkeit find jedoch ausge— 
ſchloſſen die Mitglieder des Bundesrathes und die 
von ihm gewählten Beamten. f 

Art. 94. Der Präſident des Bundesgerichts wird 
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von der Bundesverſammlung, der Vicepräſident vom 
Bundesgericht ſelbſt, beide jeweilen für drei Jahre er— 
nannt. 

Art. 95. Die Mitglieder des Bundesgerichtes wer— 
den aus der Bundeskaſſa durch Taggelder entſchädigt. 

Art. 96. Das Bundesgericht beſtellt ſeine Kanzlei. 

Art. 97. Das Bundesgericht urtheilt als Civil— 
gericht über Streitigkeiten, welche nicht politiſcher 
Natur ſind: 

a) zwiſchen Kantonen unter ſich; 

b) zwiſchen dem Bund einerſeits und Kantonen, 

Corporationen oder Privaten andererſeits; 

c] über Streitigkeiten in Bezug auf Heimathloſig— 
keit. In den unter Litt. a und b bezeichneten 
Fällen geſchieht die Ueberweiſung an das Bundes— 
gericht durch den Bundesrath. Wenn dieſer die 
rage, ob ein Gegenſtand vor das Bundesge— 
unt gehöre, zweifelhaft findet oder verneinend 
twortet, ſo entſcheidet hierüber die Bundes— 
verſammlung. 

Art. 98. Das Bundesgericht iſt verpflichtet, auch 
die Beurtheilung anderer Fälle zu übernehmen, wenn 
daſſelbe von den ſtreitenden Parteien als Schiedsgericht 
angerufen wird, wobei jedoch die Koſten ausſchließlich 
auf Rechnung der Parteien fallen. 

Art. 99. Zur Beurtheilung von Straffällen 
theilt ſich das Bundesgericht in Sektionen für Bildung 
der Anklagekammer, des Aſſiſen- und des Caſſations— 
gerichtes. 

Art. 100. Das Aſſiſengericht mit Zuziehung von 
ee eee welche über die Thatfrage abſprechen, ur: 
theilt: 


6 
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a) in Fällen, wo von einer Bundesbehörde, die 
von ihr ernannten Beamten zur ſtrafrechtlichen 
Beurtheilung überwieſen werden; 

b) über Fälle von Hochverrath gegen die Eidge— 
noſſenſchaft, von Aufruhr und Gewaltthat gegen 
die Bundesbehörden; 

e) über Verbrechen gegen das Völkerrecht; 

d) über politiſche Verbrechen, welche Urſache oder 
Folge derjenigen Unruhen ſind, durch die eine 
bewaffnete eidgenöſſiſche Intervention veranlaßt 
worden iſt. Der Bundes verſammlung ſteht das 
Recht zu, hinſichtlich ſolcher Verbrechen Amneſtie 
oder Begnadigung auszuſprechen. 

Art. 101. Es bleibt der Bundesgeſetzgebung uͤber— 

laſſen, auch noch andere Fälle in die Competenz des 
Bundesgerichtes zu legen. 


V. Sitz der Bundesbehör 


Art. 102. Der Sitz der Bundesbehörden wird 
durch ein Bundesgeſetz beſtimmt. Ueber die Leiſtungen, 
welche der betreffende Ort zu übernehmen hat, wird die 
Bundesgeſetzgebung das Nähere verfügen. 


VI. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen für die 
verſchiedenen Bundesbehörden. 


Art. 103. Die Bundesgeſetzgebung wird das 
Nähere beſtimmen: 
a) über Bildung der Wahlkreiſe, über Organiſation 
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und Geſchäftsgang der Bundesverſammlung und 
des Bundesrathes, über Organiſation des Bun— 
desgerichts und Bildung der Schwurgerichte; 
b) über Beſoldung und Entſchädigung der Mit— 
glieder der Bundesbehörden und der Bundes— 
kanzlei; 
c) über Aufſtellung eines Staatsanwalts; 
d) über die Verbrechen, welche in die Competenz 
des Bundesgerichts fallen, und über die Straf— 
geſetze, welche anzuwenden ſind; 
über das Verfahren vor dem Bundesgericht, vor 
welchem in Civil- wie in Straffällen mündlich 
und öffentlich verhandelt wird; 
f, über die Gerichtskoſten. 


2 Dritter Abſchnitt. 


Reviſion der Bundes verfaſſung. 


E 


— 


Art. 104. Die Bundesverfaſſung kann jederzeit 
revidirt werden. 

Art. 105. Die Reviſion geſchieht auf dem Wege 
der Bundesgeſetzgebung. 

Art. 106. Wenn eine Abtheilung der Bundesver— 
fammlung die Reviſion beſchließt und die andere nicht 
zuſtimmt, oder wenn fünfzigtauſend ſtimmberechtigte 
Schweizerbürger die Reviſion der Bundesverfaſſung ver— 
langen und die beiden Räthe die Reviſion ablehnen, ſo 
muß im einen wie im andern Falle die Frage, ob eine 
Reviſion ſtattfinden ſoll oder nicht, dem ſchweizeriſchen 
Volke zur Abſtimmung vorgelegt werden. Sofern in 
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einem dieſer Fälle die Mehrheit der ſtimmenden Schweizer— 
bürger über die Frage ſich bejahend ausſpricht, ſo ſind 
beide Räthe aufzulöſen und neue zu wählen, um die 
Reviſion zur Hand zu nehmen. 

Art. 107. Die revidirte Bundesverfaſſung tritt in 
Kraft, wenn ſie von der Mehrheit der ſtimmenden 
Schweizerbürger und von der Mehrheit der Kantone 
angenommen iſt. 


Uebergangsbeſtimmungen. 


Art. 1. Ueber die Annahme gegenwärtiger Buss 
verfaſſung haben ſich die Kantone auf die 1 
Kantonalverfaſſungen vorgeſchriebene, oder — 10” 
Verfaſſung hierüber keine Beſtimmung enthält — auf 
die durch die oberſte Behörde des betreffenden Kantons 
feſtzuſetzende Weiſe auszuſprechen. 

Art. 2. Die Ergebniſſe der Abſtimmung ſind dem 
Vororte zu Handen der Tagſatzung mitzutheilen, welche 
entſcheidet, ob die neue Bundesverfaſſung angenom— 
men ſei. N ö 
Art. 3. Wenn die Tagſatzung die Bundesver— 
faſſung als angenommen erklärt hat, ſo trifft ſie un— 
mittelbar zur Einführung derſelben die erforderlichen 
Beſtimmungen. Die Verrichtungen des eidgenöſſiſchen 
Kriegsrathes und des Verwaltungsrathes für die eidge— 
nöſſiſchen Kriegsfonds gehen auf den Bundesrath über. 

Art. 4. Sobald die Bundesverſammlung und der 
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Bundesrath conſtituirt ſein werden, tritt der Bundes— 
vertrag vom 7. Auguſt 1815 außer Kraft. 

Entworfen durch die am 16. Auguſt 1847 von der 
Tagſatzung ernannte Reviſionscommiſſion. 


Bern, den 8. April 1848. 
Die Mitglieder derſelben: Folgen die Unterſchriften. 


Grundzüge 


engliſchen Verfaſſung. 


Das Parlament beſteht aus dem Ober- uud Unter: 
hauſe. 
Das Oberhaus beſteht aus den geiſtlichen und Mi- 
lichen Lords; jene find die Erzbiſchöfe und Biſchöfe, 
weltliche Lords iſt neben den Prinzen des königl. Hauſes 
jeder Baron des Reiches, welcher Haupt ſeiner Familie 
und 21 Jahre alt iſt. Es iſt Vorrecht der Krone, un— 
beſchränkt Peers zu ernennen. Gegenwärtig ſind es 
etwa 343 Perſonen. 

Nebſt dem wird der Körper des ſchottiſchen Adels 
repräſentirt durch 16 aus und von ihm nach Art. 22 und 
23 der Union gewählte Peers. 

Das Unterhaus beſteht aus den Abgeordneten der 
Grafſchaften, Wahlflecken, Städte und Univerſitäten. 
Die 40 Grafſchaften von England wählen jede 2, die 
33 Landſchaften von Schottland 30, jede der 32 Graf— 
ſchaften von Irland 2 Glieder zum Unterhauſe. 0 

Von den 24 großen Städten (eities) ſendet jede 
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2, London aber 4; hiezu kommen die Abgeordneten von 
167 gemeinen Städten (Boroughs) *) deren jede 2, 
jene von 5 Flecken, deren jeder einen Repräſentanten 
ſendet. Die beiden Univerſitäten Oxford und Cambridge 
ſenden jede 2 und eben ſo viel jede der 8 Seeſtädte. 
Die 12 Städte in Wales wählen jede einen; Edinburg 
in Schottland einen und die übrigen 64 Städte dieſes 
Landes zuſammen 14 Abgeordnete. 

Im Ganzen zählt das Unterhaus 658 Glieder, wo— 
von 489 aus England, 24 aus Wales, 45 aus Schott— 
land und 100 aus Irland ſind *). 

Jede Grafſchaft, jede Stadt und jeder Flecken 
wählen ihre Abgeordneten zum Parlament unmittelbar. 

Wähler in den Grafſchaften iſt, wer 21 Jahre 
alt iſt und Beſitzer eines Freigutes iſt, von einem jähr— 
lichen Ertrage von 40 Schillingen, rein von allen Laſten 
und Abzügen, ausgenommen die parlamentariſchen und 
pfarramtlichen Abgaben. 

In den Städten und Flecken gilt dieſes Minimum 
von der Hausmiethe, ſie möge empfangen oder ent— 
richtet werden. 

Wählbar iſt für eine Grafſchaft, wer ein Frei— 
oder Lehengut beſitzt von 600 Pfund (und für eine 
Stadt oder Flecken von 300 Pfund) jährlichen Ein— 
kommens, jedoch, daß er keine der Eigenſchaften habe, 
welche unfähig machen, z. B. Minderjährigkeit, An: 


* Durch die Reformbill von 1832, wodurch viele Mißbräuche bei den 
Wahlen abgeſchafft wurden, hat dieſes Verhältniß eine weſentliche 
Veränderung erfahren. 


**) Gegenwättig ſtellt ſich dieſes Verhältniß folgendermaßen: Von 658 
Mitgliedern kommen 471 auf England, 29 auf Wales, 53 auf Schott⸗ 
land und 105 auf Irland. 
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ſtellung beim Schatze, bei den Armeen, bei dem Finanz— 
weſen überhaupt und dergleichen. 

Es waren für die Abgeordneten ehemals Diäten, 
für jene der Grafſchaften 4, für jene der Städte und 
Flecken 2 Schilling gebräuchlich. Nun aber haben die 
engliſchen Deputirten keine Diäten mehr, wohl aber die 
Uebrigen. Das Gehalt des Sprechers des Unterhauſes 
aber iſt nebſt andern Vortheilen 4000 Pf. St. 

Kein Abgeordneter iſt an eine Inſtruktion ſeiner 
Committenten gebunden. Jeder Repräſentant repräſen— 
tirt das ganze Land. 

Uebertragung der Stimme iſt nicht geſtattet im 
Unterhauſe, wohl aber im Oberhauſe an ein anderes 
Glied deſſelben. 

Das Parlament kann ſich verſammeln nur auf 
Berufung des Königs. Er kann aber nicht über drei 
Jahre regieren, ohne Verſammlung des Parlaments. 

Der König hat das Recht das Parlament zu pro— 
rogiren, d. h. die Function der Repräſentanten zu 
unterbrechen. 

Er kann es auflöſen, ſo daß das Amt der Reprä— 
ſentanten ganz aufhört und bei Wiederberufung zur 
neuen Wahl geſchritten werden muß. Das Amt der 
Repräſentanten hört auch von ſelbſt auf nach Ablauf 
von ſechs Jahren. 

Nach alten Geſetzen geheime Verhandlung, nach 
dem Herkommen aber die höchſte Oeffentlichkeit 
in den Verhandlungen beider Häuſer. Im Ober— 
hauſe hat den Vorſitz zu führen und die Formalität des 
Geſchäftsgangs zu handhaben der Lordkanzler, oder der 
Großſiegelbewahrer, oder jeder, den der König hiezu 
beſtimmt. Iſt keiner beſtimmt, ſo wählt das Oberhaus 
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ſich ſelbſt den Sprecher. Das Unterhaus wählt immer 
ſeinen Sprecher, der König beſtätigt ihn. Der Spre— 
cher des Oberhauſes, wenn er Parlamentslord iſt, kann 
ſeine Meinung abgeben, nicht ſo der Sprecher des 
Unterhauſes. 

In jedem Falle verbindet der Schluß der Mehr— 
heit das ganze Haus. Die Stimmen werden offen 
und öffentlich gegeben. 

Committeen werden bei der 2ten Vorleſung einer 
Bill gebildet zur Prüfung. Keine Committe kann 
ſich über die Zeit der Thätigkeit des Parla— 
ments eritreden. 

Die geſetzgebende Gewalt wird ausgeübt durch den 
vereinten Willen des Königs, des Oberhauſes und des 
Unterhauſes. 

Ohne daß alle drei einwilligen, kann kein Geſetz 
gegeben, keines abgeſchafft werden. Geſetze über Be— 
ſteuerung müſſen im Unterhauſe beginnen. 

Das Parlament hat das Steuerbewilligungsrecht, 
ſomit das Recht, die Nothwendigkeit der Ausgaben, die 
Budgets zu prüfen, Einfluß auf die ganze Verwaltung, 
Aufſicht über Verwendung, Oberaufſicht über alle 
Staatsrechnungen. 

Es iſt das fruchtbarſte Recht der engliſchen Nation. 

Aber das Parlament hat nicht die Kaſſen— 
verwaltung ſelbſt. 

Die Civilliſte it genau beſtimmt, die Berech— 
nung der dazu verwendeten Gelder wird 
vorgelegt; die Ausgaben des Königs er— 
ſcheinen im Druck, um durch öffentliche Rechenſchaft 
die Verſchwendung zu verhüten. 

Das Recht der Petition und Beſchwerdeführung 
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unter Verantwortung der Staatsbeamten, beſonders der 
Miniſter. Das Unterhaus hat die Anklage, das Ober— 
haus die Unterſuchung und Entſcheidung. 

Das Parlament hat auf alle Zweige der Verwaltung, 
auf Krieg und Frieden, Handel u. ſ. w. durch das 
Abgaben-Bewilligungsrecht mittelbaren Einfluß. 

Freiheit zu ſprechen und zu erörtern, ſo daß eine 
Aeußerung im Parlamente von einer andern Behörde 
oder an einem andern Orte außerhalb dem Parlamente 
nicht unterſucht werden kann. Unverletzlichkeit ihrer 
Perſonen; ſie können während der Sitzungen Schulden 
halber nicht, wohl aber wegen Verbrechen ver— 
haftet werden, jedoch daß in dieſem Falle das betreffende 
Haus Einſicht von der Urſache nehme. Ihre Briefe 
ſind poſtfrei. 

Keine Provinzialſtände, aber unbeſchränktes Recht 
der Einzelnen, in Geſellſchaften und Clubs zuſammen 
zu treten, in ſo fern nur nicht dieſelben auf Staats— 
verrath oder Felonie gehen. 

Die Grundgeſetze des vereinigten Königreichs Groß— 
britanien und Irland ſind: 7 

1) Die magna charta libertatum vom 15. Juni 
1215, der große Freiheitsbrief des engliſchen Volks 
vermöge deſſen kein freier Mann ohne Unterſuchung in 
gefänglicher Haft oder ſeiner Güter beraubt und nur 
durch ſeines Gleichen gerichtet werden kann. 

2) Die Londoner Statuten vom 10. Oktober 1297, 
die dem Unterhauſe das Recht der Steuerbewilligung 
und der Kontrolle der Staatsfinanzen ſichern, daher 
auch die Rathgeber der Krone dem Volke verantwortlich 
machen. 

3) die Rechte-Bill (Petition of rights) von 1628, 
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wodurch alle Landesprivilegien aufs Neue gefordert und 
vom Souverain anerkannt worden ſind. 

4) Die Habeas-Corpus-Akte von 1679, welche 
vorſchreibt, daß bei Tumulten die Theilnehmer an den 
Unruhen zwar ſofort verhaftet werden können, aber 
dann innerhalb 24 Stunden verhört und gegen Bürg— 
ſchaft auf freien Fuß geſtellt werden müſſen, wenn nicht 
der begründete Verdacht eines ſchweren Verbrechens 
auf ihnen laſtet. 

5) Die Rechte- und Succeſſions-Bill und Dekla— 
ration von 1689 und 

6) die ahnliche Akte vom 12. Juni 1701, welche 
beide die Rechte und Freiheiten des engliſchen Volks 
ſicher ſtellen, während die Akte von 1701 im beſondern 
das deutſche Fürſtenhaus Braunſchweig-Lüneburg-Ha— 
nover auf den Thron berief. 

7) Die Unions-Akte zwiſchen England und Schott— 
land vom 16. März 1707, durch welche die Schotten 
ganz gleiche Rechte mit den Engländern erlangten, ſo 
daß beide Reiche von da an nur Ein Reich Großbri— 
tanien bilden und durch Ein Parlament in London re— 
präſentirt werden. 

8) Die Unions-Akte zwiſchen Großbritanien und 
Irland vom 2. Juli 1800, welche die proteſtantiſchen 
Irländer den Engländern und Schotten vollkommen 
gleich ſtellt und den irländiſchen Katholiken dieſelben 
bürgerlichen Freiheiten gewährleiſtet, mit Ausnahme der 
Fähigkeit ins Parlament gewählt zu werden. Vermöge 
dieſer Akte wurde auch das bisher in Dublin beſtandene 
Parlament mit der allgemeinen Volksvertretung in London 
vereinigt. 

9) Die Emancipations-Akte der Katholiken vom 
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29. April 1829, der den Katholiken dieſelben politiſchen 
Rechte einräumte, welche die Proteſtanten genießen; 
daher das Recht der Bekenner der römiſch-katholiſchen 
Kirche, im Parlament zu ſitzen. 

10) Die Reform-Akte vom 6. Juni 1832, wodurch 
manche Mißbräuche beſeitigt wurden, die ſich im Laufe 
der Jahrhunderte bei der Wahl der Volksvertreter ein— 
geſchlichen hatten. 


Entwurf 


des deutſchen Reichsgrundgeſetzes. 


Der von der Siebzehner-Kommiſſion ausgearbeitete 
„Entwurf des deutſchen Reichsgrundgeſetzes“ umfaßt 
30 Paragraphen in Artikeln. Dieſes Reichsgrund— 
geſetz hat zur Hauptgrundlage das Princip der Natio— 
naleinheit Nach dem Art. J., F. 1. bilden die zum 
bisherigen deutſchen Bunde gehörigen Lander, mit Ein— 
ſchluß der neuerdings aufgenommenen preußiſchen Pro— 
vinzen und des Herzogthums Schleswig, fortan Ein 
Reich (Bundesſtaat). (Wegen des Großherzogthums 
Poſen und des Iſtrianer Kreiſes wird eine Beſtimmung 
vorbehalten). Die Selbſtſtaändigkeit der einzelnen deut— 
ſchen Staaten wird ($. 2) nicht aufgehoben, aber, ſo— 
weit es die Einheit Deutſchlands fordert, beſchrankt, 
indem theils einzelne Staatsangelegenheiten fortan aus— 
ſchließlich der Reichsgewalt anheimfallen, theils dem 
Volke gewiſſe Grundrechte und Einrichtungen von Reichs— 
wegen gewährleiſtet werden. Der Reichsgewalt (Art. 
II.) ſteht fortan ausſchließlich zu: 1) die völkerrechtliche 
Vertretung Deutſchlands und der einzelnen deutſchen 
Staaten nach Außen; 2) das Recht über Krieg und 
Frieden, 3) das Heerweſen, beruhend auf ſtehendem 
Heer und Landwehr (allgemeine Wehrpflicht ohne Stell— 
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vertretung), 4) das Feſtungsweſen, 5) die Sicherung 
Deutſchlands zur See durch eine Kriegsflotte und Kriegs— 
häfen, 6) das Zollweſen, 7) das Poſtweſen, 8) Geſetz— 
gebung und Oberaufſicht über Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen 
und Telegraphen, 9) Ertheilung von Erfindungspatenten, 
die ſich auf das ganze Reich erſtrecken, 10) die Geſetz— 
gebung im Gebiete des öffentlichen und Privatrechts, ſo 
weit eine ſolche zur Durchbildung der Einheit Deutſchlands 
erforderlich iſt (Geſetz über deutſches Heimathsrecht und 
Staatsbürgerrecht, über ein für ganz Deutſchland gleiches 
Münz-, Maß- und Gewichtsſyſtem u. ſ. w.), 11) die 
Gerichtsbarkeit in dem im F. 24 bezeichneten Umfang, 
12) die Verfügungen über fämmtliche Zoll- und Poſt⸗ 
einkünfte und, ſofern dieſe und ſonſtige Reichseinnahmen 
(Taxen, Konceſſionsgelder u. ſ. w.) nicht ausreichen, 
die Belegung der einzelnen Staaten mit Reichsſteuern. 
Die Fülle der Reichsgewalt iſt in dem Reichsoberhaupte 
und dem Reichstage vereinigt (Art. III.). Verantwort- 
liche Reichsminiſter, an der Spitze eigener Reichsbehörden, 
ſtehen der Verwaltung vor, ein Reichsgericht übt die Reichs— 
gerichtsbarkeit. Die Würde des Reichsoberhaupts (deut— 
ſchen Kaiſers) fol um der Sicherſtellung der wahren 
Wohlfahrt und Freiheit des deutſchen Volkes willen 
erblich ſeyn (§. 5). Das Reichsoberhaupt reſidirt 
in Frankfurt a. M. und bezieht eine mit dem Reichs— 
tage zu vereinbarende Zivilliſte. Dem Kaiſer ſteht zu: 
die vollziehende Gewalt in allen Angelegenheiten des 
Reichs; Ernennung der Reichsbeamten und der Offiziere 
des ſtehenden Heeres und der Marine, ſowie der 
Stabsoffiziere der Landwehr; Vertheilung des ſtehenden 
Heeres; Ertheilung von Erfindungspatenten; außer— 
ordentliche Berufung, Vertagung, Schließung und 
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Auflöſung des Reichstages; Verkündigung der Be— 
ſchlüſſe des Reichstages, welche dadurch verbindliche 
Kraft für alle Theile des Reiches erhalten; das Recht 
des Vorſchlags und der Zuſtimmung zu den Geſetzen 
theilt er mit dem Reichstage; die völkerrechtliche Ver— 
tretung Deutſchlands und der einzelnen deutſchen Staaten, 
Ernennung und Beglaubigung der Geſandten und 
Konſuln; Abſchluß der Verträge mit auswärtigen 
Staaten und Ueberwachung der Verträge der einzelnen 
deutſchen Staaten; Entſcheidung über Krieg und Frieden. 
Der Kaiſer iſt unverletzlich und unverantwortlich; alle 
ſeine Verfügungen müſſen dagegen von wenigſtens 
einem der Reichsminiſter unterzeichnet werden. Der 
Reichstag (§. 11) beſteht aus zwei Häuſern, dem Ober— 
hauſe und dem Unterhauſe; das Oberhaus aus höch— 
ſtens 200 Mitgliedern: 1) aus den regierenden Fürſten, 
welche einen Stellvertreter zu ſchicken das Recht haben, 
2) aus einem Abgeordneten von jeder der vier freien 
Städte, 3) aus Reichsräthen (von den einzelnen deutſchen 
Staaten auf 12 Jahre gewählt, ſo daß alle 4 Jahre ein 
Dritttheil austritt; in Staaten, die nur Einen Reichsrath 
ſchicken, ſteht das Wahlrecht den Ständen, in den freien 
Städten den geſetzgebenden Körpern, in ſolchen, die meh— 
rere ſchicken, zur Hälfte den Ständen, zur Hälfte den 
Regierungen zu; die Wahlberechtigung iſt unter den 
einzelnen Staaten mit Rückſicht auf deren Bevölkerung 
vertheilt). Das Unterhaus beſteht aus Abgeordneten 
des Volks (auf 6 Jahre gewählt, ſo daß alle 2 Jahre 
ein Dritttheil austritt; auf je 100,000 Seelen 1 Abge— 
ordneter; Staaten von geringerer Volkszahl ſchicken 
1 Abgeordneten; die Wahl geſchieht durch das Volk; 
ob direkt oder indirekt, bleibt der Geſetzgebung der ein— 
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zelnen Staaten überlaſſen; Wähler iſt jeder volljährige, 
ſelbſtſtandige Staatsangehörige, wählbar jeder Wahl— 
berechtigte nach vollendetem 30. Lebensjahre, ohne 
Unterſchied des deutſchen Staates, dem er angehört, 
keine Urlaubsbewilligung iſt für Beamte erforderlich; 
die Reichsräthe und Unterhausmitglieder beziehen Reiſe— 
und Tage-Gelder aus der Reichskaſſe). Zur Gültig⸗ 
keit eines Reichstagsbeſchluſſes gehört die Uebereinſtim— 
mung beider Häuſer; jedem derſelben ſteht das Recht 
des Geſetzvorſchlags, der Beſchwerde und der Adreſſe 
und die Anklage der Miniſter zu; das Reichsbudget 
wird zuerſt dem Unterhaus zur Beſchlußnahme vorge— 
legt, deren Ergebniß das Oberhaus nur im Ganzen 
verwerfen kann; zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes 
gehört die Gegenwart von wenigſtens 4 der Mitglieder 
und die abſolute Mehrheit der Stimmen; der Reichs— 
rath verſammelt ſich jahrlich in Frankfurt; doch kann 
der Kaiſer zu jeder Zeit außerordentliche Sitzungen 
berufen; die Sitzungen beider Häuſer ſind öffentlich; 
die Mitglieder ſind, außer dem Fall der Ergreifung 
auf friſcher That bei einem peinlichen Verbrechen, un— 
antaſtbar. Das Reichsgericht F. 22.) beſteht aus 
21 Mitgliedern, fie werden zu 4 vom Reichsoberhaupt, 
zu 4 vom Oberhaus, zu 4 vom Unterhaus auf Lebens— 
zeit ernannt; das Reichsgericht hat ſeinen Sitz in 
Nürnberg; ſeine Sitzungen ſind öffentlich; es ent— 
ſcheidet (§. 24) Streitigkeiten, politiſche und recht— 
liche, zwiſchen den einzelnen deutſchen Staaten oder 
zwiſchen regierenden Fürſten, Streitigkeiten über Thron— 
folge, Regierungsfähigkeit und Regentſchaft in den 
einzelnen deutſchen Staaten, Klagſachen von Privat— 
perſonen gegen regierende deutſche Fürſten und gegen 
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deutſche Staaten, zwiſchen Regierungen und Ständen, 
gegen den Reichsfiskus, Anklagen gegen die Reichs— 
miniſter; es hat die Kriminalgerichtsbarkeiten mit Urtheils— 
fällung durch Geſchworene in Fällen des Hoch- und 
Landesverraths gegen das Reich, fo wie bei Majeſtäts— 
verbrechen gegen das Reichsoberhaupt, in welchen Fällen 
dieſem das Recht der Begnadigung zuſteht. Die Grund— 
rechte des deutſchen Volkes (Art. IV.) werden dieſem 
vom Reich gewährleiſtet und ſind: Volksvertretung mit 
entſcheidender Stimme bei der Geſetzgebung und Be— 
ſteuerung und mit Verantwortlichkeit der Miniſter 
gegen die Volksvertreter; Seffentlichkeit der Stände— 
verſammlungen; freie Gemeindeverfaſſung mit ſelbſt— 
ſtändiger Verwaltung; Unabhängigkeit der Gerichte, 
Unabſetzbarkeit der Richter, Oeffentlichkeit und Münd— 
lichkeit des Strafverfahrens mit Geſchworenengerichten; 
Gleichheit aller Stände in Betreff der Staats- und 
Gemeindelaſten und der Amtsfähigkeit; freies Ver— 
ſammlungs- und Vereinsrecht (mit Vorbehalt eines 
Geſetzes gegen den Mißbrauch); unbeſchränktes Petitions— 
recht; Preßfreiheit ohne irgend eine Beſchränkung durch 
Zenſur, Konzeſſionen und Kautionen; Unverbrüchlichkeit 
des Briefgeheimniſſes; Sicherſtellung der Perſon gegen 
willkürliche Verhaftung durch eine Habeaskorpus-Akte; 
Niederlaſſungsrecht in allen deutſchen Staaten, Freiheit 
des Glaubens und der privaten und öffentlichen Re— 
ligionsübung, Gleichheit aller Religionsparteien in 
bürgerlichen und politiſchen Rechten u. ſ. w. Der Art. 
V. enthält Beſtimmungen für die Gewähr des Reichs— 
grundgeſetzes. — 
— — 
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